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Volk ohne Angst 

ln Brasilien formiert sich breiter Widerstand gegen 
die Offensive der Reaktion. Ein Putsch, so De¬ 
monstranten, wird nicht gelingen. 
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Gedanken aus Sachsen 

Die „Linke“ wird zunehmend - so Klaus Bartl, MdL 
aus Sachsen - als Teil des Problems und nicht als 
Lösung begriffen. 
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Thema der Woche 


Ostermärsche 

Aktionen in über 80 Städten und Gemeinden, 
vor Bundeswehr-Zentralen und NATO-Stütz- 
punkten: Fotos und Auszüge aus Reden auf 

Seite 8 bzw. 12 



Die Toten von Brüssel, 
Lahore und Iskanderija 

Kriege gegen die Völker des Nahen Ostens bringen Terror hervor 



rei Anschläge kurz hintereinan¬ 
der. Vergangene Woche schien 
sich zu bestätigen, dass der 
Terror zugenommen hat. In Brüssel 
wurden nach zwei Selbstmordatten¬ 
taten am Flughafen und in einer Me¬ 
trostation 35 Todesopfer gezählt. In 
Lahore, der größten Stadt Pakistans, 
wurden in einem Park mindestens 63 
Menschen von einer Bombe zerris¬ 
sen. Im irakischen Städtchen Iskan¬ 
derija, etwa 50 km südlich von Bag¬ 
dad, starben 41 Personen nach einem 
Bombenattentat in einem Fußballsta¬ 
dion. Wer sind die Täter? In Brüssel 
wurden zwei Brüder als Täter identifi¬ 
ziert, die von den Behörden als Krimi¬ 
nelle mit islamistischem Hintergrund 
bezeichnet wurden. In Lahore bezich¬ 
tigen Berichte einen Einzeltäter, der 
einer Splittergruppe der pakistani¬ 
schen Taliban angehört habe und die 
vielen Christen töten wollte, die im 
Park das Osterfest feierten. Im Irak 
wurde der „IS‘,‘der „Islamische Staat“ 
als Urheber der Tat benannt. 

Es ist verständlich, dass in Deutsch¬ 
land der Anschlag im nahen Brüssel 
im Zentrum der Berichterstattung 
stand. Weil die EU-Kommission in 
Brüssel residiert, vielleicht auch weil 
die NATO dort ihr Hauptquartier 
hat, wurden die Attentate als Angriff 
auf die „Hauptstadt Europas“ und 
daher auch auf Europa bezeichnet. 
„Der Terrorismus hat Belgien getrof¬ 
fen, aber Europa war das Ziel“, sag¬ 
te der französische Präsident Francois 
Hollande. Die französische Regierung 
hatte nach Anschlägen in Paris bereits 
das Notstandsrecht eingeführt und zu¬ 
gleich verschärft, das zu Beginn des 
Algerienkrieges 1955 erfunden und 
erst einmal zuvor - bei den Unruhen 
in Pariser Vororten 2005 - angewen¬ 
det worden war. In Deutschland über¬ 
wog die Kritik am belgischen Staat und 
seiner Polizei. Innenminister Thomas 
de Maiziere versprach eine Verschär¬ 
fung des Integrationsgesetzes, das Im¬ 
migranten den Wohnort noch strikter 


Brüssel nach den Anschlägen 

vorschreiben soll als ohnehin und das 
in der „Bild-Zeitung“als „knallhart“ 
gelobt wurde. Regierungsamtlich wer¬ 
den so Immigranten und/oder Muslime 
als potenzielle Täter identifiziert. Die 
mehr als tausend Brandanschläge, die 
in Deutschland im vergangenen Jahr 
auf Flüchtlingsheime verübt wurden - 
mit glücklicherweise bisher noch kei¬ 
nen Todesopfern - machte weder der 
Innenminister noch sonst jemand zum 
Thema eigener Anti-Terror-Maßnah- 
men. 

US-Kriegsminister Ashton Carter 
handelt. Am 25. März informierte er 


die Presse in Washington, dass seine 
Leute den zweitwichtigsten Mann und 
mehrere „Top-Terroristen“ des IS getö¬ 
tet hätten. „Wir töten systematisch das 
Kabinett des IS“, sagte er. Das ist Krieg 
und individueller Terror zugleich. Die 
Kriege, die die USA und die NATO- 
Staaten - einschließlich der Bundes¬ 
republik Deutschland - gegen Afgha¬ 
nistan, Irak, Libyen und Syrien führen, 
haben in diesen Ländern unvergleich¬ 
bar mehr Menschen - in der Mehrzahl 
Zivilisten - das Leben gekostet als die 
Terroranschläge in Europa. Der Ein¬ 
druck täuscht, dass der Krieg, der ge¬ 



gen die Staaten und die Menschen im 
Nahen und Mittleren Osten geführt 
wird, erst jetzt nach Europa zurück¬ 
kommt. Die verheerenden Anschläge 
von Madrid (2004) und London (2005) 
sprechen dagegen. Dass dieser Krieg 
aber die wichtigste Ursache für den 
Terror nicht nur in Europa darstellt, 
haben die Kriegsgegner auf den Os¬ 
termärschen noch einmal deutlich ge¬ 
macht. Sie haben Recht. Dieser Krieg 
muss endlich gestoppt werden. Erst 
dann werden wir uns vor dem Terror 
sicherer fühlen. 

Lucas Zeise 


Flucht als zentrales Thema 

Rund 20 ooo Menschen beteiligten sich an den Ostermärschen 2016 


Die Friedensbewegung initiierte 
bundesweit über die Ostertage rund 
80 Kundgebungen und Demonstra¬ 
tionen an denen etwa 20 000 Men¬ 
schen teilnahmen. „Und es kamen 
wieder mehr als in den vergangenen 
Jahren“, berichtete die „Tagesschau“ 
am 28. März und nannte als Motiva¬ 
tion der Ostermarschierer „Bundes¬ 
wehreinsätze in weltweiten Konflik¬ 
ten oder deutsche Waffenlieferun¬ 
gen in Krisenregionen“. 

Der Publizist und Theologe Pe¬ 
ter Bürger begrüßte vor dem DGB- 
Haus in Düsseldorf etwa 600 Men¬ 
schen. Weitere schlossen sich dem 
Zug an. Große Zustimmung fand 
dann der Kulturbeitrag der Grup¬ 
pe „Musikandes“ vor dem Rathaus, 
das gleiche galt für die Rede des 


Oberbürgermeisters Thomas Gei¬ 
sel (SPD). 

In Bremen machte Hartmut Dre- 
wes, Sprecher des Bremer Friedens¬ 
forums die westliche Zerstörungs¬ 
politik „in Afghanistan, im Irak, in 
Libyen, in Syrien, in Mali, im Je¬ 
nen und anderswo“ als Gründe der 
Flüchtlingsströme aus. „Nicht bei 
den Schleppern. Das Schlepperge¬ 
schäft konnte sich ja nur durch die 
Kriege entwickeln. 

Und im Zuge der Kriege wurden 
von außen Terrorbanden, wie der 
IS und andere, unterstützt, beson¬ 
ders durch die USA, Saudi Arabien, 
Katar und die Türkei. Sie erhielten 
Geld, Waffen und Operationsmög¬ 
lichkeiten, besonders in Richtung 
Syrien.“ 


Eine Demonstration fand auch 
am US-Fliegerhorst Büchel in der Ei¬ 
fel statt. Dort führten Demonstran¬ 
ten einen Rundgang um das Gelände. 
Hier werden die letzten in Deutsch¬ 
land stationierten Atomwaffen der 
USA vermutet. 

Auch der DGB Baden-Württem¬ 
berg hatte zur Teilnahme an den Os¬ 
termärschen aufgerufen. „Eine dem 
Frieden verpflichtete Außenpolitik 
ist angesichts der Vielzahl der welt¬ 
weiten Krisenherde und vor allem 
angesichts des immer aggressiver 
geführten Krieges in Syrien nötiger 
denn je. Zu einer aktiven, gewaltfrei¬ 
en Friedenspolitik gehört in allerers¬ 
ter Linie, keine Waffen an Aggresso¬ 
renstaaten und in Krisengebiete zu 
liefern“ hieß es in dem Aufruf des 


Gewerkschaftsbundes. Weiter stell¬ 
te er fest: „Die Konversion von Rüs¬ 
tungsproduktion ist notwendig. Die 
Beschäftigten in den betreffenden 
Branchen müssen die Möglichkeit er¬ 
halten, auf eine gleichwertige Stelle 
im zivilen Sektor zu wechseln. Hier 
ist auch die Politik gefordert, alter¬ 
native Projekte und die Erschließung 
ziviler Märkte voranzutreiben, zum 
Beispiel im Rahmen eines Konversi¬ 
onsfonds.“ Die Gewerkschaften po¬ 
chen darauf, militärische Forschung 
an den Hochschulen zu beenden. 
Massenvernichtungswaffen gehören 
nach ihrer Auffassung vernichtet, 
atomare, biologische und chemischen 
Waffen sollten weltweit konsequent 
geächtet werden. 


Demonstration 
gegen TUP 

23. April, Hannover 

Ein breites Bündnis ruft zum 
23. April, vor der Eröffnung der 
Hannover-Messe, zu einer De¬ 
monstration auf. Das Motto: 
Obama und Merkel kommen: 
TTIP & CETA stoppen! - Für ei¬ 



nen gerechten Welthandel! 
Auf der Seite www.ttip-demo. 
de werden dazu aktuelle Infor¬ 
mationen angeboten, so auch 
eine Mitfahrbörse. 

In dieser UZ finden Sie einen 
Beitrag zu den Hintergründen 
für die Demonstration auf 
Seite 2, 

den Aufruf zur Demonstrati¬ 
on auf 

Seite 15. 


Nur noch 
13 Wochen 
bis zum 
UZ-Pressefest 
2016! 

... und die Abrechnungen von 
Solibuttons beim Kassierer des 
Parteivorstandes der DKP sind 
etwas ins Stocken geraden. Das 
darf nicht sein, also: Frühlings¬ 
müdigkeit überwinden - But¬ 
tons kaufen und verkaufen. 
Und für alle Gliederungen der 
DKP der Aufruf: Rechnet zügig 
ab! Damit wir das Pressefest 
auch finanziell stemmen! 

Weitere Infos findet ihr auf der 
neuen und fortlaufend aktua¬ 
lisierten Pressefest-Seite unter 

uz-pressefest.de 



Gerd Ziegler 
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Wirtschaft und Soziales 
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Kolumne von Lucas Zeise 

Kriegsgerät, E-Autos 
und Angestellte 


TTIP - Gefahr für 


Demokratie nicht gebannt 



Wir gratulieren Wolfgang Schäuble. Er 
hat es geschafft, in der Finanzplanung 
des Bundes bis 2020 jedes Jahr ohne 
Neu Verschuldung auszukommen. Ist 
das schon eine tolle Leistung, so wird 
sie noch besser, wenn man erfährt, 
dass die Ausgaben der Bundesminis¬ 
terin für „Verteidigung“ kräftig stei¬ 
gen sollen. Ursula von der Leyen hat¬ 
te vor kurzem angekündigt, dass in den 
nächsten fünfzehn Jahren 130 Milliar¬ 
den Euro in die deutschen Streitkräf¬ 
te - nur für das Kriegsgerät - inves¬ 
tiert werden sollen und müssen, um die 



Bundeswehr in aller Welt voll kriegs¬ 
tauglich zu machen. Schäuble berück¬ 
sichtigt diesen Eckpunkt deutscher 
Politik und lässt schon 2017 eine nette 
überdurchschnittliche Steigerung des 
Rüstungsetats zu. 

Noch einen Bonbon hält der kluge 
und durchsetzungsstarke Mann für uns 
bereit, als er am 23. März seine mittel¬ 
fristige Finanzplanung der Öffentlich¬ 
keit vorstellt. Auch die arme deutsche 
Autoindustrie kommt in den Genuss 
einer Förderung. Das hatten Kanzle¬ 
rin und Autobosse ja schon lange für 
extrem dringlich gehalten. Nur Schäub¬ 
le hatte Bedenken. Die schwarze Null, 
sein Markenzeichen, für null Neuver- 


Die Europäische Bürgerinitiative „Fair 
Transport Europe“ muss bis 14. Septem¬ 
ber 2016 eine Million Unterschriften aus 
mindestens sieben EU-Staaten sammeln, 
um in der EU eine Anhörung zu den For¬ 
derungen für einen „fairen Transport“ zu 
erreichen. In Deutschland müssen dazu 
mindestens 250 000 Unterschriften Zu¬ 
sammenkommen. Europäische Gewerk¬ 
schaften, darunter auch ver.di, beteiligen 
sich an der Aktion. 

Löhne und Arbeitsbedingungen von 
Millionen im europäischen Verkehrswe¬ 
sen Tätiger werden immer weiter unter 
Druck gesetzt. Die von vielen europa¬ 
weit agierenden Unternehmen zur Er¬ 
höhung ihrer Profite geübte Praxis, ihre 
Lagerhaltung auf die Autobahnen und 
Straßen zu verlegen, führt dazu, dass die 
Anlieferung von Teilen für die Produk¬ 
tion „just in time“ (pünktlich dann, wenn 
die Teile für die Produktion gebraucht 
werden) erfolgen muss. Das übt natürlich 
zeitlichen Druck auf die Lkw-Fahrer aus, 
denn „schuldig“ zu sein am Stillstand der 
Produktion, weil benötigte Teile nicht 
rechtzeitig angeliefert werden, wird je¬ 
der Fahrer unter allen Umständen zu 
vermeiden suchen. 

Die von der EU durchgeführte Libe¬ 
ralisierung des Verkehrswesens hat zur 
Folge, dass nationale Arbeitsbedingun¬ 
gen durch niedrigere Standards in ande¬ 
ren Ländern unter Druck gesetzt werden. 
Der Wettbewerb bei europaweiten Aus¬ 
schreibungen wird in erster Linie um die 
niedrigsten Löhne geführt und so wer¬ 
den die Beschäftigten zu unbezahlten 
Überstunden und zur Umgehung der 
Ruhezeiten gedrängt. 

Und hier kommen allgemeine Inter¬ 
essen ins Spiel, denn private Autofahr¬ 
ten und der Reiseverkehr werden durch 
schlecht bezahlte und übermüdete Lkw- 
Fahrer nicht sicherer. Deshalb sollten wir 
alle ein Interesse daran haben, dass die 


schuldung stehend, sei dann in Gefahr, 
warnte er bislang. Jetzt lenkt er ein und 
will einer Förderung von Elektroautos 
nun doch nicht mehr im Wege stehen. 
5000 Euro soll derjenige erhalten, der 
sich für teures Geld ein Elektrofahr¬ 
zeug leistet, findet Anton Hofreiter von 
den Grünen. Das Ziel der Bundesre¬ 
gierung, wegen der „Energiewende“ 
2020 eine Million E-Fahrzeuge auf den 
Straßen zu haben, kostet den Bund also 
nur popelige 5 Milliarden Euro. Der 
Verband der Automobilindustrie hält 
dazu den „Aufbau einer bundeswei¬ 
ten Ladeinfrastruktur“ für dringend. 
So ähnlich wird es zur Freude derer 
wohl kommen, die dringend einen 
Zweit- oder Drittwagen brauchen und 
der Natur Gutes tun wollen. 

Da ist es doch ziemlich frech, dass 
auch die Angestellten beim Bund und 
den Kommunen mehr Geld haben wol¬ 
len. Sechs Prozent lautet die von der 
Tarifkommission bei ver.di formulier¬ 
te Forderung. Dieses Geld kann - bei 
Schäuble und dem Bund der Steuer¬ 
zahler - niemals aufgetrieben wer¬ 
den. Allein die Kommunen müssten 
dann für die zwei Millionen Begüns¬ 
tigten mehr als fünf Milliarden Euro 
jährlich zusätzlich ausgeben, rechnet 
der Hauptgeschäftsführer des Städte- 
und Gemeindetages, Gerd Landsberg, 
vor. Der Betrag ähnelt nur zufällig der 
Elektroprämie für die Autoindustrie. 
Der Bund ist bei den Tarifverhand¬ 
lungen nicht durch Schäuble, sondern 
durch Innenminister Thomas de Mai¬ 
ziere vertreten. Schäuble kann den¬ 
noch ruhig sein. Auch die Finanzen 
der Kommunen haben sich höchst un¬ 
terschiedlich entwickelt. Die ärmsten 
geben in den Tarifverhandlungen den 
Ton an. Dazu haben die staatstragen¬ 
den Parteien auch den Gemeinden die 
Schuldenbremse als Fessel eingebaut. 
Ein perfektes System, um die Löhne im 
Öffentlichen Dienst noch niedriger zu 
halten als in der Industrie. 


benötigten Unterschriften Zusammen¬ 
kommen. 

Eine weitere Konkurrenzsituation 
beginnt gerade, sich zu etablieren. Die 
Deutsche Bahn möchte ihre Bussparte 
besser auslasten und drängt in den öf¬ 
fentlichen Nahverkehr. Bei Vergabe von 
Lizenzen im ÖPNV hat ein sogenannter 
„Eigenwirtschaftlicher Antrag“ Vorrang 
vor Direktvergabe oder Ausschreibung. 
Da bei einem solchen Antrag keine öf¬ 
fentlichen Zuschüsse gezahlt werden 
müssen, gelten sie auch nicht als öffent¬ 
liche Aufträge. So werden soziale Stan¬ 
dards, die Anwendung von Tarifverträ¬ 
gen und das Tariftreuegesetz - hart er¬ 
kämpft - ausgehebelt. 

Möglich gemacht hat das 2013 die 
schwarz-gelbe Regierungskoalition mit 
der Änderung des Personenbeförde¬ 
rungsgesetzes. Mit ihren Tochtergesell¬ 
schaften übernimmt gerade die Deutsche 
Bahn in Pforzheim den öffentlichen Nah¬ 
verkehr und Hildesheim soll folgen. Die¬ 
ser „Eigenverantwortliche Antrag“ hat 
Vorrang, auch wenn die Beschäftigten 
deutlich schlechter bezahlt oder Sub- 
Sub-Unternehmer beschäftigt werden. 

250 tariflich abgesicherte Arbeits¬ 
plätze gehen in Pforzheim verloren, 
wenn der Kampf der Beschäftigten mit 
24-Stunden-Streiks und anderen Aktio¬ 
nen nicht noch eine Wende durchsetzt. 
Sie könnten sich beim neuen Unterneh¬ 
mer bewerben, wenn sie bis zu 30 Pro¬ 
zent weniger Lohn akzeptieren. 

Kommentar vom ver.di-Bundes- 
vorstand: „Dass sich nun auch noch 
ein Staatsunternehmen daran beteiligt, 
kommunale Verkehrsunternehmen zu 
vernichten, ist ein Skandal.“ 

Im kommunalen Nahverkehr arbei¬ 
ten derzeit noch über 130 000 Menschen. 

Christine Christofsky 

www.fairtransporteurope.de 


D er Kampf gegen CETA, TTIP 
und TISA hat nicht aufgehört. 
Eine neue Runde der Verhand¬ 
lungen zwischen den USA und den 
EU-Institutionen ist im März einge¬ 
läutet worden. Nach der Großdemons¬ 
tration in Berlin im Oktober 2015 
stand die Frage nach dem weiteren 
Vorgehen. Auch Enttäuschung darü¬ 
ber, dass sich nach dieser machtvollen 
Aktion keine sichtbaren Reaktionen 
der Regierenden abzeichneten. Eine 
Aktionskonferenz zum Ende Febru¬ 
ar hat die neuen Entwicklungen ana¬ 
lysiert und festgestellt: Die EU-Kom- 
mission hat eine neue Mogelpackung 
vorgelegt. Der sogenannte „Rat für 
regulatorische Zusammenarbeit“ der 
die Harmonisierung der Gesetzge¬ 
bung zwischen USA und EU koordi¬ 
nieren sollte, taucht in der neuen EU- 
Verhandlungsposition nicht mehr auf. 
Offensichtlich reagierte hier die EU- 
Kommission auf die zunehmende Kri¬ 
tik. 

Mehr als 40 zivilgesellschaftliche 
Organisationen aus ganz Europa ha¬ 
ben dazu folgende Position: „Mit dem 
Gremium entfallen jedoch keines¬ 
wegs auch die Funktionen, die es ur¬ 
sprünglich ausüben sollte. Im Gegen¬ 
teil. Diese bleiben allesamt erhalten. 
Die Kommission fordert weiterhin 
eine „Koordinierung“ der regulatori¬ 
schen Zusammenarbeit - und auch die 
„frühestmögliche“ Einbeziehung von 
Lobbyisten in die Gesetzgebung.... 
Es handelt sich also um eine Mogel¬ 
packung.“ 

Die für diese „neue“ Koordinati¬ 
on zuständigen Akteure werden erst¬ 
mals explizit benannt: Es sollen die 
EU-Kommission und die US-Regula- 
tionsbehörden sein. Sie sollen künftig 
Gesetzesvorhaben gemeinsam darauf 
überprüfen, ob sie den transatlanti¬ 
schen Handel negativ beeinträchtigen 
(Artikel 2b und Artikel x5.1). Diese 
Koordinierung hat keine demokra¬ 
tische Legitimierung. Warum sollen 
US-Regulierungsbehörden bei den 
EU-Gesetzen und umgekehrt, die EU- 
Kommission in den USA mitsprechen? 


Es bleibt dabei: 

Das sogenannte Freihandelsab¬ 
kommen TTIP, wie auch CETA und 
TiSA richten sich massiv gegen die In¬ 
teressen der Bevölkerung aller betrof¬ 
fenen Länder. Auf höchster Geheim¬ 
haltungsstufe sollen diese Mammut- 
Projekte auf EU-Ebene ausgehandelt 
werden. Neben der „Regulatorischen 
Kooperation“ stehen dabei im Mittel¬ 
punkt: 

★ Investitionsschutz 

★ Lebensmittelproduktion und 
Chemikalien 

★ Verbraucher- & Naturschutz, 
Arbeitnehmerrechte 

★ Finanzmarktregulierung & 

D atenschutzfr agen 

Jede Ebene des politisch-gesellschaftli¬ 
chen Lebens ist dabei betroffen. Auch 
die Kommunen. 

Sicht auf Kommune 
und Demokratie 

Das Prinzip der kommunalen Selbst¬ 
verwaltung wird durch das schon ver¬ 
handelte Freihandelsabkommen mit 
Kanada (CETA) und die bisher be¬ 
kannten Positionen zu TTIP verletzt. 
Gestaltungs- und Regulierungsfreihei¬ 
ten der Kommunen können dadurch 
ohne Not und unumkehrbar einge¬ 
schränkt werden. Die Öffentliche Da¬ 
seinsvorsorge wird den Lobbyisten 
der Multinationalen Konzerne ausge¬ 
liefert. Auswirkung auf die kommuna¬ 
le Demokratie wären: Re-Kommuna- 
lisierungsverbote (über Rächet- und 
Stillstandsklauseln*). Verbot von Be¬ 
schränkungen beim Niederlassungs¬ 
recht. Klagemöglichkeit von Konzer¬ 
nen zum Beispiel gegen Kommuna¬ 
le Maßnahmen wie eine Mietbremse 
oder Vereinbarungen über Sozialchar¬ 
tas bei der Veräußerung städtischen 
Wohneigentums, usw. 

Ausschreibungspflichten bei öf¬ 
fentlichen Projekten ab bestimmten 
Schwellenwerten werden EU-USA- 
weit gelten. Preishöhe, ökologische 
und soziale Kriterien wären Opfer und 
Schaden der regionalen Wirtschaft. 


Neuer Vorstoß über die 
EU-Dienstleistungsrichtlinie 

Parallel wurde im Oktober auf EU- 
Kommissionsebene ein erneuter 
Vorstoß zur Verschlechterung der 
EU-Dienstleistungsrichtlinie als Vor¬ 
schlag vorgelegt. Scheinbar unabhän¬ 
gig von TTIP, CETA und TiSA wollen 
die Wirtschaftslobbyisten, innerhalb 
und außerhalb der EU-Kommission, 
dem sich durch die Freihandelsab¬ 
kommen abzeichnenden wirtschaft¬ 
lichen Konkurrenzkampf, mit einer 
weiteren Herabsetzung der Stan¬ 
dards der europäischen Arbeitneh¬ 
merrechte zu Gunsten der europä¬ 
ischen Unternehmen, eine bessere 
Ausgangslage ermöglichen. So soll 
über eine Hintertür das bisher ver¬ 
hinderte Herkunftslandprinzip doch 
noch Gültigkeit bekommen. Behör¬ 
den der Herkunftsländer sollen ei¬ 
nen sogenannten ,Dienstleistungs¬ 
pass 4 ausstellen. Dieser Pass soll be¬ 
scheinigen, dass ein Unternehmen 
alle nötigen Vorschriften erfüllt, die 
in einem anderen EU-Mitgliedsstaat 
gelten - das wäre ein Freifahrtschein 
für betrügerische Firmen. Denn fak¬ 
tisch werden Kontrollen zum Schutz 
der Beschäftigten mit dem Dienst¬ 
leistungspass unmöglich gemacht. In 
der Folge ist zu erwarten, dass noch 
mehr Berufe, die in der BRD einen 
Meisterbrief erfordern, durch weniger 
oder schlechter Qualifizierte ausge¬ 
übt werden. Was wiederum bedeutet, 
das noch mehr Betriebe nicht ausbil¬ 
den, weil ihnen die fachlichen Voraus¬ 
setzungen fehlen. 

Den Schaden haben bei allen Plä¬ 
nen und Abkommen die Arbeitnehmer 
und ihre Familien. Peter Köster 

* Eine Stillstandsklausel legt fest, dass 
nach einer Einigung auf einen Status 
der Liberalisierung dieser Status nicht 
wieder aufgehoben werden darf. Eine 
Rachet-Klausel besagt, dass ein ein¬ 
mal privatisiertes Unternehmen der 
öffentlichen Hand, etwa ein Wasser¬ 
werk, nicht wieder kommunalisiert 
werden kann. 



Bis September eine Million 

ver.di unterstützt EBI für „fairen Transport“ 
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Streit vorerst beigelegt 

ver.di-Gewerkschaftsrat beschließt Kompromiss im Streit um die Energiepolitik. 
Klare Position fehlt dagegen 


D er Gewerkschaftsrat der Verein¬ 
ten Dienstleistungsgewerkschaft 
(ver.di) hat die Position der Or¬ 
ganisation zur Braunkohle geändert - 
wenn auch nur teilweise, wie ihr von 
Umweltverbänden vorgehalten wird. 
Mit diesem Kompromiss soll offenbar 
der schon seit Monaten schwelende in¬ 
terne Konflikt beigelegt werden. 

Am 17. März hatte der Gewerk¬ 
schaftsrat bekräftigt, dass die Energie¬ 
wende in Deutschland konsequent zum 
Erfolg geführt werden müsse, heißt es 
in einer Pressemitteilung. Während der 
genaue Wortlaut des Beschlusses noch 
nicht öffentlich zugänglich ist, wird ver. 
di-Bundesvorstandsmitglied Andreas 
Scheidt zitiert. Demnach sagte die¬ 
ser: „Flexible, schnell regelbare Kraft¬ 
werke auf Basis fossiler Energieträ¬ 
ger werden noch für eine Übergangs¬ 
zeit benötigt, um die wetterabhängige 
Stromerzeugung von Wind- und Solar¬ 
kraftwerken zu ergänzen“. Sollte sich 
aber herausstellen, dass es möglich sei, 
aus der Kohleverstromung schneller 
auszusteigen als bislang vorgesehen, 
müsse die notwendige soziale Absiche¬ 
rung der Beschäftigten mit staatlichem 
Flankenschutz erfolgen. 

Das sei offenbar ein Kompromiss 
„der keinem weh tun soll, aber alles an¬ 
dere als eine klare Position darstellt“ 
wertet die Umweltgruppe Cottbus, 
die ver.di-Mitglieder aus der Lausitz 
bei der Positionierung unterstützt hat, 
den Beschluss in einer Mitteilung. 

Mehr als ein unverbindlicher Kom¬ 
promiss war wohl auch nicht zu erwar¬ 
ten, ging es der ver.di-Führung vor al¬ 
lem darum, den gewerkschaftsinternen 
Streit um die energiepolitische Positi¬ 
on zu entschärfen. Seit dem Bundes¬ 
kongress im vergangenen September 
in Leipzig hatte er sich immer weiter 
zugespitzt. Dort lagen den Delegierten 
ein Leitantrag und zwei Änderungsan¬ 
träge zur Energie- und Klimapolitik 
vor, die aber nicht behandelt, sondern 
an den Gewerkschaftsrat zur Entschei¬ 
dung verwiesen wurden. 

Einer der beiden Änderungsanträ¬ 
ge forderte unterm Strich einen kon¬ 
kreten Fahrplan für den Ausstieg aus 
der besonders klimaschädlichen Ver- 
stromung von Braunkohle. Dieser 
müsse schnellstmöglich erfolgen; der 
damit einhergehende Strukturwandel 


Am vorletzten Samstag nahmen auf 
Einladung der „Initiative Gewerk- 
schafterlnnen für Frieden und Solida¬ 
rität“ zirka 40 Interessierte an einem 
Workshop „Stopp von Waffenhandel 
und Perspektiven der Rüstungskon¬ 
version“ in den Räumen von Ver.di- 
Bochum teil. Argumente gegen rechte 
Stammtischparolen sollten gesammelt, 
zivile Lösungen gesucht werden. 

Zunächst brachte Anne Rieger 
(ehemalige IGM-Bevollmächtigte, 
Bundesausschuß Friedensratschlag) 
überzeugende Argumente dafür, dass 
Rüstungskonversion mitnichten ein 
politischer Nebenkriegsschauplatz ist, 
wie es in einem von ihr zitierten Le¬ 
serbrief aus der UZ behauptet wurde. 
Nach jüngsten Plänen des Verteidi¬ 
gungsministeriums soll einerseits der 
Rüstungshaushalt in den nächsten Jah¬ 
ren um 11 Mrd. EUR von jetzt 35 Mrd. 
EUR auf dann 56 Mrd. EUR gesteigert 
werden. Hingegen titulierten anderer¬ 
seits die Kommunalen Arbeitgeber die 
aktuelle Forderung von ver.di nach ei¬ 
ner Lohnerhöhung von 6 Prozent, zir¬ 
ka 5,6 Mrd EUR für „unangemessen“. 
Bei Einschätzung der Machbarkeit von 
Rüstungskonversion müsse man sich 
vor Augen halten, dass in der Gesell¬ 
schaft fortwährend Konversion statt¬ 
finde. Man denke - im Ruhrgebiet - an 
die Abwicklung der Montanindustrie, 
oder aber an die Energiewende. Die 


müsse aktiv gestaltet werden und dür¬ 
fe nicht zu Lasten der Arbeiter gehen. 
Darüber hinaus dürften keine neuen 
Tagebaue aufgeschlossen werden. Da¬ 
gegen hieß es im Leitantrag, es seien 
„in den kommenden Jahrzehnten wei¬ 
terhin flexibel einsetzbare Kraftwer¬ 
ke“ nötig, die „möglichst hocheffizient“ 
Strom erzeugten. Dazu würden auch 
Anlagen gehören, in denen Braun¬ 


oder Steinkohle verbrannt wird. 

Um ihrem Ansinnen Nachdruck zu 
verleihen, hatten die Befürworter des 
Änderungsantrages auf dem Online- 
Portal Campact eine Petition gestartet, 
um auf der Tagung des Gewerkschafts¬ 
rates den „Pro-Kohle-Kurs“ von ver.di 
zu beenden. Ein „Bekenntnis zur Koh¬ 
le auf Jahrzehnte - also ohne Befris¬ 
tung - geht auch für eine Gewerkschaft 
im Jahre 2016 nicht mehr“, hieß es dort. 


Diskussion einer betrieblichen Rüs¬ 
tungskonversion sollte tunlichst unter 
Einbezug der Belegschaften erfolgen. 
Anne Rieger verwies hier auf das Pa¬ 
radebeispiel von Lucas Aerospace in 
Großbritannien, bei dem die Beleg¬ 
schaft eine breite Palette ziviler Pro¬ 
dukte entwickelte. Vergleichbare Bei¬ 
spiele gibt es auch schon in der BRD. 
Im Übrigen mache der Rüstungshaus¬ 
halt, obzwar mit politischem Gewicht 
versehen, volkswirtschaftlich nur einen 
extrem kleinen Anteil aus. Abschlie¬ 
ßend, und als Ausblick, verwies Anne 
Rieger auf die ermutigende Entwick¬ 
lungen auf dem letzten IGM-Gewerk- 
schaftstag: Es gab viele Anträge zum 
Thema, eine lange Diskussion - und 
den Beschluss zur Erarbeitung eines 
Handlungsleitfadens. Der IGM-Be- 
zirksleiter referierte beim letzten Frie¬ 
densratschlag und redete auch beim 
Ostermarsch. 

Laut der Recherchen von Jürgen 
Grässlin (Sprecher der Kampagne 
„Aktion Aufschrei - Stoppt den Waf¬ 
fenhandel“), der im Anschluss refe¬ 
rierte, haben sich die Genehmigun¬ 
gen für deutschen Waffenexport in 
den letzten Jahren vervierfacht. Die 
BRD ist inzwischen bei den Groß Waf¬ 
fen fünftgrößter, bei den Kleinwaffen 
sogar drittgrößter Exporteur weltweit. 
Ein Großteil der wichtigsten Empfän¬ 
gerländer (in Nahost) weist zwar eine 


Zeitgleich mit dem Bekannt werden 
der Petition trat Reinhard Klopfleich, 
ver.di-Energieexperte aus dem Be¬ 
reich Ver- und Entsorgung an die Öf¬ 
fentlichkeit. Würde der Ausstieg aus 
der Braunkohle- und Steinkohlever- 
stromung über Jahrzehnte gestreckt, 
wäre er nach Auffassung der Gewerk¬ 
schaft ohne betriebsbedingte Kün¬ 
digungen machbar, sagte Klopfleich 


damals nach Medienberichten. Dabei 
müsste der Staat in erheblichem Um¬ 
fang finanziell helfen. Für Abfindun¬ 
gen, Vorruhestandsgelder und Um¬ 
schulungen müsste eine Menge Geld 
in die Hand genommen werden. „Das 
kann eine Milliarde oder mehr wer¬ 
den, aber es geht“, betonte der Ge¬ 
werkschafter. 

Diese Position wurde dann auch 
von ver.di-Vorstand Andreas Scheidt 


schlechte Menschenrechtssituation auf, 
beliefert werden aber - ganz neutral - 
alle Konfliktparteien. Notorisch nutzt 
die Regierung dabei eine raffinierte 
Hintertürklausel im Kriegswaffenkon- 
trollgesetz, dass eigentlich Ausfuhren 
in Krisengebiete verbietet: Man stellt 
einfach das „besondere Interesse“ der 
BRD fest. Der Zusammenhang von 
Waffenexporten und Flüchtlingen liegt 
unmittelbar auf der Hand, sind doch 
Kleinwaffen (z.B. G 3 und G 36 von 
Heckler & Koch) ursächlich für nahe¬ 
zu zwei Drittel der Toten und Verwun¬ 
deten in kriegerischen Auseinander¬ 
setzungen. Das Gros der Flüchtlinge 
stammt aus Syrien, Irak, Afghanistan. 
In diesem Zusammenhang überrascht 
dann nicht, dass Rüstungsunterneh¬ 
men wie Airbus mit der Entwicklung 
von HiTec-Grenzsicherungsanlagen 
auch daran noch verdienen will - eben 
ein Geschäft mit Zukunft. Die zwin¬ 
gende Folgerung für Jürgen Grässlin: 
Stopp von Waffenhandel. Laut einer 
Umfrage befürworten das 83 Prozent 
der Bevölkerung. 

In der Diskussion spielte die Fra¬ 
ge eine Rolle, inwieweit denn bei den 
Rüstungsunternehmen (aber auch bei 
deren Beschäftigten) an eine morali¬ 
sche Verantwortung appelliert werden 
soll. Jürgen Grässlin plädiert dafür, 
durchaus - drastische - Opferbilder 
zur Darstellung der Waffenwirkung 


kurz vor der Tagung des Gewerk¬ 
schaftsrates bekräftigt. Wenn sozialver¬ 
trägliche Lösungen für die Arbeiter in 
der Kohlebranche gefunden würden, 
seien auch Enddaten vor dem bisher 
angepeilten Jahr 2050 denkbar, sag¬ 
te er laut Online-Magazin klimaret- 
ter.info (16.03.2016). Der Staat müsse 
dann allerdings „Flankenschutz bie¬ 
ten und Geld in die Hand nehmen, 


um Beschäftigungsalternativen für 
die Betroffenen zu schaffen“. Aller¬ 
dings sei es seiner Meinung nach nicht 
zielführend, „sich jetzt auf ein Kohle- 
Ausstiegsdatum festzulegen“. Vielmehr 
müsse die Politik dafür sorgen, dass der 
sehr niedrige Börsenstrompreis wieder 
ansteigt, damit die aus dem Markt ge¬ 
drängten klimafreundlichen Gaskraft¬ 
werke wieder profitabel würden. 

Bernd Müller 


zu zeigen, um den Waffenhandel zu 
skandalisieren. Fatal jedoch wäre, wie 
schon von Anne Rieger angemerkt, 
die Belegschaften so zu vergraulen, 
daß sie - nicht zuletzt aus Furcht um 
die Arbeitsplätze - den Schulter¬ 
schluss mit dem Unternehmen suchen 
und jeglichen Dialog verweigern. Auch 
in Orten ohne Rüstungsbetriebe lässt 
sich das Thema forcieren, indem etwa 
die Verantwortung der Politik, kon¬ 
kret: der lokalen Abgeordneten, für 
die Genehmigung von Waffenhandel 
markiert und eingefordert wird. Das 
lebensbejahende Motto der kirchli¬ 
chen Friedensbewegung aus den 80er 
Jahren „Produkte für das Leben, statt 
Waffen für den Tod“ sollte aktualisiert 
werden. Einig war man sich, dass die 
Suche verschiedener gesellschaftli¬ 
cher Akteure - insbesondere der Frie¬ 
densbewegung, der Gewerkschaften, 
der Flüchtlingsräte - nach friedens¬ 
politischen Schnittmengen nebst ge¬ 
meinsamer Aktionen ein großer Fort¬ 
schritt wäre. Bei den Gewerkschaften, 
die nach Wahrnehmung mancher der 
Diskutierenden bisher alles dem Ar¬ 
beitsplatzargument unterordneten, ist 
zumindest die IGM ins Nachdenken 
gekommen. Darin müssen wir sie be¬ 
stärken. Am 12. April trifft sich die In¬ 
itiative jedenfalls, um die Themen wei¬ 
ter zu bearbeiten. 

Karin Gerlich 


Gegen die CSU-Blockade 

Der DGB ruft unter dem Motto: „Glei¬ 
cher Lohn für gleiche Arbeit - den Miss¬ 
brauch von Leiharbeit und Werkver¬ 
trägen beenden!“zur Kundgebung am 
9. April nach München 
Im Aufruf heißt es: 

Der Missbrauch von Leiharbeit und 
Werkverträgen nimmt immer mehr zu, 
in allen Branchen, ob Automobilherstel¬ 
ler, Schlachthöfe, am Bau, im Einzelhan¬ 
del und in Krankenhäusern, in Schulen 
und Verkehrsbetrieben. 

So werden hunderttausende Kolle¬ 
ginnen und Kollegen schlechter bezahlt 
und schlechter behandelt als die Stamm¬ 
belegschaft - und damit zum Lohndum¬ 
ping missbraucht. 

Im Koalitionsvertrag haben Union 
und SPD zugesagt: „Den Missbrauch 
von Werkverträgen und Leiharbeit wer¬ 
den wir verhindern.“ 

Der Gesetzentwurf wurde von der 
CSU gestoppt. 

Jetzt bekommen die Arbeitneh¬ 
merinnen und Arbeitnehmer: NICHTS. 

★ Weil die CSU den Koalitionsvertrag 
nicht erfüllen will. 

★ Weil die CSU Zwei-Klassen-Beleg- 
schaften nicht verhindern will. 

★ Weil die CSU Lohndumping nicht 
wirksam bekämpfen will. 

★ Weil die CSU den Missbrauch von 
Werkverträgen nicht beenden will. 

★ Weil die CSU gleiche Löhne für Leih¬ 
arbeiter nach 9 Monaten verhindern will. 

★ Weil die CSU erlauben will, dass Leih¬ 
arbeiter als Streikbrecher missbraucht 
werden dürfen. 

★ Weil Arbeitgeber und Wirtschaft 
Druck auf die CSU machen, um weiter 
Lohndumping betreiben zu dürfen. 

Wir brauchen ein wirksames Gesetz ge¬ 
gen den Missbrauch von Leiharbeit und 
Werkverträgen - JETZT! 

Die Kundgebung beginnt am Samstag, 
dem 9 . April, um 11 Uhr auf den Odeons¬ 
platz in München. 

Amazon: 

Der Kampf geht weiter 

Beschäftigte am Amazon-Standort in 
Graben bei Augsburg waren am Mon¬ 
tag mit der Frühschicht zum Streik auf¬ 
gerufen. Es geht um existenzsichernde 
Arbeitsbedingungen durch Tarifverträ¬ 
ge, wie ver.di mitteilte. 

„Der hohe Leistungsdruck, nach wie 
vor schlechte Führung, wenig Respekt 
und Anerkennung zeichnen leider im¬ 
mer noch die Arbeitsbedingungen bei 
Amazon aus. Tarifbindung durch faire 
Tarifverträge ist ein wesentlicher Schritt 
zur Verbesserung der Situation“, erklär¬ 
te Thomas Gürlebeck, ver.di-Streikleiter 
in Graben. 

Hubert Thiermeyer, bei ver.di in 
Bayern für den Bereich Handel zustän¬ 
dig, ergänzte: „Der Kampf um existenz¬ 
sichernde Tarifverträge bei Amazon hat 
nicht nur elementare Bedeutung für 
die Beschäftigten bei Amazon selbst, 
sondern für den gesamten Einzelhan¬ 
del. Wenn transnationale Konzerne sich 
Wettbewerbsvorteile auf dem Rücken 
der Beschäftigten verschaffen, heizt dies 
den ruinösen Verdrängungswettbewerb 
im Handel noch weiter an. (...) Amazon 
diktiert momentan einseitig die Löhne, 
überwacht die Beschäftigten und setzt 
sie gesundheitsschädlichem Leistungs¬ 
druck aus. Viele Kunden und Beschäf¬ 
tigte akzeptieren dies auf Dauer nicht“ 

Zara sind 

Betriebsräte unbequem 

Erneut versucht die Textilmodekette 
Zara, sich ihr unbequeme Betriebs¬ 
räte vom Hals zu schaffen. Betroffen 
sind der Vorsitzende des Gesamt¬ 
betriebsrats, Festim Lezi, sowie der 
Sprecher des Wirtschaftsausschusses, 
Marco Grüneschild. Dieses Mal dient 
als Vorwand eine - bislang nicht aus¬ 
geübte - Referententätigkeit der bei¬ 
den ehrenamtlichen Gewerkschafter 
für ein Seminar zur Weiterbildung von 
Betriebsräten. 

ver.di sieht in dem Vorgehen von 
Zara eine Reaktion auf Auseinander¬ 
setzungen um Filialschließungen (UZ 
berichtete). Die Gewerkschaft und die 
Betriebsräte kritisieren, dass Zara den 
Beschäftigten keine adäquaten Ersatz¬ 
arbeitsplätze anbietet, obwohl diese 
vorhanden wären. 



Wer Waffen sät, wird Flüchtlinge ernten 

Gewerkschafterlnnen-Workshop zu Rüstungskonversion und Waffenhandel 
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Innenpolitik 
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Leitkultur: ein Kampfbegriff 

Zum Entwurf eines Bayerischen Integrationsgesetzes 


Merkel für Desaster 
verantwortlich 

„Die Entscheidung der Hilfsorgani¬ 
sationen, ihre Tätigkeit in den soge¬ 
nannten Hotspots auf den griechi¬ 
schen Inseln einzustellen, ist die Kon¬ 
sequenz aus dem schmutzigen Deal 
der EU mit der Türkei“, erklärt die 
innenpolitische Sprecherin der Frak¬ 
tion „Die Linke“, Ulla Jelpke. Jelpke 
weiter: 

„Die Lage der Flüchtlinge auf den 
griechischen Inseln wird sich jetzt 
noch weiter verschärfen. Verantwort¬ 
lich für dieses humanitäre Desaster ist 
maßgeblich Bundeskanzlerin Angela 
Merkel, die den Deal mit der Türkei 
eingefordert hat. 

Während die Bundesregierung 
noch die Lüge verbreitet, in den zu 
Gefängnissen umgebauten Hotspots 
gäbe es faire Asylverfahren, pfeifen 
es die Spatzen von den Dächern, dass 
davon keine Rede sein kann. Dazu 
sind die griechischen Behörden nicht 
in der Lage, und von der EU wird 
es auch gar nicht gewollt. Einziger 
Zweck dieser Lager ist es, die Flücht¬ 
linge schnellstmöglich in die Tür¬ 
kei abzuschieben. Das ist der offene 
Abschied von einem fairen Asylver¬ 
fahren in Europa, das ist ein offener 
Bruch mit der Genfer Flüchtlingskon¬ 
vention. 

Ich habe großen Respekt vor der 
Entscheidung des UNHCR wie der 
internationalen Hilfs- und Menschen¬ 
rechtsorganisationen, sich nicht zum 
Komplizen dieser verbrecherischen 
Politik zu machen. Ich fordere die 
Bundesregierung auf, sich sofort da¬ 
für einzusetzen, dass die Auffangla¬ 
ger in Griechenland geöffnet und den 
Flüchtlingen ermöglicht wird, in ande¬ 
ren Ländern der EU ihre Asylanträge 
zu formulieren. Der Pakt mit der Tür¬ 
kei ist ein Pakt gegen die Flüchtlinge, 
gegen das Völkerrecht und gegen die 
Menschlichkeit. Er muss sofort ge¬ 
kündigt werden.“ 

Prostituiertenschutzgesetz 

„Und wieder eines dieser schlechten 
Gesetze, die in Zeiten einer Großen 
Koalition ohne Rücksicht und Reue 
durchgeboxt werden. Seit den ersten 
Infos hat das Prostituiertenschutzge¬ 
setz bei breiten Allianzen die Alarm¬ 
glocken ausgelöst. Monatelang wur¬ 
de medienwirksam gestritten, um sich 
dann fröhlich zu einigen und das Ge¬ 
setz heute nur mit den kleinsten Ver¬ 
änderungen durch das Kabinett zu 
bringen. Das ist blanker Hohn“, kriti¬ 
siert Cornelia Möhring, Frauenpoli¬ 
tische Sprecherin und stellvertreten¬ 
de Vorsitzende der Linksfraktion im 
Bundestag. Möhring weiter: 

„Die Anmeldepflicht wird für vie¬ 
le Sexarbeiterinnen wegen der ge¬ 
sellschaftlichen Stigmatisierung nicht 
möglich sein. Denn ihre Daten sind 
nicht sicher. Sie werden also in der Il¬ 
legalität Weiterarbeiten und dort den 
Schutz erst recht verlieren. (...) Die 
Große Koalition sollte aufhören sich 
mit sich selbst zu beschäftigen und 
schauen, welche dramatischen Fol¬ 
gen ihr Heiteitei hat.“ 

Nazis contra Ramelow 

Der Thüringer Verfassungsgerichts¬ 
hof verhandelt Anfang April über 
eine Organklage der NPD gegen den 
Ministerpräsidenten von Thüringen, 
Bodo Ramelow. Es geht um folgen¬ 
des: 

Eine Abstimmung im Eisenacher 
Stadtrat ging im Juni 2015 bundesweit 
durch die Medien. Obwohl Mitglieder 
der NPD-Fraktion den Antrag gestellt 
hatten, die Oberbürgermeisterin von 
Eisenach, Katja Wolf, abzuwählen, 
stimmten 13 weitere Ratsmitglieder 
zu. Damit war der Antrag zwar knapp 
gescheitert, doch das Erstaunen war 
groß: Immerhin hatten Mitglieder an¬ 
derer Fraktionen gemeinsam mit der 
NPD gestimmt. In einem Fernsehin¬ 
terview appellierte Thüringens Mi¬ 
nisterpräsident Bodo Ramelow am 
folgenden Tag, „an alle demokrati¬ 
schen Parteien, dass es wirklich keine 
Gemeinsamkeiten auf der Basis von 
NPD-Anträgen geben darf. Die Na¬ 
zis werden damit aufgewertet“. Damit 
habe Ramelow seine parteipolitische 
Neutralität verletzt. (blick nach rechts) 


A ls im Jahr 2000 der damalige 
Vorsitzende der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion Friedrich 
Merz die Debatte um die „deutsche 
Leitkultur“ lostrat, bekam er Gegen¬ 
wind. „Meine Damen und Herren Po¬ 
litiker: Überlegen Sie, was Sie sagen, 
und hören Sie auf, verbal zu zündeln!“ 
warnte Paul Spiegel, Präsident des 
Zentralrats der Juden in Deutschland, 
am 9. November 2000 bei der Kund¬ 
gebung „Aufstehen gegen Antisemi¬ 
tismus“ vor dem Brandenburger Tor 
in Berlin. Der Begriff „Leitkultur“ sei 
populistisch. Wer sie propagieren, set¬ 
ze eine Hierarchie der Kulturen vor¬ 
aus und liefere damit dem Rechtsex¬ 
tremismus und der Intoleranz ein ge¬ 
fährliches Stichwort. 

Fünfzehn Jahre später höhnt die 
FAZ, die damaligen Kritiker und 
Spötter stünden nun „vor ihrer völli¬ 
gen Niederlage. Weder der ,Spiegel 4 
würde seine Wertung , Operation Sau¬ 
erbraten 4 vom 6. November 2000 be¬ 
kräftigen noch die Süddeutsche Zei¬ 
tung 4 ihr Urteil über ,das Geschwätz 
von der Leitkultur 4 vom 11. Novem¬ 
ber 2000.“ (Georg Paul Hefty, faz.net 
21.10.2015 ) 

Bayern wieder einmal als reak¬ 
tionärer Taktgeber vorne dran. Im 
Herbst 2015 angekündigt, hat nun das 
Kabinett den Entwurf für das „Bay¬ 
erische Integrationsgesetz“ beschlos¬ 
sen. Ob dieser Kabinettsbeschluss Ge¬ 
setz werden wird, mag man bezweifeln; 
die SPD erwägt für diesen Fall Verfas¬ 
sungsklage. Als Musterbeispiel für De¬ 
magogie setzt es allemal Maßstäbe. 

Fördern: Nullnummer 
mit Ceschwurbel 

Es geht um Fördern und Fordern, be¬ 
kannt aus der Behandlung von Hartz- 
IV-Beziehern. Und wie bei diesen ist 
der Bereich „Fördern“ schnell abge- 


N icht nur im Umgang mit Elektro¬ 
geräten kommt dem Schutz der 
Daten der Bürgerinnen und Bür¬ 
ger künftig eine noch größere Bedeu¬ 
tung zu. Können sich mittlerweile doch 
immer mehr Alltagsgegenstände mit 
dem Internet verbinden. So etwa Fern¬ 
seher, Kühlschränke und selbst Kinder¬ 
spielzeug. 

Erst kürzlich warnten Experten da¬ 
vor, dass es mittlerweile spezialisierte 
Suchmaschinen gebe, mit denen etwa 
mit dem Internet verbundene Fernse¬ 
her aufgespürt werden könnten. Dies 
birgt die Gefahr, dass Kriminelle die 
noch relativ neuen technischen Ent¬ 
wicklungen etwa zur Wohnraumüber- 
wachung missbrauchen könnten. Je¬ 
doch sind es keineswegs nur potentiel¬ 
le Straftäter und Unternehmen aus der 
Privatwirtschaft, sondern auch staatli¬ 
che Stellen wie Polizei und Geheim¬ 
dienste, die so viele Informationen wie 
irgend möglich über die Gewohnheiten 
der Bürgerinnen und Bürger in Erfah¬ 
rungen bringen wollen. 


hakt: Ein bisserl was zu Sprachunter¬ 
richt, zu Aufgaben in Kitas und Schu¬ 
len, zur „Verantwortung der Wirt¬ 
schaft“ ... Und über allem schwebt der 
Zaubertrank: Erlernen der deutschen 
Sprache. Das alles selbstverständlich 
ohne Rechtsanspruch (der wird expli¬ 
zit in Art. 17 ausgeschlossen) und ohne 
konkrete Finanzierungspläne. Dafür 
aber mit der Drohung, man müsse 
seinen Dolmetscher oder Übersetzer 
selbst bezahlen, Förderkosten zurück¬ 
zahlen, wenn man aus selbst zu ver¬ 
tretenden Gründen das „mindestens 
erwartbare Sprachniveau“ nicht er¬ 
reicht habe. 

Die „zu uns Kommenden“ dürfen 
sich nicht in Parallelgesellschaften ab¬ 
schotten. Es soll eine ausgeglichene 
Bewohner Struktur geschaffen werden. 
Vermieter können am Abschluss eines 
Mietvertrags gehindert werden, wenn 
sich in Gebieten „eine einseitige Be¬ 
wohnerstruktur zu bilden droht oder 
eine solche bereits eingetreten ist“. 
Aber immerhin sollen „qualifizierte 
Migrantinnen und Migranten ... den 
heimischen Arbeitsmarkt bereichern“. 
Auch dass sie sich ehrenamtlich enga¬ 
gieren, wird erwartet. 

Nachsitzen für Missachter 

„Wer durch demonstrative Regelver¬ 
stöße, Verunglimpfungen oder sonst 
durch nach außen gerichtetes Verhal¬ 
ten beharrlich zum Ausdruck bringt, 
dass er die freiheitlich-demokratische 
Grundordnung, die Achtung vor den 
im Grundgesetz konkretisierten Men¬ 
schenrechten, das Recht der Persön¬ 
lichkeit auf Leben und freie Entfaltung 
und die Gleichberechtigung von Mann 
und Frau ablehnt“, wer also nicht spurt 
bei der „Achtung der Rechts- und 
Werteordnung 44 , der kann „durch die 
Sicherheitsbehörden verpflichtet wer¬ 
den, sich einem Grundkurs über die 


Zunehmend zum Sicherheitsrisiko 
für den Datenschutz entwickeln sich da¬ 
her in der letzten Zeit vor allem auch 
Fahrzeuge. Die Zahl der Windschutz - 
scheiben-Kameras, die im Innenraum 
der PKW befestigt werden und das Ver¬ 
kehrsgeschehen kontinuierlich aufneh¬ 
men können, nimmt schon jetzt zu. Auf 
verschiedenen Videoplattformen im 
Internet finden sich immer mehr Film¬ 
ehen, die mit Hilfe dieser sogenannten 
„Dashcams“ aufgenommene Mitschnit¬ 
te - etwa von schweren Unfällen zeigen. 

Datenschützer hatten in der Ver¬ 
gangenheit bereits mehrfach vor dem 
inflationären Einsatz der Spähkame¬ 
ras gewarnt, deren Inhaber nicht selten 
zu der Ausrede greifen, damit etwai¬ 
ge Unfälle beweissicher aufzeichnen 
zu wollen. Der „Düsseldorfer Kreis 44 
ein Zusammenschluss der Aufsichts¬ 
behörden für den Datenschutz, hatte 
hingegen schon in der Vergangenheit 
darauf hingewiesen, dass „der Einsatz 
solcher Kameras - jedenfalls sofern 
dieser nicht ausschließlich für persön- 


Werte der freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung zu unterziehen“. Wer 
nicht an dem verordneten „Grundkurs 
Rechts- und Werteordnung teilnimmt 
oder dessen Durchführung behindert 44 
der wird mit Geldbuße belegt. In den 
Erläuterungen zu dem Gesetzesent¬ 
wurf wird ausgeführt, dass sich diese 
Regelung für die Nichtakzeptanz des 
staatlichen Gewaltmonopols nicht nur 
auf Migranten beschränkt. Auch ein 
Einheimischer „kann zu einer entspre¬ 
chenden Belehrung vorgeladen wer¬ 
den“. Da wird es aber viel zu tun geben 
nach dem Oktoberfest. 

Das ganze Machwerk ist durchzo¬ 
gen mit juristisch völlig schwammi¬ 
gen Begriffen, substanzlosen Postu - 
laten, ohne finanzielle Absicherung, 
ohne konkrete Planvorgaben, ohne 
einklagbare Rechte. Aber das gedeih¬ 
liche Zusammenleben unterschiedli¬ 
cher Menschen mit unterschiedlichem 
kulturellen Hintergrund (Pfui Teufel - 
Multikulti) zu gewährleisten, ist nun 
wahrlich das letzte, was dieses Gesetz 
bewirken soll. Es ist ein weiteres Lehr¬ 
stück der CSU in Sachen Rechtspopu- 
lismus. 

Leitkultur: Rechtes 
Gesindel bedienen 

Die CSU verordnet Integrations¬ 
pflicht. Maßstab ist Bayern, dieses von 
„gewachsenem Brauchtum, von Sitten 
und Traditionen“ geformte Bayern. 
Die „identitätsbildende Prägung un¬ 
seres Landes (Leitkultur)“ gilt es zu 
wahren. Da fliegen uns die „Werte und 
Traditionen des gemeinsamen christ¬ 
lichen Abendlandes“ um die Ohren, 
garniert damit, dass Bayern „zugleich 
um den jüdischen Beitrag zu seiner 
Identität 44 wisse - man hat ja aus den 
Debatten von vor 15 Jahren gelernt. 

Im Aufwasch mit den Migranten 
werden gleich andere Leitkultur-Ver¬ 


liehe oder familiäre Tätigkeiten er¬ 
folgt - datenschutzrechtlich unzuläs¬ 
sig ist. Schließlich umfasse das infor¬ 
mationelle Selbstbestimmungsrecht 
„das Recht des Einzelnen, sich in der 
Öffentlichkeit frei zu bewegen, ohne 
befürchten zu müssen, ungewollt und 
anlasslos zum Objekt einer Videoüber¬ 
wachung gemacht zu werden“, stellten 
die Datenschützer weiter klar. 

Außerdem wiesen die Mitglieder 
des „Düsseldorfer Kreises“ darauf hin, 
dass besagte „Dashcams“ „denVerkehr 
sowie Personen, die sich in der Nähe 
einer Straße aufhalten, ohne Anlass 
und permanent“ aufnehmen würden, 
so dass eine Vielzahl von Verkehrs¬ 
teilnehmern betroffen seien und somit 
„sämtlich unter einen Generalverdacht 
gestellt werden, ohne dass sie von der 
Überwachung Kenntnis erlangen oder 
sich dieser entziehen“ könnten. 

Aktuell bieten jedoch immer mehr 
Firmen Autokameras mit sogenann¬ 
ter GPS-Aufzeichnung zum Kauf an 
und versprechen ihren Kunden, da- 


weigerer mit abgewatscht: „Alle Kin¬ 
der in Kindertagesstätten sollen zen¬ 
trale Elemente der christlich-abend¬ 
ländischen Kultur erfahren.“ Raus mit 
den Atheisten und Kosmopoliten! 
Nieder mit denen, die sich von frem¬ 
den Kulturen Bereicherung erwarten! 

Es gibt auch Deutsche zweiter 
Klasse. Das sind nämlich die, für die 
die Regelungen dieses Gesetzes über 
die Integrationsförderung ebenfalls 
zutreffen, weil sie „in besonderer Wei¬ 
se integrationsbedürftig sind“. Das sind 
Deutsche, die „1. außerhalb der heu¬ 
tigen Grenzen der Bundesrepublik 
Deutschland geboren und nach 1955 
in das heutige Gebiet der Bundesre¬ 
publik Deutschland zugewandert sind 
oder 2. zumindest einen Eltern- oder 
Großelternteil haben, der die Bedin¬ 
gungen der Nr. 1 erfüllt.“ An die Ad¬ 
resse gewisser Kreise innerhalb der 
Russlanddeutschen: Das Nach-unten- 
Treten wird nichts nützen. Wahrlich 
deutsch ist nur der bayrische Arier. 

Weltoffen - für 
Rüstungsexporte 

„Heimat und Weltoffenheit sind Mar¬ 
kenzeichen Bayerns“ tönt der Ent¬ 
wurf ausgerechnet derjenigen mit dem 
Weltbild, vor dem es einen nur grausen 
kann: Nicht Integration, sondern Un¬ 
terwerfung. Nicht Respekt vor ande¬ 
ren Kulturen, sondern deren Entwer¬ 
tung. Die Forderung an jeden Einzel¬ 
nen, den es hierher verschlägt, nach 
Aufgabe der individuellen und kollek¬ 
tiven Geschichte, Überzeugung, Wis¬ 
senschaft, Philosophie, Religion. Wer¬ 
te und eine „identitätsstiftende“ Tra¬ 
dition haben nur im Wesentlichen wir 
Bayern und ein bisserl auch wir Deut¬ 
sche. Und weltoffen sind wir wohl - 
vor allem mit den Rüstungsexporten 
aus bayrischen Landen. Südbayern 
ist mit knapp 70 Rüstungsfirmen ein 
Zentrum der deutschen Wehrtechnik. 
Aber kein Erbarmen mit denen, die 
sich vor dieser todbringenden Welt¬ 
offenheit nach Bayern retten wollen. 

Ursula Vogt 


mit „unbestechliches Beweismaterial 
zur Hand“ zu haben, sollte es zu einem 
Unfall kommen. Moderne Geräte sind 
mittlerweile sogar so gut ausgerüstet, 
dass sie alle Fahrten automatisch mit 
Ton aufnehmen und mit einem inte¬ 
grierten GPS-Modul zugleich auch die 
Bewegungsdaten wie Position und Ge¬ 
schwindigkeit aufzeichnen. 

Vor allem Versicherungsunterneh¬ 
men hatten in der Vergangenheit gro¬ 
ßes Interesse an den technischen Neu¬ 
erungen gezeigt und Versicherungs¬ 
nehmern Vergünstigungen angeboten, 
wenn sie sich auf den Einbau derlei 
Kameras bzw. auch von ansonsten aus 
Flugzeugen bekannten „Blackboxen“ 
einlassen würden. Schon seit geraumer 
Zeit werben Versicherungsunterneh¬ 
men gar damit, Fahrzeughaltern eine 
sogenannte Blackbox in ihren PKW 
einzubauen, die die jeweilige Position 
des Wagens, die Fahrtdauer, Brems¬ 
vorgänge, Start und Ziel der Fahrt und 
sogar Überschreitungen des Tempoli¬ 
mits - versehen mit Datums- und Uhr¬ 
zeitangabe - speichert. Mit Hilfe der 
neuen Technik ausgestattete Fahrzeu¬ 
ge, die beispielsweise gestohlen wurden 
, könnten so wiederbeschafft werden, 
bei Unfällen würde außerdem automa¬ 
tisch ein Rettungswagen alarmiert. 

Was genau mit den gesammelten 
Datensätzen passiert und für wen sie 
einsehbar und nutzbar sind, bleibt für 
die Fahrzeugführer hingegen oftmals 
im Dunkeln. 

Die technische Entwicklung weckt 
somit erwartungsgemäß auch Begehr¬ 
lichkeiten und so dürfte kaum verwun¬ 
dern, dass bezüglich der zunehmenden 
digitalen Vernetzung von Fahrzeug¬ 
technik und Elektrotechnik, vor allem 
auch bei der Polizei und den Geheim¬ 
diensten, das Interesse an den Neue¬ 
rungen groß ist. Die Bundespolizei 
etwa hat bereits geprüft, wie serien¬ 
mäßig in Fahrzeugen verbaute GPS- 
Empfänger und SIM-Module von ihr 
polizeilich genutzt werden könnten. 
Die Rundumüberwachung der Bürge¬ 
rinnen und Bürger schreitet somit na¬ 
hezu ungestört voran. Markus Bernhardt 
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Auseinandersetzen? Entzaubern? 

CSU- und CDU-Politiker wollen Themen der AfD besetzen ... 


Z u Ostern wurde es noch einmal bit¬ 
ter: Die Partei „Die Linke“ verlor 
in Sachsen-Anhalt noch ein Land¬ 
tagsmandat an die AfD. Einige hundert 
Stimmen waren bei der Auszählung am 
Abend des 13. März falsch zugeordnet 
worden - und gingen an jenem Sonntag 
offenbar an die Lucke-Partei Alfa. Das 
Ergebnis der AfD wurde nun leicht nach 
oben korrgiert. Und dabei traf es ausge¬ 
rechnet die Linkspartei. 

Dort wird nach wie vor fieberhaft 
nach den Ursachen der Wahlniederla¬ 
ge gesucht - und das wird sicher auch 
Thema auf dem Bundesparteitag Ende 
Mai in Magdeburg sein. Die Vorsitzen¬ 
den der Partei, Katja Kipping und Bernd 
Riexinger, sowie die Vorsitzenden der 
Fraktion im Deutschen Bundestag, Sah- 
ra Wagenknecht und Dietmar Bartsch, 
schätzten in einer gemeinsamen Erklä¬ 
rung vier Tage nach den Landtagswahlen 
ein, der „Aufstieg der AfD in Deutsch¬ 
land und die Zunahme von Rassismus 
und Demokratieverachtung in ganz Eu¬ 
ropa“ seien Ergebnis der Unsicherheit, 
Hoffnungslosigkeit und Wut, welche die 
Umverteilung des Reichtums von Unten 
nach Oben überall hinterlassen hat ( vgl 
http://www. die-linke. de/, Presseerklärun¬ 
gen). Und: „Der Mangel an bezahlbaren 
Wohnungen und guten Jobs, die Reduk¬ 
tion der Demokratie auf die Verwaltung 
von Sachzwängen sind der Nährboden, 
auf dem der rechte Kulturkampf gedeiht. 
Die schrittweise Übernahme rechter Po¬ 
sitionen wie die von der Großen Koali¬ 
tion beschlossenen jüngsten Einschrän¬ 
kungen des Asylrechts stärken nur die 
Rechten und tragen zur Aushöhlung des 
Grundgesetzes und der Demokratie bei.“ 
So richtig das ist, es beantwortet 
nicht die Frage, warum die Partei „Die 
Linke“, die sich als Partei für die „Er¬ 
werbslosen und Beschäftigten, denjeni¬ 
gen, die sich schlecht bezahlt von Job zu 
Job hangeln müssen und die von Alters¬ 
armut bedroht sind“ sieht, in Sachsen- 
Anhalt so viele Stimmen verloren hat. 
Vor allem wäre eine kritische Analyse 
der eigenen Politik im Land nötig: Wa¬ 
rum sah dort ein Teil ihrer bisherigen 
Wählerinnen und Wähler in der Links¬ 
partei offenbar nicht oder nicht mehr In¬ 
teressenvertreterin der „kleinen Leute“ 
sondern nimmt sie offenbar als Teil des 
etablierten Parteiensystems wahr? Ein 


Grund ist wohl, dass man, wie Bernd 
Riexinger meint, zu viel zu den Men¬ 
schen rede statt mit ihnen. Er forderte 
eine stärkere Ausrichtung als „Kümme¬ 
rerpartei 2.0“ ... 

Doch auch CDU, SPD und Grüne 
haben an die AfD bei allen vergange¬ 
nen Landtagswahlen Stimmen verloren. 


Jetzt geht die Debatte darum, wie mit 
der AfD umzugehen sei: Sich offensiv - 
wie die Partei „Die Linke“ - mit ihrer 
rechten, rassistischen Ideologie und Po¬ 
litik auseinandersetzen? Sie ignorieren 
und darauf setzen, dass sie sich in den 
Parlamenten „entzaubert“? Ihr die The¬ 
men nehmen? Oder ihr gar die Hand rei¬ 
chen und sie sogar in Regierungsverant¬ 
wortung einbinden? 

Die Grünen wollen sich „differen¬ 
ziert“ auseinandersetzen. Die AfD sei 
jetzt erst recht gefährlich, meinen der 
Fraktionschef der Bundestagsfraktion, 
Anton Hofreiter, und das Bundesvor¬ 
standsmitglied Gesine Agena. Zusam¬ 
men mit Pegida befeuere die AfD „eine 
radikale Stimmung, in der Brandstif¬ 
tung, Morddrohungen und Gewalt gegen 
Menschen zur Tagesordnung gehören“. 

Von der SPD-Spitze hört man nicht 
viel. Die AfD ist für die wohl eher eine 


„Schlechte-Laune-Partei“ (SPD-Vize 
Olaf Scholz). Für ihn verfügt die AfD 
über keinerlei Kompetenz. Gabriel will 
folgerichtig die „demokratische Mit¬ 
te“ stärken - was immer das sein mag. 
Dagegen setzen wenigstens Hannelore 
Kraft und Malu Dreyer auf Auseinan¬ 
dersetzung. 


Während Kanzlerin Merkel sich wei¬ 
ter klar von der AfD abgrenzen will, wol¬ 
len andere in den Unionsparteien vor al¬ 
lem deren Themen besetzen und drän¬ 
gen noch weiter nach rechts. So erklärte 
CSU-Chef Horst Seehofer in der „Bild 
am Sonntag“: „Wir werden die AfD nur 
dann wieder aus den Parlamenten he¬ 
rausbekommen, wenn wir Antworten 
geben auf das, was die Bevölkerung be¬ 
wegt.“ CDU-Vize Volker Bouffier will 
die Sorgen und Ängste der Menschen 
aufgreifen, „auch wenn sie diffus und 
unsortiert sind“. Zuletzt an die AfD ver¬ 
lorene Wähler müssten zurückgewonnen 
werden: „Das gelingt nicht, indem wir 
sie alle beschimpfen.“ Stattdessen müs¬ 
se sich die Union bemühen, die AfD in 
den Parlamenten „in Themen zu stellen“. 
Er betonte in der „B.Z.“: „Wir wollen 
keine Märtyrer schaffen, wir wollen sie 
in der Sache entzaubern.“ 


CDU-Präsidiumsmitglied Jens 
Spahn warf seiner eigenen Partei im 
„Spiegel“ vor, „Themen wie nationale 
Identität und die Sorge vor dem poli¬ 
tischen Islam“ vernachlässigt zu haben. 
CDU-Generalsekretär Peter Tauber 
meint, die CDU dürfe sich nicht nach 
anderen ausrichten, das C „in unserem 


Parteinamen setzt eine natürliche Gren¬ 
ze nach rechts“ („Spiegel“). 

Doch manch einer denkt dabei wohl 
auch an künftig mögliche Koalitionen, 
auch wenn Peter Tauber das aktuell 
ablehnt. In der CDU gab es schon vor 
zwei Jahren erste Stimmen, die eine Ko¬ 
alition mit der AfD nicht ausschließen 
wollten. Allerdings war das die AfD, der 
Bernd Lucke Vorstand und zu der auch 
der frühere BDI-Chef Olaf Henkel ge¬ 
hörte ... 

„Mal abwarten, wie das nach den 
nächsten Wahlen aussieht“, schrieb Ja¬ 
kob Augstein, seit 2008 Verleger der Wo¬ 
chenzeitung „Freitag“, am 21. März auf 
„Spiegel-Online“. Denn „an den Besitz¬ 
verhältnissen will die AfD nichts Grund¬ 
legendes ändern. Und das Erschrecken, 
dass so viele Menschen eine rassistische 
Partei gewählt haben, ist offenbar nicht 
so groß.“ nh 


Grundrechtekomitee: 
Sofortige Flüchtlingshilfe! 

Mit einem öffentlichen Appell hat sich 
das Komitee für Grundrechte und De¬ 
mokratie an die Bundesregierung ge¬ 
wandt. Darin wird gefordert, „sofort 
eine europaweite Initiative für die 
Flüchtlinge in Idomeni zu starten, da¬ 
mit diese in Europa aufgenommen wer¬ 
den können“. „Die Flüchtlinge, die un¬ 
ter erbärmlichen Bedingungen vor der 
mazedonischen Grenze hausen, müssen 
nach Deutschland oder ein europäi¬ 
sches Land ihrer Wahl gebracht werden! 
Alle diese Menschen auf der Flucht sind 
in dem menschenrechtswidrigen Deal 
der EU mit der Türkei zur künftigen 
Flüchtlingsabwehr übergangen worden, 
obwohl sie aktuell zu den Notleidends¬ 
ten gehören. Man lässt sie europäisch 
in Idomeni im Dreck stecken. Sie flo¬ 
hen vor westlich mitverursachten Krie¬ 
gen sowie sozialen Verwerfungen und 
harren nun unter menschenunwürdigen 
Umständen vor europäischen Grenz¬ 
zäunen aus“, kritisiert das Grundrech¬ 
tekomitee. 

Der neue eiserne Stacheldrahtvor¬ 
hang um Europa sei außerdem „eine 
Schande“. Er widerlege „alle Sonntags¬ 
reden über europäische Werte“. Der Ab¬ 
schottungspakt der EU mit der Türkei 
zur militarisierten Flüchtlingsabwehr 
sei „an Zynismus nicht zu überbieten“: 
„Nur wenn ein Flüchtling sein Leben 
in der NATO-bewachten Ägäis riskiert 
und es bis Griechenland schafft, darf 
ein anderer Flüchtling das schon frü¬ 
her zugesagte Aufnahme-Kontingent 
in Anspruch nehmen“. Eine solche Ab¬ 
machung werde gewöhnlich als „Men¬ 
schenhandel“ bezeichnet. „Und selbst 
das gilt nur für Flüchtlinge aus Syrien. 
Alle anderen vor Krieg und Not Flie¬ 
henden werden vor den geschlossenen 
Grenzen Europas festgesetzt und in be¬ 
wachten Lagern interniert“, moniert die 
Bürgerrechtsorganisation weiter. 

„Wir fordern die Bundesregierung 
auf, die Flüchtlinge aus Idomeni jetzt 
passieren zu lassen und in Europa aufzu¬ 
nehmen. Ansonsten bliebe die Willkom¬ 
menskultur nur eine leere Worthülse. Im 
Falle von Krieg, Verfolgung und Flucht 
verbietet es sich, über Obergrenzen zu 
debattieren. Wenigstens das sollten wir 
aus der deutschen Geschichte gelernt 
haben. Daran erinnert zumindest die 
Konferenz von Evian 1938“, appelierte 
Martin Singe, Referent des Komitees 
für Grundrechte und Demokratie, an 
die Bundesregierung. (bern) 



Oberstleutnant Uwe Junge (links), Spitzenkandidat der AfD in Rheinland-Pfalz, im TV-lnterview. 


Dokumentiert 

Für mehr linke Fragen und gegen vorschnelle Antworten 

Landtagswahlen und Flüchtlingskrise: zu einigen Herausforderungen linker Politik • Von Jürgen Aust 


(...) Da in NRW im Mai 2017 Land- 
tagswahlen stattfinden („kleine Bun¬ 
destagswahl“), sollten wir uns deshalb 
vor zu schnellen Antworten hüten, die 
eher ein Teil des Problems, als Teil der 
Lösung sind. Eine dieser vorschnellen 
Lösungen lautet in der Regel, dass wir 
die „soziale Frage“ jetzt konsequenter in 
den Mittelpunkt stellen müssten, so wie 
es die „Sozialistische Linke“ in NRW als 
Rezeptur auf die Wahlerfolge der AfD 
der Partei in ihrem Antrag an den Lan¬ 
desrat anträgt. Aber genau das haben 
wir doch in den vergangen Jahren im¬ 
mer wieder getan und es trat trotzdem 
nicht der erhoffte Erfolg, zumindest auf 
Landesebene, ein. Die LINKE in Ba¬ 
den-Württemberg hatte z.B. ein Land¬ 
tagswahl-Programm, mit welchem sie 
die „soziale Frage“ in den Mittelpunkt 
stellte und mit Bernd Riexinger einen 
Spitzenkandidaten, der diese Klaviatur 
zweifellos gut beherrscht. Und dennoch 
hat es nicht gereicht, wobei die Nieder¬ 
lage mit 2,6 % sogar deutlicher als 2011 
ausfiel. Auch bei der Bundestagswahl ist 
die LINKE mit der Losung „100 % so¬ 
zial“ angetreten und dieses Motto war 
z.B. auch bei der Kommunalwahl 2014 
in NRW dominierendes Programm in 
den meisten Kreisverbänden. Also darf 
doch sicherlich die Frage erlaubt sein, 
ob es möglicherweise nicht reicht, den 
Schwerpunkt nur auf die „soziale Frage“ 
zu legen und glaubt, damit die „verlore¬ 
nen“ AfD-Wählerlnnen oder die Grup¬ 
pe der Nichtwählerinnen für die LIN¬ 
KE gewinnen zu können. 


Die Probleme liegen offensichtlich 
woanders 

Aus zahlreichen Wahlumfragen und 
Beiträgen wissen wir, dass die Erfolge 
der AfD nicht auf sozialer Demagogie 
beruhen, worauf überwiegend die Er¬ 
folge der NSDAP beruhten, sondern sie 
hat entscheidend mit der Flüchtlings¬ 
frage gepunktet („Gegen das Asylcha¬ 
os“ oder „Grenzen dichtmachen“) und 
auf die national-chauvinistische Kar¬ 
te gesetzt. Selbst solche menschenver¬ 
achtenden Forderungen wie der nach 
Schusswaffengebrauch gegen Flüchtlin¬ 
ge an deutschen Grenzen haben nicht 
zur Abwendung von dieser Partei, son¬ 
dern zu noch mehr Zuspruch geführt. 
Sie hat sich als die einzige „wahre“ Op¬ 
positionskraft gegen das herrschende 
Parteienkartell verkaufen können und 
wurde deshalb von den meisten Wäh¬ 
lerinnen als Protestpartei gewählt, die 
es denen da oben mal so richtig zeigt 
und die eine (angeblich) klare Sprache 
spricht. 

Will die LINKE wieder als eine lin¬ 
ke Protestpartei wahrgenommen und 
gewählt werden, bedarf es deshalb 
offensichtlich neuer Fragestellungen 
und selbstverständlich letztlich auch 
entsprechender Antworten. Eine die¬ 
ser Fragestellungen sollte lauten, ob es 
denn reicht davon auszugehen, dass ein 
„schönes und rundes“ Landtagswahl- 
Programm mit zahlreichen Info-Stän¬ 
den und in der Endphase der bekann¬ 
te „Promi-Auftritt“ es schon bringen 
werden. Ich meine nein, da wir diese 


Rezeptur doch in allen Wahlkämpfen 
angewandt haben. Wir sollten uns des¬ 
halb insbesondere mit der Frage befas¬ 
sen, ob wir nicht inzwischen eher als 
Teil des Establishments wahrgenom¬ 
men werden, wie Ralf Michalowsky 
kürzlich zutreffend feststellte („... sie 
halten uns für systemimmanent und 
so ganz unrecht haben sie nicht“). 
Und ebenso mit der Frage, was denn 
den „Kursverlust“ seit dem Wahlerfolg 
2009 eigentlich ausgemacht hat. Denn 
viele träumten doch damals davon, 
dass wir bald bei 15 % oder sogar 20 % 
ankommen und dann die deutsche Par¬ 
teienlandschaft durcheinander wirbeln 
würden. Das ist nicht eingetreten, weil 
das Wünschen nicht geholfen hat. 

Eine mögliche Antwort gab kürz¬ 
lich in einem ND-Beitrag Peter Scha¬ 
ber unter dem Titel „Wie zertreten wir 
den Schneeball?“ In seiner Reaktion 
auf einige Debattenbeiträge im ND von 
Repräsentantinnen der „Emanzipato- 
rischen Linken“ kritisierte er, dass für 
eine bestimmte Richtung in der Links¬ 
partei das Wesentliche zu sein scheint, 
„... die Positionen der Menschenfeind¬ 
lichkeit zu delegitimieren, zu dekons- 
truieren und sich der Tristesse eines 
allgemeinen Rechtstrends entgegen zu 
stellen“ (ND vom 16.3.2016). Er stellt 
zutreffend fest, dass diese Richtung of¬ 
fensichtlich den aufsteigenden Rassis¬ 
mus als ein rein moralisches oder in¬ 
tellektuelles Problem verarbeitet, das 
man dadurch wieder „wegkriegt“, in¬ 
dem man dagegen intensiver anredet 


und schreibt. Der Begriff ist das zen¬ 
trale, nicht das was real vor sich geht. 
Auf dieser Ebene argumentiert auch 
immer wieder einer der Repräsen¬ 
tanten der Rosa-Luxemburg-Stifung, 
Horst Kahrs, der (...) den „Kampf um 
die Deutungshoheit“ empfiehlt. Diese 
Position wird dann verbunden mit der 
These, dass die LINKE „weniger Da- 
gegen-Sein und mehr Lust auf Verän¬ 
derung“ brauche. Ich zitiere diese Posi¬ 
tionen deshalb, weil ich meine, dass sie 
beispielhaft für eine falsche Orientie¬ 
rung stehen. Denn mehr Einfluss wird 
die LINKE oder die linke Bewegung 
insgesamt nicht in erster Linie durch 
ein Mehr an „Delegitimierung“, „De- 
konstruieren“ und erfolgreicher „Deu¬ 
tungshoheit“ haben, sondern die Al¬ 
ternative dazu heißt (auch wenn viele 
es als „verstaubt“ empfinden sollten) 
ein deutliches Mehr an Klassenpolitik. 
Diese hat zentral etwas zu tun mit All¬ 
tagskämpfen, die sowohl täglich in den 
Betrieben, als auch in Stadtteilen und 
anderen kulturellen Milieus stattfinden. 
Dass dies der LINKEN bisher nur an¬ 
satzweise gelingt, dürfte kein Problem 
des Jahres 2016 sein, sondern „verfolgt“ 
sie bereits seit mehreren Jahren. 

Die parteiförmige Linke hat eben¬ 
falls seit Jahren ein zentrales Thema 
linker Politik nahezu tabuisiert. Sie ist 
seit 2005, als Oskar Lafontaine und 
Gregor Gysi sich zu einem gemeinsa¬ 
men Wahlantritt bei der Bundestags¬ 
wahl 2005 „verabredeten“, in erster Li¬ 
nie eine Wahlpartei geworden. Auch 


wenn immer wieder eher pflichtgemäß 
erklärt wird, dass die Politik der LIN¬ 
KEN ein „Zusammenspiel“ von par¬ 
lamentarischer und außerparlamenta¬ 
rischer Orientierung sei, so dominiert 
überwiegend der parlamentarische Flü¬ 
gel die Partei. Bereits 2010 forderte Ha¬ 
rald Werner dazu auf, die „Dominanz 
des Parlamentarischen“ zu beschrän¬ 
ken. Manfred Sohn stellte nach der 
Wahlniederlage in Niedersachsen 2013 
fest, dass die LINKE scheitern werde, 
wenn sie sich von dieser parlamentari¬ 
schen Dominanz nicht befreien würde. 
Doch gebracht haben die „Warnrufe“ 
bisher nicht viel, außer trotzigen Reak¬ 
tionen des parlamentarischen Flügels, 
der glaubt, entweder durch zahlreiche 
Fernsehauftritte in neoliberal ausge¬ 
richteten Talkshows linker Politik zum 
Durchbruch zu verhelfen oder meint, 
er habe der neoliberalen Reaktion 
durch einige wenige flammende Reden 
im deutschen Bundestag jetzt aber so 
richtig die Leviten gelesen. Im Gegen¬ 
satz dazu halte ich entschieden daran 
fest, dass linke Politik und linker Wi¬ 
derstand in erster Linie auf der Straße 
erfolgreich sein können. (...) Doch die 
deutsche Linkspartei glaubte, diesen 
notwendigen Weg quasi „übersprin¬ 
gen“ zu können und das ist u. a. ihr Pro¬ 
blem, was sie aber bisher kaum bereit 
ist, zu analysieren oder aufzuarbeiten. 

Jürgen Aust ist Sprecher der Antikapita¬ 
listischen Linken in NRW und dort Mit¬ 
glied im Landesvorstand der LINKEN 
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Terrorabwehr: Einheit und Widerspruch 

Belgien: Die Sicherheitsmaßnahmen der Regierung richteten sich nicht gezielt 
gegen Terroristen 


Nein zum Ukraine-Abkommen 

Seit Anfang des Jahres ist das Assoziie¬ 
rungsabkommen zwischen der EU und 
der Ukraine vollständig in Kraft. In ei¬ 
nem Referendum stimmen die Nieder¬ 
länder nun darüber ab, ob ihre Regie¬ 
rung dieses Abkommen auch ratifizie¬ 
ren solle. 

Die Neue Kommunistische Partei der 
Niederlande (NCPN) ruft die Wählerin¬ 
nen und Wähler dazu auf, gegen das Ab¬ 
kommen zu stimmen. Sie erinnert dar¬ 
an, dass das Abkommen ein Mittel der 
EU war, um ihre Einflusszone auf Kos¬ 
ten Russlands auszudehnen, es war der 
Auslöser für die Eskalation des Ukraine- 
Konfliktes. 

Für Samstag, den 2. April, ruft die 
NCPN auf, sich an einer Demonstration 
vor der ukrainischen Botschaft in Den 
Haag zu beteiligen, um für das Nein zu 
werben. Auch wenn das Referendum 
rechtlich nicht bindend sei, könne mit 
einem „Nein“ ein Zeichen gegen aggres¬ 
sive Expansion der EU gesetzt werden. 

Privatisierung 

Die chinesische Regierung plant wei¬ 
tere Privatisierungen. Das meldet die 
Nachrichtenagentur Xinhua. Ein grö¬ 
ßere Zahl Staatsunternehmen soll in 
gemischte Unternehmen umgewandelt 
oder vollständig verkauft werden, einige 
müssten „den Markt verlassen“. In China 
gibt es heute noch rund 150 000 Staats¬ 
unternehmen, die chinesische Führung 
beklagt, dass viele dieser Unternehmen 
nicht konkurrenzfähig seien. 

Für die Beteiligung privater Unter¬ 
nehmer an den bisherigen Staatsbetrie¬ 
ben will die Regierung die nötigen recht¬ 
lichen Rahmenbedingungen schaffen, 
zum Beispiel für die Kompetenzen von 
Managern, Fusionen oder die Informa¬ 
tionsrechte von Anteilseignern. Außer¬ 
dem sollen die Beschränkungen für pri¬ 
vate Unternehmen gesenkt werden, um 
in Märkten wie Elektrizität,Telekommu¬ 
nikation, Erdöl und -gas zu investieren. 

Russische Basis im Pazifik 

Russland prüft den Bau eines Militär¬ 
stützpunkts auf der Inselgruppe der Ku¬ 
rilen im Pazifikraum. Marineexperten 
würden von April an drei Monate lang 
den Archipel zwischen der russischen 
Halbinsel Kamtschatka und der japani¬ 
schen Insel Hokkaido untersuchen, sagte 
Verteidigungsminister Schoigu. 

Bedingung: Ohne Kurden 

Der „Hohe Verhandlungsrat“ der syri¬ 
schen Opposition (HNC) fordert, die 
syrischen Kurden von den Friedensge¬ 
sprächen in Genf weiterhin auszuschlie¬ 
ßen. Der russische Außenminister Sergej 
Lawrow kritisierte am Donnerstag vori¬ 
ger Woche nach einem Treffen mit sei¬ 
nem US-amerikanischen Amtskollegen 
Kerry diese Bedingung der HNC-De- 
legation (und ihrer Sponsoren). Kerry 
und Lawrow kündigten an, auch direk¬ 
te Gespräche zwischen der Regierung 
und Oppositionsgruppen zu unterstüt¬ 
zen. Man müsse einen Weg finden, um 
die Waffenruhe zu „institutionalisieren“, 
sagte Kerry. 

PAME an zweiter Stelle 

Die von der griechischen Gewerk¬ 
schaftsfront PAME unterstützte Liste 
DAS wurde bei den Wahlen auf dem 
GSEE-Kongress zur zweitstärksten 
Kraft gewählt. GSEE ist der Gewerk¬ 
schaftsdachverband für die private Wirt¬ 
schaft. Bei dem vorhergehenden Kon¬ 
gress 2013 war die DAS an dritter Stelle. 

Der Stimmenanteil der DAS stieg 
leicht auf rund 23 Prozent, wie im alten 
GSEE-Vorstand stellt sie 10 Vertreter. 
Die konservative Liste DAKE hatte sich 
gespalten, so dass sie bei dieser Wahl 
schwächer als DAS war. Die von Syri- 
za und der „Volkseinheit“ unterstützte 
Liste erhielt 14,4 Prozent der Stimmen 
und 7 Sitze. Die stärkste Liste ist nach 
wie vor PASKE von der sozialdemo¬ 
kratischen PASOK - während PASOK 
bei den Parlamentswahlen im Septem¬ 
ber nur noch auf 6,3 Prozent kam, er¬ 
hielt ihre Gewerkschaftsfraktion fast ein 
Drittel der Stimmen. 

PAME schätzt ein, dass die GSEE 
von unternehmerfreundlichen Kräften 
dominiert wird. Die Gewerkschaftsfront 
hatte dagegen protestiert, dass der Kon¬ 
gress in einem Luxushotel auf Rhodos 
stattfand. 


T errorwarnungen, Razzien, Pa¬ 
trouillen mit Sturmgewehren in 
der Fußgängerzone kennen die 
Belgier nicht erst seit den Anschlägen 
der letzten Woche. Im November hat¬ 
te die Regierung die höchste Terror¬ 
warnstufe ausgerufen. Die Anschläge 
von Paris und die Verbindungen der 
Attentäter nach Belgien hatte sie zum 
Anlass genommen, um einen 18-Punk- 
te-Plan für verschärfte Sicherheitsge¬ 
setze vorzulegen. 


Die Regierung plante, zurück¬ 
kehrende IS-Kämpfer aus Syrien 
möglichst leicht in Haft nehmen zu 
können, die zulässige Dauer des Po¬ 
lizeigewahrsams für mutmaßliche Ter¬ 
roristen von 24 auf 72 Stunden auszu¬ 
weiten und eine elektronische Fessel 
für „Gefährder“ einzuführen. Nach ih¬ 
ren Plänen sollten die Daten von Flug- 
und Bahnreisenden in einem nationa- 


Selbst das UN-Flüchtlingshilfswerk 
(UNHCR) will nicht mehr. Es ist nicht 
länger bereit, in den Aufnahmelagern 
(„Hotspots“) bei der Registrierung mit¬ 
zuwirken, da diese Lager inzwischen zu 
„Internierungslagern“ verkommen sei¬ 
en. Sprecherin Melissa Fleming erklär¬ 
te: „Den Menschen wird nicht erlaubt, 
die Lager zu verlassen, sie sind einge¬ 
sperrt.“ Es bleibe für das UNHCR nur 
die medizinische Hilfe. Das UNHCR 
wird sich nicht an der Abschiebung „il¬ 
legaler“ Flüchtlinge in die Türkei betei¬ 


PAME sammelt für Flüchtlinge 

Tagtäglich werden in Griechenland 
von Gewerkschaften, gesellschaftli¬ 
chen Organisationen wie dem Frau¬ 
enverband, dem Friedensrat oder 
der Studierendenfront, von den 
Volkskomitees in den Stadtteilen, 
dem Aufruf der PAME folgend, Sach¬ 
spenden für Flüchtlinge gesammelt. 
Auch in vielen Städten Deutsch¬ 
lands sammelten Aktionskomitees 
in den letzten Wochen Hilfsgüterfür 
Flüchtlinge, die Anfang April nach 
Thessaloniki transportiert werden. 
Die Gewerkschaftsfront PAME wird 
die Spenden an die verschiedenen 
Flüchtlingscamps Nordgriechen¬ 
lands verteilen. Gesammelt wur¬ 
den vor allem Sanitärartikel, Ret¬ 
tungsdecken, Artikel für Babys und 
Kleinkinder, Vitamine und Fertiges¬ 
sen. Die Resonanz in den deutschen 
Städten war beachtlich - nicht zu¬ 
letzt durch die Unterstützung von 
Gewerkschaften und der DKP. uk 


len System erfasst werden. Die Angst 
vor Anschlägen nutzten Politiker und 
Medienkonzerne, um stärkere Über¬ 
wachung zu fordern und Muslime zu 
stigmatisieren. Bart de Wever, der Vor¬ 
sitzende der flämisch-nationalistischen 
Partei N-VA, forderte „eine Art bel¬ 
gischen Patriot Act“. Mit dem Patriot 
Act hatte die US-Regierung nach dem 
11. September 2001 die Überwachung 
verschärft und die demokratischen 
Rechte eingeschränkt. Der Innenmi¬ 


nister Jan Jambon, ebenfalls N-VA, 
nannte auch das Ziel der geplanten 
Repression: Er wolle in Molenbeek 
aufräumen, dem Brüsseler Stadtteil 
mit über einem Drittel muslimischer 
Bevölkerung, der in den vergangenen 
Monaten als Brutstätte des Terrors 
dargestellt wurde. Auch in Belgien rief 
die Regierung zur „nationalen Einheit 
gegen den Terror“. 


ligen, die nach dem EU-Ratsbeschluss 
am 4. April beginnen soll. 

Auch die Organisation „Ärzte ohne 
Grenzen“ beendete auf der Insel Les¬ 
bos ihre Hilfsaktivitäten im Lager „Mo¬ 
ria“, das die griechische Syriza/ANEL- 
Regierung in einem ehemaligen Ge¬ 
fängnis eingerichtet hat. Weitere Lager 
gibt es auf den ägäischen Inseln Chios, 
Samos, Leros und Kos. Mehr als 50 000 
Flüchtlinge werden nun in Griechen¬ 
land festgehalten, Tausende auf den In¬ 
seln, mehr noch auf dem Festland. Wer 
das griechische Territorium vor dem 
Abkommen der EU mit der Türkei er¬ 
reicht hat, kann sich weder vorwärts 
noch rückwärts bewegen. Im Osten 
ist die Türkei für die Flüchtlinge keine 
Alternative. Im Norden ist die Balkan- 
Route versperrt. Die letzten „Stopp- 
Schilder“ und Schusswaffenträger ste¬ 
hen an den Grenzen von Österreich 
und Bayern. Die „Asylrechtspflege“ 
in Berlin, Wien und an anderer Stelle 
zeigt Wirkung: Die Zahl der Flüchtlin¬ 
ge ging in den ersten drei Monaten des 
Jahres um mehrere 10 000 zurück. 

Aus Protest übergoss sich ein 
Flüchtling im Lager Idomeni an der 
griechisch-mazedonischen Grenze mit 
Benzin und zündete sich an. 13 000 
Flüchtlinge harren vor dem Stachel¬ 
draht an der Grenze von Mazedonien. 
Nur wer in Griechenland nachweisen 
kann, dass er in der Türkei verfolgt 
wird, wird nicht dorthin abgeschoben. 
Da die Regierungen der EU-Länder 
aber die Türkei offensichtlich für ein 
sicheres Land halten, dürfte die Be¬ 
weisführung schwierig werden. 


Bereits im Januar hatten die Parla¬ 
mentsabgeordneten der Partei der Ar¬ 
beit (PTB-PvdA) gefordert, darüber zu 
debattieren, wie wirksam solche Maß¬ 
nahmen sind. „Man fordert Taten, und 
die verbalen Muskelspiele machen ei¬ 
nen guten Eindruck. Aber die entschei¬ 
dende Frage wird nur selten gestellt: 
Sind diese Maßnahmen effizient? Er¬ 
lauben sie es, neue Attentate zu verhin¬ 
dern?“, fragen die Abgeordneten Raoul 
Hedebouw und Marco Van Hees in ei¬ 


nem Antrag an das Parlament. Der Ruf 
nach „nationaler Einheit“ im Kampf 
gegen den Terrorismus könne nicht da¬ 
rüber hinwegtäuschen, dass über diesen 
Kampf widersprüchliche Vorstellungen 
bestehen. 

Die Affäre um Ibrahim El Bakra- 
oui, den Selbstmordattentäter vom 
Brüsseler Flughafen, zeigt: Neue Si¬ 
cherheitsgesetze sind nicht das Ent- 


In Griechenland werden die 
Rechtsverhältnisse auf den Kopf ge¬ 
stellt. Die Flüchtlinge dürfen nur noch 
„legal“ einreisen. Wer die Einreise trotz 
NATO- und Frontex-Abschreckung ge¬ 
schafft hat, soll von griechischen Stel¬ 
len registriert werden. Aber Griechen¬ 
land verfügt nicht über das entspre¬ 
chende Personal. Deutschland ist nicht 
ganz unerfahren, wenn es um Selekti¬ 
onen und Deportation geht. Der zum 
Flüchtlingskoordinator bestellte Kanz¬ 
leramtschef Peter Altmaier (CDU) sagt 
dazu in der Westdeutschen Zeitung: 
„Wir werden uns daran beteiligen. Die 
ersten deutschen Experten sind bereits 
in Griechenland im Einsatz, weitere 


scheidende, um Terroranschläge zu 
verhindern. Bereits im vergangenen 
Sommer wären alle Voraussetzungen 
vorhanden gewesen, um ihn in Belgi¬ 
en festzunehmen. Die Behörden lie¬ 
ßen ihn laufen. Anfang März legte der 
Studiendienst der PTB-PvdA eine Stu¬ 
die vor unter dem Titel „Warum die 18 
Maßnahmen der Regierung gegen den 
Terrorismus ineffizient und gefährlich 
sind“. Die Studie zeigt auf, dass die 
geforderten Maßnahmen sich gerade 
nicht gezielt gegen mögliche Attentä¬ 
ter richten. Die PTB-PvdA fordert die 
gezielte Überwachung mutmaßlicher 
Terroristen, sie wendet sich gegen die 
Stigmatisierung der muslimischen Be¬ 
völkerung und kämpft dafür, die sozia¬ 
len Probleme im Land anzugehen. Die 
Regierung treibt die generelle Überwa¬ 
chung der Bevölkerung voran und lässt 
Soldaten in den Straßen aufmarschie¬ 
ren. Die Einheiten, die tatsächlich auf 
den Kampf gegen Terroristen spezia¬ 
lisiert, sind überfordert: Eine Flut von 
Informationen, ein Mangel an Mitteln. 

Auch in der Außenpolitik zeigt sich, 
dass die unterschiedlichen Kräfte im 
Land entgegengesetzte Vorstellungen 
über den Kampf gegen den Terror ha¬ 
ben. Jacques Baud, ein ehemaliger Ge¬ 
heimdienstbeamter der Schweiz, be¬ 
schreibt, dass die Propaganda des „Isla¬ 
mischen Staates“ (IS) sich systematisch 
der zivilen Opfer westlicher Kriege im 
Nahen Osten bedient, um für den Ter¬ 
ror zu werben. Auf Anfragen des PTB- 
PvdA-Abgeordneten Van Hees stellte 
der belgische Verteidigungsminister 
klar: Informationen über die zivilen 
Opfer belgischer Militärs im Irak blei¬ 
ben hinter verschlossenen Türen. Die 
PTB-PvdA stellt fest: „Mehr belgische 
und und westliche Bomben bedeuten 
mehr Terroristen.“ Der belgische Pre¬ 
mierminister Charles Michel kündig¬ 
te an, dass seine Regierung erwäge, 
die von den USA geführte Koalition 
gegen den IS stärker zu unterstützen. 
Nach bisherigen Absprachen wird Bel¬ 
gien im Sommer wieder F-16-Kampf- 
jets für Angriffe gegen den IS im Irak 
zur Verfügung stellen. Olaf Matthes 


machen sich auf den Weg.“ Der griechi¬ 
sche Ministerpräsident Alexis Tsipras 
(Syriza) forderte von der deutschen 
Regierung mehr „Unterstützung“. Er 
denkt an mindestens 2 300 „Exper¬ 
ten“. Das Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge will 100 „Asylentschei- 
der“ und Sekretariatskräfte schicken. 
Da, wo Entscheider fehlen, überneh¬ 
men Stacheldraht und Maschinenpis¬ 
tolen, das Asylpaket II und das Gesetz 
zur erleichterten Ausweisung den Ab¬ 
wehrkampf. Außerdem sieht der Haus¬ 
haltsplan der CDU/CSU/SPD-Regie- 
rung für 2017 3 000 neue Stellen für die 
Bundespolizei vor. 

Uwe Koopmann 



Griechenland wird zur Falle 

Die EU sperrt Flüchtlinge in chaotisch organisierte Internierungslager 
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„In Verteidigung der Demokratie-der Ausweg ist links“: Für das Bündnis „Volk ohne Angst“ heißt Kampf gegen die 
Putschisten auch, die sozialen Rechte der Bevölkerung zu verteidigen. 


Volk ohne Angst 

In Brasilien formiert sich breiter Widerstand 
gegen die Offensive der Reaktion 


E ine entschlossene junge Brasilia¬ 
nerin ruft ins Mikro: „Hier ist das 
Volk ohne Angst - ohne Angst 
zu kämpfen!“ und die Masse der De- 
monstrantinnen und Demonstranten 
antwortet ihr mit derselben Entschlos¬ 
senheit. Die Videoaufnahmen zeigen 
die Demonstration des Bündnisses 
„Volk ohne Angst“ (Povo sem Medo) 
unter Beteiligung der Obdachlosen¬ 
bewegung (MTST), der Kommunisti¬ 
schen Partei Brasiliens (PCB) und ei¬ 
niger Gewerkschaftsverbände in Säo 
Paulo am vergangenen Donnerstag. 
Mindestens 30 000 Menschen waren 
dem Aufruf des Bündnisses allein in 
Säo Paulo gefolgt, weitere Demons¬ 
trationen fanden gleichzeitig überall 
im Land statt. 

Sie sind auch, 
aber nicht 
nur eine Re¬ 
aktion auf 
die seit der knappen Wiederwahl 
der Präsidentin Dilma Rousseff von 
der Arbeiterpartei (PT) im Oktober 
2014 stattfindende Offensive der re¬ 
aktionärsten Kräfte des Landes, die 
mit dem Verhör des Expräsidenten 
Luiz Inäcio Lula da Silva (PT) ihren 
vorläufigen Höhepunkt angenommen 
hat. 

Die aktuelle politische Lage in 
Brasilien ist das Ergebnis einer Wirt¬ 
schaftskrise, die spätestens Ende 2014 
manifest wurde. Das Wirtschafts¬ 
wachstum ging drastisch zurück, und 
der brasilianische Staatshaushalt 
rutschte ins größte Defizit seit fast 
zwei Jahrzehnten, was das Misstrau¬ 
en des Finanzmarktes verstärkte. Zu 
Beginn ihrer zweiten Amtszeit schlug 
Rousseff unter dem Titel „Ajuste Fis¬ 
cal“ (Haushaltsanpassung) Sparmaß¬ 
nahmen vor, die erhebliche Kürzun¬ 
gen bei den staatlichen Sozialaus¬ 
gaben, beim Arbeitslosengeld, beim 
Krankengeld und den Renten mit 
sich brachte. Im laufenden Jahr plant 
die Regierung zudem eine Reform 
des Sozialversicherungssystems, die 
eine Erhöhung des Renteneintrittsal¬ 
ters vorsieht. Zuletzt Unterzeichnete 
Rousseff ein umstrittenes „Anti-Ter- 
ror-Gesetz“, das Aktivistinnen und 
Aktivisten aus den sozialen Bewe¬ 
gungen mit 12 bis 30 Jahren Gefäng¬ 
nis bedroht. 

Eine Vertreterin des Bündnisses 
„Povo sem Medo“ lässt daher keinen 
Zweifel an der Botschaft der Demons¬ 
tration vom 24. März: „Heute ist das 
Volk ohne Angst auf die Straße ge¬ 
gangen - eine große Demonstration 
zur Verteidigung der Demokratie. Un¬ 
sere Demonstration hat sowohl den 
Putschisten einen Denkzettel verpasst 
als auch der Regierung, die nicht im 


Interesse der Arbeiter regiert.“ Offen¬ 
sichtlich meint das Bündnis mit „Ver¬ 
teidigung der Demokratie“ nicht ein¬ 
fach die Verteidigung des parlamen¬ 
tarischen Systems und der Regierung, 
sondern vielmehr die Verteidigung 
der erkämpften sozialen Rechte der 
Bevölkerung, die schon länger unter 
Beschuss stehen. 

Die oben beschriebenen Maß¬ 
nahmen sind nur einige Beispiele für 
die Orientierung, die die Regierung 
der PT seit ihrem Wahlsieg von 2003 
charakterisiert. Waren auf der einen 
Seite die beiden Amtsperioden von 
Lula da Silva noch von sozialen Maß¬ 
nahmen wie der Umverteilung eines 
Teils der Staatseinnahmen zu Guns¬ 
ten der ärms¬ 
ten Teile der 
Bevölkerung 
geprägt, so 
tastete seine 
Regierung auf der anderen Seite die 
Privilegien und Interessen der natio¬ 
nalen Eliten und der Monopole nicht 
an. Dennoch wird in der aktuellen Si¬ 
tuation deutlich, dass alle Zugeständ¬ 
nisse an das Kapital nicht genügten. 
In Reaktion auf die durch die Kri¬ 
se von 2014 verursachte Rezession 
begann ein Teil der wirtschaftlichen 
und politischen Elite Druck auf die 
Regierung auszuüben, um sie dazu zu 
zwingen, den privaten Sektor noch 
stärker zu begünstigen. Dies hätte 
zum vollständigen Bruch zwischen 
der Spitze der PT und ihrer sozialen 
Massenbasis in den Gewerkschaf¬ 
ten und der Landlosenbewegung ge¬ 
führt, weshalb Rousseff sich diesen 
Forderungen nicht vollständig beu¬ 
gen konnte. 

Seither gehen Teile der Mittel- und 
Oberschicht unter Ausnutzung der 
allgemeinen 
Unzufrie¬ 
denheit auf 
die Straße 
und fordern 
die Amtsenthebung von Rousseff. 
Ihre Demonstrationen appellieren an 
rassistische und faschistische Gefüh¬ 
le und stellen den scheinbaren wirt¬ 
schaftlichen Aufstieg der Ärmsten 
und die sozialdemokratische Politik 
als eine „kommunistische“ Gefahr 
für die Nation dar. Demonstranten 
fordern zum Teil offen eine Militär¬ 
intervention, die die „Ordnung“ im 
Land wieder hersteilen soll. Die re¬ 
aktionärsten Teile der brasilianischen 
Eliten nutzen diese rechte Massenbe¬ 
wegung zur Sicherung ihrer eigenen 
Hegemonie und zur Verstärkung des 
Drucks auf die Regierung. 

Vor diesem Hintergrund werden 
die jüngsten Korruptionsskandale ge¬ 


gen Abgeordnete der PT zur großen 
öffentlichen Show gemacht. Mit gro¬ 
ßen Teilen der Medien und wichtigen 
Bereichen des Justizapparats auf sei¬ 
ner Seite verschärft nun das reaktio¬ 
närste Lager seine Kampagne gegen 
die PT. Sie zielen dabei besonders auf 
Lula da Silva, der als die Personifika¬ 
tion des „Unmoralischen“ dargestellt 
wird, um damit die populärste Figur 
der PT öffentlich zu diskreditieren 
und eine Wiederwahl 2018 zu verhin¬ 
dern. 

Neben dem oben genannten Bünd¬ 
nis „Povo sem Medo“ mobilisiert ein 
weiteres Bündnis „Frente Brasil Po¬ 
pulär“ gegen die Offensive der Reak¬ 
tion. Massiv unterstützt durch die PT, 
hatte es am 18. März zu Demonstra¬ 
tionen im ganzen Land aufgerufen, 
und Hunderttausende waren dem Ruf 
gefolgt. Im Unterschied jedoch zum 
Bündnis „Povo sem Medo“ bedeutet 
hier die „Verteidigung der Demokra¬ 
tie“ letztlich die Verteidigung der ak¬ 
tuellen Regierung. Die Kritik, die aus 
dem Bündnis an der PT-Regierung ge¬ 
äußert wird, ist halbherzig und schürt 
die Illusionen, dass die bürgerliche 
Regierung unter Lula da Silva und 
Dilma Rousseff konsequent im Inter¬ 
esse des Volkes handeln könnte. Trotz 
dieser Widersprüche mobilisieren bei¬ 
de Bündnisse mit drei klar definierten, 
gemeinsamen Forderungen auf eine 
Großdemonstration in Brasilia am 
31. März: Gegen den Putschversuch, 
gegen die „Haushaltsanpassung“ und 
gegen die Rentenreform. 

Das Bündnis „Povo sem Medo“ 
und die von ihr organisierten Demons¬ 
trationen und Kundgebungen sind ein 
Schritt in Richtung einer breiten, klas¬ 
senkämpferischen Bewegung von un¬ 
ten. So führte die Demonstration in 
Säo Paulo am 
Ende direkt 
vor den Sitz 
des größten 
Medienmo¬ 
nopols Brasiliens, der „Rede Globo“: 
Als Sprachrohr der Reaktion leistet 
es einen wesentlichen Beitrag zur wei¬ 
teren rassistischen und faschistischen 
Aufhetzung der enttäuschten Mittel¬ 
schichten. Immer wieder hört man 
deshalb auf der Demonstration die 
Parole: „Das Volk ist nicht dumm - 
nieder mit Rede Globo!“ In der Ab¬ 
schlussrede fordert ein Sprecher die 
Demonstrantinnen und Demonstran¬ 
ten mit Nachdruck auf, dem Medien¬ 
monopol und damit den brasiliani¬ 
schen Eliten eine klare Nachricht zu 
hinterlassen: „Der Putsch wird nicht 
voran kommen, denn es wird Wider¬ 
stand geben!“ 

Maria Galväo und Antonio Veiga 


Was bedeutet es, die Demokratie 
zu verteidigen? 


Das war ein Denkzettel für die 
Putschisten und für die Regierung. 


Terrorhilfe bleibt Geheimsache 

Türkei: Journalistenprozess ohne Medien 


In Istanbul wird am 1. April der vom 
türkischen Präsidenten Recep Tayyip 
Erdogan und dem Geheimdienst MIT 
angestrengte Prozess gegen zwei füh¬ 
rende Journalisten der Zeitung „Cum- 
huriyet“ fortgesetzt. Can Dündar und 
Erdern Gül sind wegen Spionage, Um¬ 
sturzversuchs und Unterstützung einer 
terroristischen Vereinigung angeklagt, 
weil sie türkische Waffenlieferungen an 
terroristische Gruppen in Syrien publik 
gemacht haben. Ihnen droht lebenslan¬ 
ge Haft. 

Die Öffentlichkeit ist von allen wei¬ 
teren Verhandlungen ausgeschlossen. 
Das ist kein übler Aprilscherz, sondern 
geht auf eine Entscheidung der Richter 
unmittelbar nach dem Prozessauftakt 
am 25. März zurück. Diese gelten als 
Erdogan-Gefolgsleute und waren pas¬ 
senderweise wie der neue Staatsanwalt 
kurz vorher eingesetzt worden. Erdo¬ 
gan und der Geheimdienst MIT sind 
als Nebenkläger zugelassen - was tür¬ 
kischem Recht widerspricht. 

Der Journalistenprozess hatte un¬ 
ter großem öffentlichen Interesse be¬ 
gonnen. Auch 135 Abgeordnete aus 
allen Fraktionen des Bundestages 
hatten in einem Protestschreiben an 
den türkischen Staatschef die sofor¬ 
tige und dauerhafte Freilassung der 
„Cumhuriyet“-Mitarbeiter gefordert 
und die Beschneidung der Pressefrei¬ 
heit kritisiert. Die Linke-Abgeordne¬ 
te Sevim Dagdelen spricht von einem 
„politischen Schauprozess“. Auf der 
Anklagebank müssten Präsident Er¬ 
dogan und Premier Davutoglu sitzen, 
die mit der Unterstützung der Regime- 
Change-Dschihadisten für Tod, Flucht 


und Zerstörung in Syrien mitverant¬ 
wortlich seien. 

Dündar, Chefredakteur der regie¬ 
rungskritischen „Cumhuriyet“, und 
Hauptstadt-Büroleiter Gül hatten im 
vergangenen Jahr über eine Razzia be¬ 
richtet, bei der Granaten und anderes 
Kriegsgerät gefunden wurde, die an 
Terrorgruppen in Syrien gehen soll¬ 
ten. Die Waffenlieferung war als Me- 
dikamentenhilfe getarnt. Der MIT be¬ 
kannte sich als Absender der heißen 
Ware und ließ eine Nachrichtensper¬ 
re über die Affäre verhängen. Bei der 
Durchsuchung beteiligte Staatsanwäl¬ 
te und Gendarmerieangehörige wur¬ 
den vom Dienst suspendiert und fest¬ 
genommen. 

Ende November waren Dündar und 
Gül schließlich verhaftet worden. Im 
Februar ordnete das türkische Verfas¬ 
sungsgericht ihre Freilassung an. Prä¬ 
sident Erdogan, den Kanzlerin Mer¬ 
kel und die EU als Türsteher für die 
Flüchtlingsabwehr angeheuert haben, 
drohte: „Ich sage es offen und klar, ich 
akzeptiere das nicht und füge mich der 
Entscheidung nicht, ich respektiere sie 
auch nicht.“ 

Ein offensichtlicher Versuch des 
Staatschefs, die Justiz in dem Verfahren 
unter Druck zu setzen. Dündar konsta¬ 
tierte zum Prozessauftakt: „Die Türkei 
war noch nie ein Paradies für Journa¬ 
listen. Aber ehrlich gesagt haben wir 
nicht einmal in militärischen Putsch¬ 
zeiten einen derart intensiven Druck 
erlebt.“ Der Staat sei bei einer Straftat 
erwischt worden und tue nun alles, um 
sie zu vertuschen. 

Rüdiger Göbel 


Opfer vor Gericht 

Ukraine: Gericht verhandelt über Brand im 
Gewerkschaftshaus von Odessa 


Der Bezirksgerichtshof von Odessa ver¬ 
handelt seit Januar über die Ereignisse 
vom 2. Mai 2014 in Odessa. Damals hat¬ 
te ein rechter Mob eine Zeltstadt von 
Gegnern des ukrainischen Putsches in 
Brand gesetzt. Die Regierungsgegner 
flohen ins Gewerkschaftshaus. Die Fa¬ 
schisten zündeten das Haus an. Zwi¬ 
schen 50 und 200 Menschen starben, 
mehr als 200 wurden verletzt. 

Vor Gericht stehen nun nicht die Mör¬ 
der vom „Rechten Sektor“ - gegen sie 
gibt es kein Verfahren. Vor Gericht ste¬ 
hen Regierungsgegner, die an den Pro¬ 
testen beteiligt waren. Der Staatsanwalt 
wirft ihnen die Organisation von Mas¬ 
senunruhen und Mord vor. Als Beweis 
präsentiert die Staatsanwaltschaft un¬ 
ter anderem kurze Videoausschnitte, 
auf denen Menschen mit Gesichtsmas¬ 
ken zu sehen sind. Der Hauptbelas¬ 
tungszeuge hat inzwischen seine Aus¬ 
sage zurückgezogen, sie sei unter Druck 
entstanden. 


Die Rechten machen Druck auf die 
Angeklagten und ihre Unterstützer. Im 
November 2015 besetzten sie das Ge¬ 
richtsgebäude. Sie nahmen Richter als 
Geiseln und zwangen den Vorsitzenden 
Richter, fünf gerade aus der Untersu¬ 
chungshaft entlassene Angeklagte wie¬ 
der festzunehmen. Später bestätigte das 
Gericht die erpresste Entscheidung. 

Die inhaftierten Angeklagten ste¬ 
hen seit Sommer 2015 auf den Listen 
der Donezker Volksrepublik für einen 
Gefangenenaustausch. Das Minsker 
Abkommen sieht einen solchen Aus¬ 
tausch von Kriegs- und politischen Ge¬ 
fangenen des Kiewer Regimes gegen 
Soldaten der ukrainischen Armee vor, 
die in der Gewalt der Volksrepubliken 
sind. Die Kiewer Regierung lässt sich 
nur vereinzelt auf den Austausch von 
Gefangenen ein. Einen umfassenden 
Austausch blockiert sie ebenso wie die 
anderen Bestandteile der Minsker Ver¬ 
einbarungen. Renate Koppe 


Gut und Böse 

Israel: Soldat erschießt Verletzten, 
Palästinenser ausgesperrt 


Am Donnerstag vor Ostern veröf¬ 
fentlichte die israelische Menschen¬ 
rechtsorganisation Betselem ein Vi¬ 
deo, das die gezielte Hinrichtung eines 
am Boden liegenden Palästinensers 
durch einen israelischen Soldaten do¬ 
kumentiert. Der Kopfschuss sei eine 
Art „Notwehr“ gewesen, rechtfertigte 
der Armeeangehörige das Verbrechen. 
Der Verletzte sei Attentäter gewesen 
und habe zuvor zusammen mit einem 
anderen Palästinenser einen Solda¬ 
ten mit einem Messer angegriffen und 
leicht verletzt. Auch der zweite Angrei¬ 
fer wurde erschossen. Der Soldat, ein 
Militärsanitäter, wurde festgenommen, 
die Armeeführung distanzierte sich von 
dem Vorgehen. 

Ob die Exekution tatsächlich ge¬ 
ahndet wird, ist fraglich. In ähnlichen 
Fällen der letzten Monate führten Un¬ 
tersuchungen nicht zu Anklagen. Is¬ 


raels rechter Regierungschef Benja¬ 
min Netanjahu stellte sich denn auch 
vor die Truppe und warnte davor, „die 
Moral der israelischen Armee anzu¬ 
zweifeln“. Noch weiter ging Israels Er¬ 
ziehungsminister Naftali Bennett von 
der radikalen Siedlerpartei. Für die 
Festnahme des Todesschützen hat er 
kein Verständnis. Man habe offenbar 
vergessen, „wer die Guten und wer die 
Bösen sind“, so Bennett. 

Um „Gut“ und „Böse“ auseinan¬ 
derzuhalten, hatte die israelische Füh¬ 
rung in der vergangenen Woche kur¬ 
zerhand alle Palästinenser aus dem 
Westjordanland ausgesperrt. Zehn¬ 
tausenden Pendlern, die eine Arbeits¬ 
erlaubnis für Israel haben, wurde der 
Zugang verwehrt - damit die Besatzer 
unbeschwert Purim-Karneval feiern 
können. 

Rüdiger Göbel 
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Interview 


Freitag, 1. April 2016 


Was tun in Sachsen? 

„Die soziale Frage gehört wieder deutlich in den Mittelpunkt unserer Politik“ 


Gastkolumne von Georg Fülberth 


Alarm 


UZ: Am 16. März 2016 hat der säch¬ 
sische Landtag mit den Stimmen von 
CDU, SPD und AfD die Immunität Ih¬ 
rer Fraktionskollegin Juliane Nagel auf¬ 
gehoben. Der Vorwurf lautet, sie habe zu 
Straftaten aufgerufen, indem sie gefor¬ 
dert habe Naziaufmärsche „in gemein¬ 
samen und gewaltfreien Aktionen“ zu 
verhindern. Wie stehen Sie zu den Vor¬ 
würfen? 

Klaus Bartl: Die Vorwürfe sind absurd. 
Das sage ich in Kenntnis der Aktenla¬ 
ge auch als Julianes Anwalt. Natürlich 
ist es vollkommen legitim, zu gewalt- 
freien Protesten der unterschiedlichs¬ 
ten Form gegen Aufmärsche von Na¬ 
zis, aber auch anderen offen rassistisch 
und menschenverachtend agierenden 
Strukturen wie der Leipziger „Legi- 
da-Gemeinschaft“ aufzurufen. Juliane 
Nagel war eine der Sprecherinnen des 
breiten Bündnisses aus Gewerkschaf¬ 
ten, Studierenden, Parteien, Kirchen 
und anderen Bereichen der Zivilge¬ 
sellschaft, welches sich unter der Lo¬ 
sung „Leipzig nimmt Platz“ organisiert 
hat. Die gegen vier gleich ihr zunächst 
Beschuldigte aus dem gleichen Grund 
eingeleiteten Ermittlungsverfahren, 
wurden sämtlich durch die Staatsan¬ 
waltschaft wieder eingestellt, kürzlich 
erst das gegen die Bundestagsabge¬ 
ordnete Monika Lazar (Bündnis 90/ 
Die Grünen). Ich halte das Vorgehen 
der Behörden gegen Juliane Nagel für 
höchst konstruiert, schändlich und für 
politisch missbräuchlich. 

UZ: Tatsächlich ist es nicht das erste 
Mal, dass die Behörden gegen Nazigeg¬ 
nerinnen und -gegner Vorgehen ... 

Klaus Bartl: Nein, derlei gehört im Frei¬ 
staat seit Jahren zum Alltag. Ich darf in 
diesem Zusammenhang etwa an die 
massive Repression erinnern, denen 
die Antifaschisten zum Opfer fielen, 
die über Jahre hinweg gegen den einst 
größten europäischen Naziaufmarsch 
in Dresden mobil machten und diesen 
mehrfach erfolgreich verhinderten. Die 
Justiz ging schon damals rigoros gegen 
engagierte Bürgerinnen und Bürger, 
darunter auch verschiedene Bundes¬ 
tags- und Landtagsabgeordnete vor, die 
genau die Zivilcourage gegen den brau¬ 
nen Spuk aufbrachten, die der sächsi¬ 
sche Ministerpräsident Tillich nunmehr 
im Licht von Freital, Heidenau, Claus¬ 
nitz und Bautzen in der jüngsten Son¬ 
derlandtagssitzung forderte. Am Ende 
dieser bemerkenswerten Repressions¬ 
serie platzten die allermeisten Verfah¬ 
ren. 

UZ: Warum gehen die sächsischen Be¬ 
hörden derart üb er engagiert gegen Anti¬ 
faschisten vor, lassen Neonazis und mi¬ 
litante Rassisten jedoch kontinuierlich 
nahezu ungestört agieren? 

Klaus Bartl: Das hat auch etwas mit 
der gesellschaftspolitischen Grundstim¬ 
mung in Sachsen zu tun. Die sächsische 
CDU war immer ein Hort reaktionärer 
Politikkonzepte. 25 Jahre Landespolitik 
unter CDU-Führung sind nicht spurlos 
an der Bevölkerung vorüber gegangen. 
Auch zwei Legislaturperioden NPD- 
Präsenz im Parlament sind nicht ohne 


Wirkung geblieben. Von latenten De¬ 
mokratiedefiziten in den sächsischen 
Behörden will ich gar nicht erst reden. 
Jedenfalls bin ich froh, dass aktuell kei¬ 
ne Landtagswahlen in Sachsen anste¬ 
hen. 

UZ: Warum? 

Klaus Bartl: Weil ich dann fürchten 
müsste, dass nicht nur die weitestge¬ 
hend offen rassistisch agierende AfD 
mit einem Wahlergebnis ä la Sachsen- 
Anhalt in den Landtag einziehen wür¬ 
de, sondern gleich noch die neofaschis¬ 
tische NPD mit einem satt über fünf 
Prozent liegenden Stimmenanteil dazu. 
Und dann haben wir noch unsere CDU, 
die im Gegensatz zur Bundespartei in 
Sachsen wohl auch schon als national¬ 
konservativ bezeichnet werden muss. 

In der Konsequenz ist das Ansehen 
der Politik und der Politiker in der Be¬ 
völkerung hier immer mehr auf den 
Hund gekommen. Den so aufgestauten 



Klaus Bartl ist rechtspolitischer Spre¬ 
cher der Linksfraktion im Sächsischen 
Landtag und deren stellvertretender 
Vorsitzender. 

Frust, gepaart mit einem offenkundig 
noch vorhandenen Rest archaischen, 
völkischen und selbstmitleidigen Den¬ 
kens und einem vom Patriotismus zum 
sächsischen Chauvinismus gewechsel¬ 
ten Pathos bekommen die in Sachsen 
Schutz und Unterkunft suchenden Ge¬ 
flüchteten jetzt allzu oft zu spüren. 

UZ: Vor welchen Herausforderungen 
steht Ihre Partei vor diesem Hinter¬ 
grund? 

Klaus Bartl: Unter anderem müssen wir 
als Linke aufpassen, nicht noch mehr 
Wählerinnen und Wähler an die AfD zu 
verlieren. Die Linke wird zunehmend 
als Teil des Problems und nicht als Lö¬ 
sung begriffen. Daher ist es wichtig, sich 
neu zu sortieren und die notwendigen 
politischen Konsequenzen zu ziehen. 

UZ: Welche wären das? 

Klaus Bartl: Wir müssen die Partei sein, 
die als „Kümmerer“ wahrgenommen 
wird und die die Sorgen und Nöte der 
Menschen ernst nimmt. Vor allem müs¬ 
sen wir all jene zurück- oder neu gewin¬ 
nen, die in diesem reichen Land in die¬ 
ser oder jener Form prekärer Lebens¬ 
verhältnisse ausgesetzt sind. Die soziale 
Frage gehört wieder deutlich in den 

am 


Mittelpunkt unserer Politik. Aktuell 
führen wir derlei Debatten in unserer 
Fraktion. Unser Fraktionsvorsitzender 
Rico Gebhardt hat dazu vor wenigen 
Tagen ein Grundsatz- und Strategiepa¬ 
pier veröffentlicht. Darin wird eben ge¬ 
nau das gefordert. Fernab davon brau¬ 
chen wir - dringend, wie in keinem 
anderen Bundesland - einen Kultur¬ 
wechsel. Die Arroganz der Macht, die 
die CDU vor sich herträgt und der ihr 
Koalitionspartner, die SPD, leider we¬ 
nig entgegensetzt, ist unerträglich. 

Hinzu kommt, dass wir klar ma¬ 
chen, dass Personen, die Anschläge auf 
Flüchtlingsunterkünfte verüben und 
Flüchtlinge oder ihre Helferinnen und 
Helfer attackieren, den demokratischen 
Konsens aufkündigen und außerhalb 
der Verfassungsordnung agieren. Diese 
Grenze muss viel deutlicher aufgezeigt 
werden. Da haben auch Polizei und 
Justiz in Sachsen noch einiges nachzu¬ 
holen. Auch die Sachsen selbst müssen 
lernen und leben, dass es auch im Frei¬ 
staat keinen Freibrief für rassistische 
Hetze gibt. Jeder Langmut, jedes auch 
nur verbale Herunterspielen mit Be- 
grifflichkeiten wie „asylkritisch“ sind da 
völlig fehl am Platz. Wenn grundlegende 
Werte menschlichen Anstands und ein¬ 
ander geschuldeten Respekts mit derar¬ 
tiger Trefferdichte im alltäglichen Leben 
nicht mehr gelten und essentielle Staats¬ 
fundamentalgrundsätze wie etwa das 
Rechtsstaats- und das Demokratieprin¬ 
zip suspendiert sind, staatliche Institu¬ 
tionen faktisch nur noch mit Aufräum¬ 
arbeiten hinterherhecheln, ist ein Fall 
klassischen Politikversagens eingetreten. 

UZ: Was kann dieser Entwicklung ent¬ 
gegengesetzt werden? 

Klaus Bartl: Was wir brauchen ist ein 
Weckruf auch an die Verantwortung 
einer jeden Bürgerin und eines jeden 
Bürgers, das abzuwehren. Die da ver¬ 
bal oder körperlich auf Flüchtlinge und 
die hiesigen Menschen, die ihnen helfen 
wollen, eindreschen, die sich daran wei¬ 
den, die Angst in den Augen der Kinder, 
der Frauen, der Familien der Flüchtlin¬ 
ge zu sehen und auf das Trauma, unter 
dem sie ohnehin unter den Wirkungen 
der Flucht und ihrer Gründe leiden, 
noch eins draufsetzen, die skrupellos 
johlen, wenn von öffentlicher oder pri¬ 
vater Hand geschaffene Flüchtlingsun¬ 
terkünfte lichterloh brennen, können 
und dürfen nicht „das Volk“ sein. 

Daher brauchen wir ein unverzüg¬ 
lich dem Landtag vorzulegendes Ge¬ 
samtkonzept für den Freistaat Sachsen, 
wie wir zeitnah die komplexen Prob¬ 
lemlagen bei der menschenwürdigen 
Aufnahme, Unterbringung und Integ¬ 
ration endlich lösen sowie die künftige 
Teilhabe der in Sachsen ankommenden 
geflüchteten Menschen gewährleisten. 
Unsere Fraktion erbringt ihren Anteil 
jetzt zunächst mit einem dieser Tage in 
den Geschäftsgang des Landtages zu 
bringenden Flüchtlingsaufnahmege¬ 
setz, dessen Entwurf wir in einer Frak¬ 
tionsklausur Mitte vergangener Woche 
eingehend beraten haben. 

Es ist unsere gemeinsame Verant¬ 
wortung, schnellstens und nachhal¬ 
tig darzustellen und zu sichern, dass 
schlicht und einfach jedweder Angriff 
und Übergriff auf, jedwede Überheb¬ 
lichkeit und Geringschätzung gegen¬ 
über mit uns gemeinsam in Sachsen 
lebenden Geflüchteten, Migrantinnen 
und Migranten ein „No go“ ist. Das ist 
übrigens keine Heraushebung, denn je¬ 
der von uns, jede Sächsin, jeder Sachse 
beansprucht selbstverständlich und zu 
Recht, vor Gewalttätigkeiten, vor Be¬ 
drohungen, Beschimpfungen, Beleidi¬ 
gungen und behördlichen Ruppigkeiten 
geschützt zu werden. 

Außerdem brauchen wir endlich 
wieder eine verlässliche Sicherstellung 
der Funktionsfähigkeit des demokra¬ 
tischen, den Grundrechten und Men¬ 
schenrechten verpflichteten Rechts¬ 
staats in Sachsen, der nicht und nir¬ 
gendwo zurückweichen darf, wenn im 
Zusammenhang mit der Flüchtlingssi¬ 
tuation rechtswidrig gehandelt wird. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt. 



In der alten Bundesrepublik gab es 
zwei Volksparteien: CDU/CSU und 
SPD. Sie verstanden sich als Mitte 
und versuchten ihre Ränder zu hal¬ 



ten: die Sozialdemokratie links, die 
Union rechts. Zu Beginn der achtzi¬ 
ger Jahre entglitten die Grünen der 
SPD. Auf dem Territorium der ehema¬ 
ligen DDR vermochte diese ab 1990 
kein Monopol diesseits der Union zu 
errichten. Sie musste sich das sozial¬ 
demokratische Potential zunächst mit 
der PDS, dann mit der Linkspartei tei¬ 
len. Diese wurde auf regionaler Ebe¬ 
ne ebenfalls eine Volkspartei. 

Lange wurde übersehen, dass Uni¬ 
on und SPD nicht nur einen rechten 
bzw. linken Rand haben, sondern au¬ 
ßerdem - jede für sich - einen rech¬ 
ten Sektor, fast möchte man sagen: 
eine rechte Hälfte. Deren Substanz 
ist der Wohlstandschauvinismus. 
Wird dieser gereizt - vorzugsweise 
durch Fremde -, kündigt der rech¬ 
te Sektor seinen Stammparteien die 
Loyalität auf und kehrt zu ihnen erst 
zurück, wenn diese ihm seine Wün¬ 
sche erfüllen. So geschah es mit den 


„Republikanern“ zwischen 1989 und 
1992. Sie schrumpften, nachdem 1993 
das Asylrecht demontiert war. Als 
Roland Koch 1998/99 gegen die dop¬ 
pelte Staatsbürgerschaft mobilisier¬ 
te, standen halbe SPD-Ortsvereine 
Schlange vor den Tapeziertischen, 
auf denen die Unterschriftenlisten 
der CDU auslagen. 

Jetzt stößt die AfD in die rechte 
Flanke der Volksparteien hinein. Ihr 
Reservoir dort ist noch nicht ausge¬ 
schöpft. In Sachsen-Anhalt hat auch 
„Die Linke“ stark an sie verloren. 
Es zeigt sich, dass sie ebenfalls ei¬ 
nen rechten Sektor hat. Er besteht da 
weniger als im Westen aus aktuellen 
Wohlstands-Chauvinisten und mehr 
aus verhinderten: Menschen, die zwar 
nicht mit dem Kapitalismus zurecht¬ 
kommen, die Ursachen aber nicht bei 
diesem suchen, sondern bei Fremden. 

Der Durchbruch der AfD im Os¬ 
ten ist für „Die Linke“, die ja nur dort 
eine Volkspartei ist, gefährlich und ge¬ 
samtdeutsch sogar - hält man sich nur 
ans Parlamentarische - lebensbedroh¬ 
lich. In der „Welt“ hat Stefan Aust ihre 
Ergebnisse von Baden-Württemberg, 
Rheinland-Pfalz und Sachsen-Anhalt 
hochgerechnet und kommt dabei für 
sie, wären an diesem Tag Bundestags¬ 
wahlen gewesen, gesamtdeutsch auf 
4,9 Prozent. Er schränkt ein: es mag 
auch anders kommen. Soll heißen: 
vielleicht mehr, vielleicht aber auch 
weniger. Die Wahlen in Mecklenburg- 
Vorpommern könnten die Tendenz 
verstärken. 

Wozu diese Unkerei? Antwort: da¬ 
mit eine Gefahr rechtzeitig erkannt 
und bekämpft wird. 


Kommentar von Werner Sarbok 


Der Befreiungstheologe 


Da hat er die Chinesen lang gemacht 
bei seinem Staatsbesuch, unser Bun¬ 
despräsident. Das war in unseren viel¬ 
fältigen Medien zum Abschluss des 
Gauck-Besuches in China einmütig 
zu hören oder zu lesen. 

Der Theologe verkündete im 
Auftrag seiner Klasse die Worte 
von der Befreiung der Menschheit 
durch den Kapitalismus. Schließlich 
komme er ja aus dieser DDR, aus 
diesem Staat, der als einziger deut¬ 
scher Staat keine anderen überfiel, 
der das Recht auf Arbeit, auf eine 
sichere Zukunft seiner Jugend, die 
Gleichberechtigung der Geschlech¬ 
ter durchsetzte. Der es ermöglichte, 
dass jeder seiner Bürger von seiner 
Arbeit menschenwürdig leben konn¬ 
te, der für preiswerten Wohnraum 
sorgte. Der deutsche Staat, der sei¬ 
ne Bürger vor Nazis und der Ausbeu¬ 


tung durch Banken und Konzerne 
schützte, dessen Entwicklungshilfe 
Hilfe und keinen Würgegriff für an¬ 
dere Länder bedeutete. 

Der strahlende Überwinder dieses 
Unrechtsstaates hat also dem China¬ 
mann gezeigt, wo der Hammer der 
Befreiung der Menschheit hängt. Er 
„habe mit den Kadern der Parteischu¬ 
le über Marxismus und Kommunis¬ 
mus in Theorie und Praxis geredet, 
dass selbst die gestaunt hätten“, weiß 
der „Tagesspiegel“ zu berichten. 

Ich staune da auch immer, wenn 
diese Befreiungstheologen des Ka¬ 
pitals der Menschheit überzeugend 
erklären, dass die Erde eine Scheibe 
ist. Sie sind wahrhaftig die Garanten 
für die Befreiung von allem, was Vo¬ 
raussetzungen für Frieden und sozi¬ 
alen Fortschritt auf diesem Planeten 
schaffen kann. 


Dokumentiert 


Keine Mithilfe 

Die Hilfsorganisation Ärzte ohne 
Grenzen setzt ab sofort alle Aktivi¬ 
täten im Zusammenhang mit dem 
„Hotspot“ im Lager Moria auf der 
Insel Lesbos aus. Die Entscheidung 
folgt dem Abkommen zwischen der 
Europäischen Union und der Türkei, 
das zur erzwungenen Rückführung 
von Migranten und Asylbewerbern 
von der griechischen Insel in die Tür¬ 
kei führen wird. 

„Wir haben die extrem schwie¬ 
rige Entscheidung getroffen, unsere 
Aktivitäten im Lager Moria zu be¬ 
enden, weil uns die Fortführung der 
Arbeit zu Komplizen eines Systems 
machen würde, das wir als unfair und 
unmenschlich ansehen“ erklärt Ma¬ 
rie Elisabeth Ingres, die Landeskoor¬ 
dinatorin von Ärzte ohne Grenzen 
in Griechenland. „Wir werden nicht 
zulassen, dass unsere Hilfe für eine 
Massenabschiebung instrumenta¬ 
lisiert wird. Wir weigern uns, Teil 
eines Systems zu sein, das keine 


Rücksicht auf die humanitären Be¬ 
dürfnisse oder die Schutzbedürfnisse 
von Asylsuchenden und Migranten 
nimmt.“ 

Ab Dienstagabend stellte Ärz¬ 
te ohne Grenzen alle Aktivitäten 
ein, die im Zusammenhang mit dem 
„Hotspot“ Moria stehen. Dazu gehö¬ 
ren der Transport von Flüchtlingen 
mit Bussen in das Zentrum, die Ver¬ 
besserung der Wasser- und Sanitär¬ 
versorgung sowie die medizinische 
Hilfe in einer Klinik innerhalb des 
Lagers. Ärzte ohne Grenzen wird die 
Arbeit im eigenen Transitzentrum in 
Mantamados fortführen, wo Neuan¬ 
kommenden Ersthilfe geleistet wird. 
Auch die Seenotrettung an der Nord¬ 
küste von Lesbos wird fortgesetzt. 
Personen außerhalb des „Hotspots“ 
wird Ärzte ohne Grenzen weiterhin 
mit mobilen medizinischen Teams 
versorgen. 

Pressemitteilung der Hilfsorganisation 

Ärzte ohne Grenzen vom 23. März 2016 
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Alte Gefahren, neue Spielräume 

Vor dem Parteitag: Interviews mit DDR-Funktionären zeigen, vor welchen Fragen Kuba steht 


Marx-Engels- 

Stiftung 

Veranstaltungen 
im April und Mai 

* Sa, 9. April, 11.00-17.00 Uhr: 

Vereinigung von KPD/SPD 
1946 aus heutiger Sicht 

Mit Prof. Dr. Günter Benser, Prof. Dr. 
Anton Latzo, Dr. Reiner Zilkenat 
Konferenz in Kooperation mit dem 
Marxistischen Arbeitskreis zur Ge¬ 
schichte der Arbeiterbewegung bei 
der Partei „Die Linke“ 

Ort: Berlin-Lichtenberg, Begeg¬ 
nungsstätte Undine, Hagenstr. 57 

★ Sa t 30. April, 11.00 -17.00 Uhr: 

„Leben wir noch in der'Allgemei¬ 
nen Krise des Kapitalismus'?“ 

Mit Stephan Müller, Thomas Ku- 
czynski, W.D. Gudopp von Behm, 
Moderation: Andreas Wehr 
In Zusammenarbeit mit dem MEZ 
Berlin 

Ort: Berlin-Charlottenburg, Marx- 
Engels-Zentrum, Spielhagenstr. 13 


★ Sa./So., 21./22. Mai, Mainz: 

Sa, n.oo -18.00 Uhr: Zum politi¬ 
schen Wirken von Frauen im Um¬ 
feld von Marx und Engels; 

So, 10.00-17.00 Uhr: Geschlechter¬ 
verhältnisse in der Diskussion der 
marxistisch geprägten Arbeiterbe¬ 
wegung 

Mit Gisela Blomberg, Christian 
Frings, Helga Hörz, Angelika Limm- 
roth, Gisela Notz, Manfred Scharin- 
ger, Marga Voigt, Katharina Volk, 
Eva Weissweiler. In Zusammenar¬ 
beit mit der RLS Rheinland-Pfalz 
und der Jenny-Marx-Gesellschaft 


V om 16. bis zum 18. April hält 
die Kommunistische Partei 
Kubas (PCC) ihren 7. Parteitag 
ab. Vor fünf Jahren, 2011, hatte der 
letzte Parteitag die Grundlagen der 
neuen Wirtschaftspolitik, der „Ak¬ 
tualisierung des Sozialismus 4 , 4 gelegt. 
Die diplomatische Annäherung an 
die USA hat das Umfeld verändert. 
Die Parteimitglieder und die Massen¬ 
organisationen des kubanischen Vol¬ 
kes diskutieren die vorläufige Bilanz 
der „Aktualisierung 44 , die Delegier¬ 
ten werden grundlegende Entschei¬ 
dungen über die zukünftige Richtung 
der kubanischen Revolution zu tref¬ 
fen haben. 

Vor welchen Fragen sie stehen 
zeigt ein neu erschienener Band mit 
Gesprächen zwischen dem Journalis¬ 
ten und Kuba-Kenner Volker Herms¬ 
dorf und drei Gesprächspartnern, die 
in Politik, Militär und Geheimdienst 
der DDR Verantwortung getragen 
haben. 

Seine drei Gesprächspartner ha¬ 
ben einen jeweils besonderen Zu¬ 
gang, um die heutigen Entwicklun¬ 
gen auf Kuba einzuschätzen. Die 
Wirtschaftspolitik der kubanischen 
Führung spielt dabei nur am Rande 
eine Rolle. Hans Modrow, in den Jah¬ 
ren 1989 und 1990 für kurze Zeit Vor¬ 
sitzender des Ministerrates der DDR, 
ist 1970 zum ersten Mal nach Kuba 
gereist. Später hat er sich als Abge¬ 
ordneter des Bundestags und des Eu¬ 
ropaparlaments und als Vorsitzender 
des Ältestenrates der Linkspartei für 
normale diplomatische Beziehungen 
zwischen Deutschland und Kuba ein¬ 
gesetzt. Die Bundesregierung, fordert 
er im vorliegenden Band, solle sich 
nicht an den Vorgaben der USA ori¬ 
entieren, sie „könnte in Bezug auf 
Kuba deutlich mehr eigenes, souverä¬ 


nes Handeln zeigen. 44 Seine Sicht auf 
die DDR-Geschichte steht im Hin¬ 
tergrund, wenn er die Entwicklung 
in Kuba beurteilt: Von Kuba als Vor¬ 
bild für andere Länder will er nicht 
sprechen, denn die Rede vom Vorbild 
könne es beiden Seiten erschweren, 
die jeweiligen Besonderheiten zu be¬ 
rücksichtigen - so, wie es im Verhält¬ 
nis zwischen DDR und Sowjetunion 
gewesen sei. 

Modrow empfiehlt „eine gesunde 
Skepsis gegenüber der Verlässlichkeit 
der USA 4 im laufenden Prozess der 
diplomatischen Normalisierung und 
das Erreichte nicht zu hoch zu bewer¬ 
ten. Schließlich seien auch die Vertre¬ 
ter der sozialistischen Länder bei der 
Konferenz für Sicherheit und Zusam¬ 
menarbeit in Europa in Helsinki in 
den 70er Jahren „mit unserer Freude 
über die erreichten Zugeständnisse 
der anderen Seite (...) in eine Falle 
gelaufen 44 Modrow erinnert dagegen 
daran, dass in der DDR-Politik der 
imperialistischen Länder nach der di¬ 
plomatischen Anerkennung die „Ag¬ 
gression auf Filzlatschen 44 gefolgt sei. 

Modrow betont die positive Rolle, 
die die BRICS-Staaten für Kuba spie¬ 
len. Der neu ausgebaute Tiefseehafen 
in Mariel, mit dem Kuba zur „Dreh¬ 
scheibe für Handelsströme 44 zwischen 
Atlantik und Pazifik werden könne, 
mache das deutlich: Der Hafen ent¬ 
stand mit Hilfe russischer, brasiliani¬ 
scher und chinesischer Investitionen. 
Fritz Streletz, der zweite Gesprächs¬ 
partner des Bandes, ergänzt: Gegen 
das unipolare Modell der USA setze 
Kuba sich für eine multipolare Welt 
ein und werde damit zum „Verbün¬ 
deten von China und Russland. 44 

Streletz, General der NVA, er¬ 
zählt von seinen Begegnungen mit 
Fidel und Raül Castro. Er reiste zum 


ersten Mal 1966 nach Kuba, um die 
Erfahrungen der DDR im Aufbau 
einer Grenzsicherung weiterzuge¬ 
ben - die Kubaner waren daran in¬ 
teressiert, sich vor feindlichen Akti¬ 
vitäten der USA aus deren Basis in 
Guantänamo zu schützen. Er schätzt 
im Gespräch mit Hermsdorf die mi¬ 
litärische Lage und die Strategie der 
kubanischen Armee ein - eine Stra¬ 
tegie des „allgemeinen Volkskrieges 44 . 
Er beschreibt die Rolle, die Kuba im 
Verhältnis zu den anderen sozialis¬ 
tischen Staaten hatte, und stellt fest: 
„Kein Land im sozialistischen Lager 
hat - bezogen auf die Bevölkerungs¬ 
zahl und das Bruttoinlandsprodukt - 
eine auch nur annähernd so große in¬ 
ternationale Solidarität geleistet wie 
Kuba. 44 

Klaus Eichner, Hermsdorfs dritter 
Gesprächspartner, arbeitete für die 
Gegenspionage des DDR-Geheim- 
dienstes. Sein Gebiet: Die Dienste 
der USA. Er beschreibt die heutige 
Aktivität dieser Dienste gegen Kuba. 
Die Eröffnung der US-Botschaft 
vergrößere das Risiko von Geheim¬ 
dienstangriffen nicht: „Die Agenten 
der US-Dienste tummeln sich seit eh 
und je auf der Insel 44 auch andere Di¬ 
plomaten aus NATO-Ländern unter¬ 
stützen Konterrevolutionäre. Eichner 
berichtet über die informellen Netz¬ 
werke, die Stifungen und NGOs, über 
die die US-Geheimdienste ihren Ein¬ 
fluss ausüben, über die Zusammen¬ 
arbeit zwischen USA und Journalis¬ 
ten und Bloggern wie Yoani Sänchez, 
über den Wunsch der USA nach ei¬ 
ner „farbigen Revolution 44 in Kuba. 

Alle drei betonen, dass die neue 
Kubapolitik der USA keine grund¬ 
sätzliche Veränderung bedeute: 
Schließlich könne sich die „Art, wie 
imperialistische Politik durchgesetzt 


werden soll 44 ändern - der US-Impe- 
rialismus ändere sich dadurch nicht 
wesentlich. Die Normalität in den 
Beziehungen beider Länder sei „bis¬ 
her doch nur ein Stichwort 44 das Er¬ 
gebnis offen, so Modrow, der Prozess 
eröffne aber neue Spielräume für 
Kuba. Kuba müsse, so Streletz, vor 
diesem Prozess „politisch, militärisch 
und ideologisch keine Angst 44 haben. 
„Aber die Subversion wird weiterge¬ 
hen und vermutlich noch verschärft 
werden 44 hält Eichner fest. „Deshalb 
wird Kuba sein sozialistisches Ge¬ 
sellschaftsmodell verstärkt schützen 
müssen. 44 om 

Volker Hermsdorf: Kuba - Aufbruch 
oder Abbruch? Im Gespräch mit Hans 
Modrow, Fritz Streletz, Klaus Eich¬ 
ner. Verlag Wiljo Heinen (Berlin und 
Böklund 2016),Taschenbuch, 204 Sei¬ 
ten, 10,- Euro. 





Die Geschichte einer kämpfenden 

Überlegungen zur Geschichtsbetrachtung 


Wenn wir uns heute mit der Geschichte 
der KPD befassen stellt dies bedeutend 
höhere Anforderungen als noch vor ei¬ 
nigen Jahrzehnten, denn die Möglich¬ 
keiten zur marxistischen Aufklärung 
der Jugend sind weitaus geringer ge¬ 
worden und der Antikommunismus 
hat sich als Resultat der Konterrevo¬ 
lution verstärkt. Überdies ist eine län¬ 
gere Zeit vergangen, in der man Ab¬ 
stand gewinnen konnte. Außerdem 
liegt eine Fülle von Quellenmaterial 
vor. Oft taucht in solchen Geschichts¬ 
debatten als „roter Faden 44 der Gedan¬ 
ke der Durchsetzung des Marxismus- 


Leninismus auf. Häufig endet die Ge¬ 
dankenführung bei der Fragestellung: 
Brandler oder Thälmann? Dabei steht 
Ernst Thälmann dann für Leninismus 
und Heinrich Brandler (August Thal- 
heimer eingeschlossen) für eine Welt¬ 
anschauung und Politik, welcher der 
Leninismus weitgehend fremd geblie¬ 
ben ist. Dieses vereinfachende Sche¬ 
ma ist für die Aneignung unserer Ge¬ 
schichte kaum hilfreich. Diese Überle¬ 
gungen gingen mir beim Studium des 
Artikels von Heinz Karl, den ich per¬ 
sönlich sehr schätze, „1925: Ein Wen¬ 
depunkt in der Geschichte der KPD 44 


(UZ vom 11. März 2016, S. 12/13*), 
durch den Kopf. 

Konkret erinnerte ich mich an das 
erste Leverkusener Gespräch, das vom 
24. bis 25. Januar 2004 an der Karl-Lieb- 
knecht-Schule stattfand und ohne Ro¬ 
bert Steigerwald nie zustande gekom¬ 
men wäre. Es handelte sich um die Auf¬ 
taktveranstaltung für mehrere Treffen 
von marxistischen Kräften, die aus den 
Traditionen der SED, KPD/DKP, der 
KPO und der Vierten Internationale 
kamen. Sie war dem Thema gewidmet: 
„Zur Problematik der Übergangsfor¬ 
derungen in der Strategie der sozialis¬ 
tisch-kommunistischen Bewegung. Ge¬ 
schichtliches und Aktuelles 44 . Die Mar¬ 
xistischen Blätter Heft 3-04 berichteten 
darüber. Das Heft erschien unter dem 
Motto: „Übergänge zum Sozialismus: 
Streit unter den Linken 44 . Der unver¬ 
gessene Hans Krusch hielt das Einlei¬ 
tungsreferat zum Thema „Arbeiter- 
Regierung 4 als Übergangsforderung 
der KI 44 . Man kann schon sagen, dass es 
sich um eine Art Paukenschlag handel¬ 
te. Die Geschichte der KPD war für ihn 
nicht erstrangig die Geschichte fraktio¬ 
neller Auseinandersetzungen, sondern 
die „Geschichte einer kämpfenden Be¬ 
wegung, einer proletarischen Partei, die 
bestrebt war, die Interessen der Arbei¬ 
terklasse und anderen Werktätigen ge¬ 
gen die Macht des Kapitals zu verteidi¬ 
gen und die nie ein Hehl daraus machte, 
dass Kommunisten für die Überwin¬ 
dung des Imperialistischen Systems, für 
den revolutionären Bruch mit den kapi¬ 
talistischen Macht- und Eigentumsver¬ 
hältnissen, für eine sozialistische Per¬ 
spektive kämpfen. 44 Solch ein umfassen¬ 
des Herangehen an die Geschichte der 
KPD ermöglicht es - eingeordnet in die 
Gesamtgeschichte -, „ungeschminkt auf 
Entwicklungen zu verweisen, die nach 
1923 das Wirken der Kommunisten er¬ 
schwerten, belasteten, und zwar durch 
verfehlte Entscheidungen und Entwick¬ 
lungen in den eigenen Reihen 44 . 1 


Bewegung 

Ich erwarte heute von einer Darstel¬ 
lung der Geschichte der KPD, dass sie 
eingedenk aller selbst eingestandenen 
Fehler auch die Leistungen von Hein¬ 
rich Brandler und August Thalheimer als 
bedeutende Funktionäre der KPD sine 
ira et Studio würdigt. Für Hans Krusch 
war das kein Problem. Mit dem Ausboo¬ 
ten von Thalheimer ging der KPD und 
der KI ein beträchtliches intellektuel¬ 
les Potential verloren. Vor allem gilt es 
immer wieder deutlich zu sagen, dass 
die Entscheidung von Heinrich Brand¬ 
ler, den vorbereiteten bewaffneten Auf¬ 
stand im Oktober 1923 nicht auszulö¬ 
sen, richtig war. 2 „Worum es nach Lage 
der Dinge ging, war die Verteidigung in 
Sachsen und Thüringen errungener Po¬ 
sitionen, die Abwehr des Angriffs auf 
die dortigen Linksregierungen, der da¬ 
mit verknüpften Generaloffensive zum 
weiteren Abbau demokratischer und 
sozialer Errungenschaften aus der No¬ 
vemberrevolution, zur Niederschlagung 
der sozialistischen Bewegung - die Ent¬ 
faltung von Massenwiderstand. 443 Und 
ob das „richtige Konzept der Arbeiter¬ 
regierung 44 wirklich nur ganz „einseitig 
parlamentarisch 44 aufgefasst wurde, ob 
damit alles gesagt ist, müsste auch ge¬ 
nauer diskutiert werden. Einen wichti¬ 
gen Beitrag dazu hat wiederum Hans 
Krusch geleistet. 4 Ohne August Thal¬ 
heimer bleibt die Diskussion von Über¬ 
gangsforderungen und Übergangslosun¬ 
gen (die Losung der Produktionskon¬ 
trolle ist weder schlechthin doktrinär, 
noch ist sie aus dem Zusammenhang 
des Kampfes gegen das Monopolkapi¬ 
tal gerissen 5 ), bleibt die Erörterung der 
Dialektik von Teil- und Endkämpfen, 
bleibt auch die Erörterung der Proble¬ 
me der Einheitsfront im Kampf gegen 
den Faschismus 6 unvollständig. Es steht 
wohl auch nichts im Wege, die Ausein¬ 
andersetzung um das Aktionsprogramm 
der KPD für die Gegenwart produktiv 
zu machen. Hinsichtlich der Problema¬ 
tik Brandler - Thälmann kann ich mich 


nur Eberhard Czichon und Heinz Ma- 
rohn anschließen: „Historisch betrach¬ 
tet, liegt eine gewisse Tragik darin, dass 
Brandler die Aura eines Mannes be¬ 
kam, der 1923 vor der Revolution zu¬ 
rückgewichen sei, während Thälmann 
im hellen Lichte eines Revolutionärs 
stand. Die personelle Alternative war 
falsch, wurde aber interne Parteilegen¬ 
de, in der beide Männer selbst verfan¬ 
gen blieben. 447 

Halten wir es mit Wolfgang Abend- 
roth: Wir werden immer noch viel aus 
den Arbeiten Thalheimers lernen kön¬ 
nen. Und: „So wird Heinrich Brandlers 
Charakter ein Vorbild für neue Gene¬ 
rationen der sozialistischen Bewegung 
bleiben, gleichgültig, ob man im einzel¬ 
nen alle seine Entscheidungen billigt 
oder nicht. 448 Herbert Münchow 

Anmerkungen: 

1 H. Krusch, „Arbeiter-Regierung“ als Über¬ 
gangsforderung der Kl, MB 3-04, S. 20 

2 H. Krusch, Linksregierungen im Visier, 
Reichsexekutive 1923, Schkeuditz 1998, 
S. 80. A. Thalheimer, 1923: Eine verpasste 
Revolution?, Berlin 1931 

3 Ebenda, S. 80 

4 Ebenda, bes. S. 81 bis 99. Zentrale der KPD 
(Hrsg.), Die Bildung der linkssozialdemokra¬ 
tischen Regierung in Sachsen, Eine Material- 
Zusammenstellung, April 1923. 

5 Vgl. u.a. Plattform der Kommunistischen 
Partei Deutschlands (Opposition), Dezember 
1930, Frage 113. 

6 A. Thalheimer, Programmatische Fragen, 
Kritik des Programmentwurfs der Kommu¬ 
nistischen Internationale (VI. Weltkongreß), 
Mainz 1993. Ders, Wie schafft die Arbeiter¬ 
klasse die Einheitsfront gegen den Faschis¬ 
mus? 1932. 

7 E. Czichon, H. Marohn, Thälmann. Ein Re¬ 
port, Bd. 1, Berlin 2010, S. 219. 

8 W. Abendroth, Die Aktualität der Arbei¬ 
terbewegung, Frankfurt am Main 1985, 
S.159 bis 174. 

* Anmerkung der Redaktion: ln der UZ 
vom 11. März erschien nur ein Auszug 
aus einem längeren Beitrag des Histori¬ 
kers Heinz Karl - und zwar jener, der 
sich vorrangig auf die Auseinanderset¬ 
zung mit ultralinken Positionen bezieht. 
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Selbstdemontage 

Mit „Rock The Kasbah“ unterminiert Barry Levinson sein eigenes Denkmal 


A n den Darstellern jedenfalls 
hat es nicht gelegen. Bill Mur¬ 
ray gibt den aufschneiderischen 
Looser Richie Lanz mit seinem üblich 
stoisch-dauerverwirrten Knautschge¬ 
sicht; Zooey Deschanel die talentfreie 
Ronnie, die ihren Promoter Richie in 
Afghanistan kurzerhand mit seiner 
ohnehin nicht üppigen Restkohle 
von der sinkenden Fahne geht; Bru¬ 
ce Willis, diesmal erkennbar außer¬ 
stande die Welt zu retten, hält sich als 
Bombay Brian mit bewährt-finsterer 
Miene an seinem M16-Sturmgewehr 
aufrecht. Und Kate Hudson spielt, 
so gut sie eben kann, die US-ameri¬ 
kanische Prostituierte Merci, die sich 
ausgerechnet im zerschossenen Kabul 
ihren Einstieg in die bürgerliche Ame- 
rican-Dream-Existenz in einem elen¬ 
den Wohncontainer zusammenvögeln 
möchte und bei der sich nicht nur Bill 
Murray fragt, warum um Himmels 
willen sich diese Hollywoodschönheit 
ausgerechnet auf einen Looser wie Ri¬ 
chie Lanz einlässt. 

Es ist eigentlich schwer vorstellbar, 
dass ein überlegter Regisseur wie Bar¬ 
ry Levinson, immerhin verantwortlich 
für Filme wie „Rain Man“ oder herr¬ 
lich-böse Satiren wie „Good Morning, 
Vietnam“ oder „Wag the dog“ die Ab¬ 
wesenheit jeglicher Substanz beim 
Drehbuch von Mitch Glazer nicht er¬ 
kannt haben soll: Ein abgehalfterter 
Rockpromoter, der nur von seinen 
eingebildeten Erfolgen und dem vor¬ 
geschossenen Geld seiner talentfrei¬ 
en „Schützlinge“ lebt, wird mit seiner 
naiven, Coversongs plärrenden Se¬ 
kretärin zur Truppenbetreuung nach 
Afghanistan geschickt. Dort, wie be¬ 
schrieben, Pleite gegangen, verdingt 
er sich als erfolgloser Waffenhänd¬ 
ler und entdeckt nebenbei in einem 
Paschtunendorf ein Mädchen, das ver¬ 
botenerweise in einer Höhle steiner¬ 
weichende westliche Songs singt. Lanz 
bringt die Kleine kurzerhand in Kabul 
bei der Talentshow „ Afghan Star“ un¬ 
ter, einer Kopie von „American Idol“ 


(„Deutschland sucht den Superstar“). 
Wo sie natürlich auch gewinnt und 
dem frauenfeindlich-antiwestlichen 
Traditionalismus eine herbe Nieder¬ 
lage beibringt. 

Das Problem ist natürlich nicht, 
dass es sich hierbei um ausgemach¬ 
ten Schwachsinn handelt. Satire lebt 
von der Zuspitzung, der Übertrei¬ 
bung. Also wartet man geduldig, dass 
die ironische Wendung denn kommen 
möge, die bildmächtig klarmacht, wel¬ 
chen gewaltigen Scheißhaufen die 
US-geführten Interventionen seit der 
Aufrüstung des islamistischen Mittel¬ 
alters, Anfang der 1980er-Jahre, in die¬ 
sem geschundenen Land aufgetürmt 
haben. Allerdings, man wartet vergeb¬ 
lich. Es gibt keine Wendung. Nach und 
nach wird schmerzlich deutlich: Barry 
Levinson will uns diesen Blödsinn für 
bare Münze verkaufen. 

Schon klar, es gibt hier keine heile 
Welt. Kaum in Kabul gelandet, stellt 
selbst Richie Lanz fest, dass hier nie¬ 
mand etwas im Griff hat. Auch nicht 
die US-Boys, die in der Person von 
Private Barnes (Taylor Kinney) bil¬ 


derbuchmäßig diszipliniert und mili¬ 
tärisch knapp-korrekt rüberkommen. 
Bombay Brian ist gewissermaßen ein 
Sonderfall und eher in Sachen eige¬ 
ner Autobiographie unterwegs. An 
Irren mangelt es natürlich nicht. Es 
sind aber eher jene, die sich und al¬ 
les mögliche in die Luft sprengen. Da 
machen sich die Kriegsgewinnler, die 
in einem alten offenen US-Cabriolet 
herumkrakeelend und wild um sich 
feuernd durch Kabuls Straßen rasen, 
für unseren mitfahrenden Helden fast 
schon Rock-’n’-Roll-sympathisch. 

Die eigentlichen Deppen sind die 
finster-augenrollenden paschtuni- 
schen Dorfbewohner, die - aus guten 
Gründen, möchte man meinen - ver¬ 
hindern wollen, dass sich ihre Töch¬ 
ter bei einem so kapitalen Bockmist 
wie einer afghanischen Variante von 
„American Idol“ zum Affen machen. 
Natürlich kann man auch den Kampf 
für das Recht auf eigene Unzurech¬ 
nungsfähigkeit als emanzipatorisches 
Globalunternehmen abfeiern, aber 
warum dabei nun ausgerechnet die¬ 
sem unterirdischen US-amerikani¬ 


schen Kulturimperialismus aufs Pferd 
geholfen werden soll, indem er mo¬ 
disch hip von einem cool-verkrachten 
Rock-’n’-Roll-Typ vorgetragen wird, 
der eine paschtunische Dorfgesell¬ 
schaft mit einem einem ebenso laut 
wie falsch gegrölten „Smoke on the 
Water“ zu beeindrucken sucht, diese 
Antwort bleibt Levinson seinem Pu¬ 
blikum dann doch schuldig. 

Satire ist das probate Mittel der 
Schwachen gegen die Willkür der 
Starken. Wenden es die Starken ge¬ 
gen die Schwachen, gerät Satire regel¬ 
mäßig zum Zynismus. Es reicht eben 
nicht hin, ein bisschen Fratzenschnei¬ 
derei und Situationskomik aneinan¬ 
derzustoppeln nach dem Motto „Gag 
komm raus, du bist umzingelt“. Wahre 
künstlerische Größe ist vom sozialen 
und humanen, emanzipativ-aufkläre- 
rischen Inhalt nicht zu trennen. Und 
ob der in einem Land, in dem so et¬ 
was wie der 30-jährige Krieg im End¬ 
zustand tobt, daran festgemacht wer¬ 
den kann, dass ein Paschtunenmäd- 
chen in einem albernen Plagiat einer 
albernen US-Show auftreten kann, 
darf doch stark bezweifelt 
werden. 

Nach 25 Jahren vorläu¬ 
figem Endsieg des Kapita¬ 
lismus und angesichts der 
islamistischen (Schein-)Al- 
ternative scheinen auch die 
Letzten (inzwischen Bes¬ 
serverdiener) der Rock-’n’- 
Roll-Generation ihren Frie¬ 
den auch mit der „Einzigen 
Weltmacht“ gemacht zu ha¬ 
ben. Dieser Schulterschluss 
hatte immer schon seinen - 
auch künstlerischen - Preis. 
Der Film wird selbst von 
der stramm bellizistischen 
Presse verrissen. Offenbar 
ist Barry Levinson, wie an¬ 
dere vor ihm, nicht davor 
zurückgeschreckt, ihn zu 
zahlen. 

Klaus Wagener 



Immer sollen die anderen schuld sein. 


Putin erklären? 

Ich und die Sowjetunion, heißt das. 

Eine mir sehr liehe Bekannte, christlich geprägt, hat mich angefragt Putin zu er¬ 
klären. Ich habe stattdessen, aber hinführend, Biographisches erzählt. Das Echo 
war gut - deshalb weitere, diesmal unverlangte Mitteilung. Für die deutsch-russi¬ 
schen Beziehungen. 


Als 8-jähriges Kind war ich damit kon¬ 
frontiert. Über den Gmünder Markt¬ 
platz zogen abends manchmal etwas 
zerzauste Zweierkolonnen, seitlich be¬ 
gleitet von einigen Männern mit Ge¬ 
wehren in unserer von mir vergötterten 
Uniform. Mein Vater war schließlich 
auch im Krieg und er sollte gewinnen. 
Woher die kamen und wohin die gingen, 
wusste ich nicht - aber dass es „Russen“ 
waren, habe ich herausbekommen. 

Ob das schon vorher geschehen ist 
oder danach - ich hatte jedenfalls aus 
der Buchhandlung Stiegele ein winzi¬ 
ges Wörterbüchlein Deutsch-Russisch, 
fast aus Holz, zwei Streichholzschach¬ 
teln groß mit Redewendungen. Da ging 
ich eines Abends zu einem der letzten 
der Kolonne und fragte aus dem Büch¬ 
lein „Wie geht es Ihnen?“. Er hat mich 
unwillig zurückgestoßen, nicht brutal, 
eher wortlos weggewischt. 

Dann war 45 und die Witze, obwohl 
bei uns die Amis waren, aber die Rus¬ 
sen gehörten zu den Siegern, das war 
wohl schon klar - diese Russenwitze 
waren endlos und nichts weiter als die 
anekdotische Fortsetzung der Unter¬ 
menschen - weiß ich heute. Damals hab 
ich mitgelacht. Über Striekzimmer z. B, 
wenn die alle zuhause erzählten, dort 
gäbe es angeblich Striekzimmer in den 
Wohnungen und auf dortige Nachfrage 
erklärten: Mensch, du ziehst an Striek 
und weg ist die Scheiße! Der eigentliche 
Witz an der Sache war: wir wohnten im 
Freudenthal 4, zweiter Stock, mit einem 
Plumpsklo auf der Treppe. Aber wir ha¬ 
ben gelacht. 


Erst in meinem Geschichtsstudium 
wurde mir allmählich klar, was mit die¬ 
sem Land, seinen Menschen und seiner 
Revolution vom allerersten Anfang an 
geschehen ist - bis zum faschistischen 
Ausrottungskrieg mit Anschluss an 
den Kalten - und alles bis heute zuge¬ 
deckt mit Stalin. Den kennt inzwischen 
jede(r). Inzwischen kannte ich aber auch 
die Opferzahlen des Krieges, kannte 
den Kommissarbefehl, wusste, dass die 
Elite der KP an vorderster Front gegen 
die Faschisten stand, wusste, dass auch 
und nicht zuletzt mit ihnen der Sieg er¬ 
rungen wurde, wusste, wie sehr sie nach 
dem Sieg gefehlt hatten, und es ging un¬ 
ter den 25 Millionen nicht „nur“ um ein 
paar Hundert, sondern um Aber- und 
Abertausende von denen, die noch so 
dringend gebraucht worden wären. Ist 
natürlich kein deutsches Thema. 

Aber da hat die Ausrottung ganz gut 
funktioniert. 

1962 waren die Weltjugendfestspie¬ 
le in Helsinki. Da wollte ich hin und 
hab mich beim Vorbereitungskomitee 
gemeldet. Ich glaube, da war sogar ein 
protestantischer Pastor an der Spitze, 
einer jener großartigen Christen, die 
ihr Christsein auch außerhalb der fami¬ 
liären Rituale leben wollten. Der Weg 
nach Helsinki war leicht. Nach Berlin 
musste man selber kommen, also nach 
Berlin-Ost, ab da stellte die DDR- 
Reichsbahn auch für die westdeutschen 
Teilnehmer einen Sonderzug bereit. In 
den stieg ich ein. Der hielt durch Polen 
und die baltischen Sowjetrepubliken hin 
und wieder, mit Aussteigen und Emp¬ 


fangskomitees - natürlich organisiert, 
wie sonst auch. 

Dann kam die Strecke bis Leningrad, 
Sowjetunion. Wieder ein Halt. Diesmal 
bin ich nach Zögern ausgestiegen, hab 
mich abseits gehalten. Da stand auch ei¬ 
ner so abseits, etwas jünger, aber nicht 
viel. Wir haben uns angeschaut und vor¬ 
sichtig angesprochen. Seine Familie war 
durch die deutschen Faschisten umge¬ 
bracht, vielleicht war er nur neugierig, 
wie das Volk der Henker aussieht. 

Ich bin wieder eingestiegen in den 
Sonderzug mit zugeschnürter Gurgel. 
Adenauer ging mir durch den Kopf, wie 
er von den „Soffjetts“ redet - wie von 
gefährlichem Müll. 

Dann kam Leningrad itself. Und ich 
bin auf dem Friedhof der Hunderttau¬ 
sende gestanden und spätestens dann 
steigt Hass auf in dir gegen die, die das 
zu einer deutschen Randnotiz machen. 

Die Minuten auf diesem Hügel ha¬ 
ben mich zu einer Entscheidung ge¬ 
drängt. 

25 Jahre später war ich drei Monate 
auf der internationalen Lenin-Schule in 
Moskau. Und hab mich rumgetummelt 
im Alltag dort. Noch nie habe ich in der 
Breite irgendwo auf der Welt kennt¬ 
nisreichere Menschen getroffen, nach¬ 
denklichere. Es war 1976 - und über Sta¬ 
lin wollte keiner reden - er ist mit ihrer 
Größe verbunden und ist ihre Wunde 
zugleich. 

Dann kamen nach dem Sieg der 
Konterrevolution die „neuen Russen“ - 
das ist ein russischer Begriff von damals 
aus der Bevölkerung. Über Nacht ent¬ 
standen Millionäre und Milliardäre - die 
Geschichte mit den Tellerwäschern aus 
den USA hat sich bis heute keiner hier 
getraut aufzulegen, aber nachgefragt hat 
auch keiner, wie das so schnell geht. Jel¬ 
zin bin ich 1986 kurz begegnet, damals 
noch ein Gebietssekretär aus Sibirien. 
Das war April, kurz nach Tschernobyl. 
Er hat alles geleugnet, keine Katastro¬ 
phe, alles im Griff, westliche Panikma¬ 


che. Und er selbst ein feudal-proletari¬ 
sches Monster, gegen das man den Adel 
verteidigen muss. 

Er wurde der Liebling hierzulan¬ 
de, nachdem er das Parlament nieder¬ 
schießen ließ und den Sommerschluss¬ 
verkauf der verbliebenen sowjetischen 
Güter annoncierte. Eine kapitalistische 
Orgie. Seit Montezuma selten. 

Dann kam dieser merkwürdige Pu¬ 
tin aus den Reihen der „neuen Russen“ 
der Millionäre und Milliardäre. Nicht 
alle haben ihm vertraut, wollten lieber 
direkt ran an die Legislative und Exeku¬ 
tive wie damals in Italien Berlusconi - 
also z.B. Chodorkowski. Das Ergebnis 
ist bekannt. Direkt ging es nicht. Nun 
ist Putin ihr Mann - und er besorgt ihre 
Profite. Aber Jelzins Ausverkauf ist ge¬ 
stoppt und die besonnene und trotzdem 
entschiedene Außenpolitik Lawrows ist 
alte sowjetische Schule - vielleicht führt 
sie ja zu einem Reset der Aggression ge¬ 
gen Syrien. Ich unterscheide Putin in¬ 
nen, da hab ich nichts mit ihm zu tun, 
und Putin außen - da sehr wohl. 

Hier in Bremen gibt es wie überall 
viele Straßenmusiker mit ihren kleinen 
Köfferchen oder Gefäßen vor ihrem 
Sitz. Meist waren es ältere und oft phan¬ 
tastische Instrumentalsten. Die Phan¬ 
tastischen kamen fast ausnahmslos aus 
der alten Sowjetunion. Ist schon was her 
mit dieser Szene. 

Du stehst davor, die verkommenen Ko¬ 
lonnen aus Gmünd tauchen auf, die Ma- 
mai-Hügel von Stalingrad, das Gräber¬ 
feld einer einzigen Stadt, Leningrad, die 
entsetzlichsten Opfer, die wohl jemals in 
einem Krieg erbracht wurden, um die 
deutsche faschistische Kriegsmaschi¬ 
nerie niederzuringen - und nun saßen 
„sie“ da mit ihrem Können und bettel¬ 
ten - und du fragst dich, womit dieses 
Volk das verdient hat - während die Ma¬ 
cher der Kriege sich in ihren Badewan¬ 
nen suhlen. 

Ende. 

Hannes Stütz 


Der Traum 
wirkt 

Ein tollpatschiger Panda 
wird auserwählt 

Derzeit haben Freunde des animierten 
Tierfilms an der Kinokasse zwei Optio¬ 
nen, ihr sauer verdientes Geld abzusto¬ 
ßen: Zoomania (der englische Titel ist 
besser: Zootopia) gilt als der sehens¬ 
wertere Film, aber ich bin nun mal 
in Kung Fu Panda 3 gegangen. Wahr¬ 
scheinlich aus dem gleichen Grund, 
aus dem die Filmemacher von Dream- 
works und der WWF den Bambusbä¬ 
ren zu ihrem Werbeträger ernannt ha¬ 
ben: Er ist niedlich und gilt als friedli¬ 
cher Zeitgenosse. Im Film wie für die 
Tierschutzorganisation spielt auch der 
Seltenheitswert“ des Pandas eine Rol¬ 
le, schließlich gibt es in der realen Welt 
nicht einmal mehr 2 000 seiner Art. 
Die Zugehörigkeit zu den bedrohten 
Tierarten hilft auch der Filmgeschich¬ 
te, zu deren Beginn der Pandaheld Po 
meint, der letzte seiner Art zu sein. Ge¬ 
fährdeter und damit glaubwürdiger als 
der Panda wäre allerdings der Schlitz- 
rüssler, um nur ein Beispiel zu nennen. 
Der ist noch seltener, aufgrund seiner 
von giftigem Speichel umflossenen 
Fangzähne allerdings kein Sympathie¬ 
träger. 

Beim „daoistischen“ Panda lässt 
sich das „yin“ und „yang“ schon am 
Fell erkennen. Panda Po ist ein verfres¬ 
sener, fauler, friedfertiger und tollpat¬ 
schiger Ziehsohn eines Nudelbuden¬ 
besitzers, der mit kindlicher Energie 
seine Umgebung nervt. In Teil 3 der 
„Kung-Fu-Panda“-Reihe ist er aller¬ 
dings bereits zum - vom Schicksal er¬ 
wählten - „Drachenkrieger“ geworden, 
der nun die Rolle des Kung-Fu-Lehrers 
einnehmen soll. Seine Fähigkeiten sind 
dabei nicht von Belang (er „kann“ es 
nicht), es geht um Schicksal, verkün¬ 
det vom alten Meister Oogway, der die 
wahre „Bestimmung“ des Pandas trotz 
seiner Unbeholfenheit erkennt. Gera¬ 
de bei Kindern scheint dieser „Plot“ 
beliebt: Ein tapsiges dickes Kind mit 
großen Träumen, dem niemand etwas 
zutraut, wird „auserwählt“ - das funk¬ 
tioniert übrigens auch bei Erwachse¬ 
nen immer noch, sogar in der Politik. 

Um noch ein paar Worte zur Sto¬ 
ry des jetzt in die Kinos gekommenen 
dritten Teils zu verlieren: Diesmal geht 
es um die Rettung des letzten Panda¬ 
dorfes, eines vergessener Ortes, an den 
Po mit seinem biologischen Vater zu¬ 
rückkehrt, um das „Qi“ zu meistern. 
Sind die Figuren von Kung-Fu-Pan- 
da-Geschichten wie „Die Reise nach 
dem Westen“ entlehnt, so lehnt sich 
die Story des dritten Teils zum Ende 
hin an Filme an wie „Die drei Ami- 
gos“ (aus dem direkt zitiert wird), der 
sich wiederum auf die „Glorreichen 
Sieben“ bezieht, welcher wiederum 
eine schlichte Adaption des japani¬ 
schen Klassikers „Die Sieben Samu¬ 
rai“ von 1954 ist. In der Dreamworks- 
Weltkultur vertragen sich eben auch 
Hollywood, japanische und chinesi¬ 



sche Vorbilder, solange sie nicht zu 
ernst genommen werden. 

Und, wie soll es anders sein, das 
Panda-Dorf entdeckt verloren ge¬ 
glaubte spirituelle Fähigkeiten im 
Kampf mit dem Bösen wieder, durch 
dörflichen und familiären Zusammen¬ 
halt und die Liebe zweier Väter - des 
Ziehvaters und des biologischen Va¬ 
ters - zu ihrem Sohn. 

Ach, na ja ... bevor ich mir Kung Fu 
Panda 4 in VR schaue, fische ich viel¬ 
leicht lieber die VHS mit „Tao Tao - 
Tiergeschichten aus aller Welt“ vom 
Dachboden. 

Friedhelm Vermeulen 






12 Freitag, 1. April 2016 


Ostermarsch 2016 


unsere zeit m 


Osteraktionen gegen den Krieg 


Am 20. März und an den Osterfeiertagen fanden überall im Land - in mehr als 
80 Städten und Gemeinden, vor Bundeswehr- und NATO-Standorten -Aktionen 
der Friedensbewegung statt. Wir dokumentieren Auszüge aus einigen der vielen 
wichtigen Redebeiträge. 



Reiner Braun in Duisburg 

„NATO ist: 

• Fast eine Milliarde an Rüstungsaus¬ 
gaben 

• NATO sind Atomwaffen und ihre 
Modernisierung 

• NATO ist Drohnenkrieg 

• NATO ist selbsternannte Interventi¬ 
onen, überall da wo westliche geostra- 
tegische Interessen bedroht scheinen 

• NATO ist Konfrontation und Feind¬ 
schaft zu Russland, und Ausdehnung 
bis an die Grenzen Russlands, bei 
Missachtung aller historischen Erfah¬ 
rungen und Erfolgen der Entspan- 
nungspolitik 

• NATO ist innere Militarisierung 

• NATO und dabei besonders die 
USA betreiben fast 200 Militärbasen 
überall in der Welt. Eine in unserem 
Land muss besonders hervorgehoben 
werden, Ramstein. 

Kein Drohneneinsatz ohne Ram¬ 
stein. Tausende von Einsatzbefehlen 
aus der Luft, wo auch immer, sind mit 
Ramstein verbunden. US-Interventi- 
onskriege werden von Ramstein aus 
gesteuert und die Truppen über Ram¬ 


stein überall hingeschickt. Deshalb ist 
Protest mehr als notwendig. Alle, die 
dieses Jahr bei den Ostermärschen 
sind und viele mehr, sollten deshalb 
am 11. Juni bei der Menschenkette 
von Kaiserslautern nach Ramstein 
dabei sein.“ 

Reiner Braun ist Geschäftsführer der 
IALANA 

Lühr Henken in Oldenburg, 

(...) die NATO-Staaten halten an der 
Einkreisungspolitik gegen Russland 
fest. Allen voran die USA: Bis 2020 
wollen sie eine weltweite militärische 
Überlegenheit auf allen Gebieten er¬ 
reichen. Das bedeutet „Full Spectrum 
Dominance“ auf dem Land, in der 
Luft, auf und unter Wasser, im Welt¬ 
raum und im Cyberspace. Am Rake¬ 
tenabwehrschirm in Europa arbeiten 
sie weiter. Für die Erneuerung ihrer 
Atomwaffen wollen die USA in den 
nächsten 30 Jahren 1 000 Milliarden 
Dollar aufwenden. Und es soll ein 
US-Luftangriff binnen einer Stunde 
an jedem Ort der Erde möglich wer¬ 
den. „Prompt Global Strike“ wird 
das genannt. Kampfdrohnen sollen 
Kampfflugzeuge und Kampfhelikop- 
ter ablösen. 

Dabei ist es heute so, dass die 
NATO fast viermal so viele Solda¬ 
ten wie Russland aufgesteht hat, fast 
das Zehnfache fürs Militär ausgibt 
und im konventionellen Rüstungsbe¬ 
reich Russland gegenüber weit über¬ 
legen ist. Ein russischer Angriff auf 
die NATO ist angesichts dessen ab¬ 
surd. Zumal die russische Regierung 
vor zwei Wochen angekündigt hat, 
ihre Militärausgaben um fünf Pro¬ 
zent senken und die Ausgaben für 
neue Waffen um zehn Prozent kürzen 
zu wollen. Trotzdem baut die NATO 


eine superschnelle Eingreiftruppe auf, 
führt ein Manöver nach dem anderen 
in russischer Grenznähe durch, simu¬ 
liert dabei Atombombenabwürfe, und 
schafft Panzer und Munition nach Eu¬ 
ropa. Die USA und die NATO erhö¬ 
hen die Spannungen. 

(...) Und was macht die Bundes¬ 
regierung? Kanzlerin Merkel stimm¬ 
te beim letzten NATO-Gipfel vor 
anderthalb Jahren in Wales zu, dass 
auch Deutschland binnen zehn Jah¬ 
ren, also bis 2024, seine Militärausga- 
ben auf zwei Prozent des Bruttosozial¬ 
produkts anheben will. Was sind zwei 
Prozent? Klingt erstmal wenig, ist 
aber viel. Im Moment sind es 1,2 Pro¬ 
zent. Das sind nach NATO-Kriterien 
35 Milliarden Euro. Wenn sich die Pla¬ 
nung durchsetzt, würden für die Bun¬ 
deswehr 2024 58 Milliarden Euro aus¬ 
gegeben werden. Das ist wahrlich eine 
neue Dimension. Wie kommen solche 
Signale in Russland an? Klingt das 
etwa nach Entspannung und Koope¬ 
ration? Nein, es klingt im Gegenteil 
nach Konfrontation. Die Bundesregie¬ 
rung sollte sich an den Ausgabenkür¬ 


zungen der Russen ein Beispiel neh¬ 
men. 

Aber, was hören wir im Januar von 
Frau von der Leyen? Sie kündigte an, 
für neue Waffen und Ausrüstungen 
der Bundeswehr bis 2030 insgesamt 
130 Milliarden Euro ausgeben zu 
wollen. (...) Und obendrein will von 
der Leyen mehr Bundeswehrsoldaten. 
Von 10 000 zusätzlich ist die Rede - 
immerhin über acht Prozent mehr als 
jetzt. 

Also noch mehr Auslandseinsätze, 
noch intensivere, noch gewalttätigere 
Einsätze, mehr deutsche Kriegsbetei- 
ligung und das alles in noch weiter 
entfernten Regionen? 

(...) Wo die Bundeswehr nicht hin 
will oder noch nicht hin kann, weil 
etwa Ausrüstung oder das Durchhal¬ 
tevermögen fehlen, wird ausgebildet 
und/oder werden dorthin Waffen ge¬ 
liefert. Kanzlerin Merkel hat das ein¬ 
mal bagatellisierend Ertüchtigung ge¬ 
nannt. 

Lühr Henken ist Co-Sprecher des 
Bundes aus schuss es Friedensratschlag. 

Werner Ruf in Erlangen 

„Was wir heute erleben, sind die Fol¬ 
gen der imperialistischen Aufteilung 
des Nahen Ostens nach dem Ende 
des 1. Weltkriegs. Damals wurden 
Grenzen willkürlich durch die ganze 
Region gezogen. Entscheidend wa¬ 
ren nicht die Völker, die dort lebten, 
sondern die Ölvorkommen. Sie be¬ 
stimmten die Grenzziehung zwischen 
britischen und französischen Interes¬ 
sen. Auf der Konferenz in Sevres, wo 
unter den Siegermächten des 1. Welt¬ 
kriegs das Osmanische Reich aufge¬ 
teilt wurde, wurden willkürlich Staa¬ 
ten geschaffen, die heute vom Zerfall 


bedroht sind. Auf dieser Konferenz 
wurden Probleme geschaffen, die bis 
heute ungelöst sind wie der Konflikt 
Israel-Palästina oder die Kurdenfra¬ 
ge. Und wie willkürlich, nach kolo¬ 
nialen Interessen, „Staaten“ geschaf¬ 
fen wurden, so hat der Westen wäh¬ 
rend des vergangenen Jahrhunderts 
Kriege durch Stellvertreter führen las¬ 
sen, hat demokratische Regierungen 
mit Hilfe der CIA weggeputscht wie 
1953 die Regierung Mossadeq im Iran 
und durch willfährige Diktatoren wie 
den Schah von Persien ersetzt. Die¬ 
se unsägliche Tradition wird bis heu¬ 
te fortgesetzt, indem man wahlweise 
„böse“ Mächte identiüziert, „gute“ 
Mächte unterstützt. In einer Region, 
in der anderthalb Jahrtausende Men¬ 
schen unterschiedlichster Konfession 
friedlich zusammen lebten: Christli¬ 
che Gemeinden - allein in Syrien sind 
es etwa anderthalb Dutzend - Juden, 
Zoroastrier, Jeziden, Bahai usw. usw. 
In dieser Region hat man nun die 
Konfession als neues Identitätskon¬ 
zept entwickelt und glaubt, wenn man 
die Sunniten unter Führung der abar¬ 
tigen Variante der dortigen Staatsreli- 
gion, des saudischen Wahabismus, ge¬ 
gen die Schiiten kämpfen lässt, könne 
man die so genannte Schiitische Ach¬ 
se - Iran-Syrien-libanesische Hizbol- 
lah - zerstören.“ 

Werner Ruf ist emeritierter Professor 
der Uni Kassel 

Wiltrud Rösch-Metzler, in 
Frankfurt Pax Christi Bundes¬ 
vorsitzende am Ostermontag 

„Obwohl alle Parteien im Bundestag 
die Bundesregierung auf gef ordert ha¬ 
ben, auf den Abzug der Atomwaffen 
aus Deutschland hinzuwirken, sollen 
die 20 noch im Hunsrück verbliebe¬ 
nen Atomwaffen bald gegen neue 
B 61-12 Atombomben ausgetauscht 
werden. Auch Frankreich, Großbri¬ 


tannien und vermutlich auch Russ¬ 
land und China planen Modernisie¬ 
rungen. Und wenn in dieser Woche 
in Washington der Atom-Sicherheits¬ 
gipfel stattündet, geht es dort leider 
nur um die wichtige Frage, wie Nu- 
klear-Terrorismus verhindert werden 
kann, nicht aber um das grundsätzli¬ 
che Problem, wie Atomwaffen end¬ 
lich abgeschafft werden können. Auf 
Atomwaffen zu verzichten ist mög¬ 
lich. Das zeigt das Beispiel Südafri¬ 
ka, das freiwillig sein Atomwaffen¬ 
programm einstellte oder das Beispiel 
Ukraine, Weißrussland und Kasach¬ 
stan, die ihre Atomwaffen an Russ¬ 
land abgegeben haben. Lasst uns das 
auch in Deutschland tun. Geben wir 
endlich die Atomwaffen aus Büchel 
zurück in die USA!“ 

„Auch die Bundesregierung ist sel¬ 
ber zum „Händler des Todes“ gewor¬ 
den, indem sie Waffen an die Pesch- 
merga-Miliz im Nordirak liefert. Sie hat 
dazu die Zustimmung der irakischen 
Regierung eingeholt und die Bestäti¬ 
gung der kurdischen Autonomieregie¬ 
rung, dass die Waffen letztendlich wirk¬ 
lich bei ihnen verbleiben. War anfangs 
der Grund für diese Waffenlieferung 
die Rettung der Jeziden, ist daraus mitt¬ 
lerweile eine stabile deutsch-kurdische 
militärische Zusammenarbeit gewor¬ 
den, bei der nun auch die Bundeswehr 
mitwirkt. Mit einer humanitären Be¬ 
gründung wurde der Tabubruch Waf¬ 
fenlieferung an eine Miliz durchgesetzt. 
Durch Waffenlieferungen wird man zur 
Kriegspartei, die eine Seite unterstützt. 
Wie wirkt eine Waffenlieferung an Isra¬ 
el auf das besetzte Palästina? Wie eine 
an die Kurden auf arabische Sunniten 
und auf Schiiten im Irak? Mit Entwick¬ 
lungshilfe für die andere Seite ist Waf¬ 
fenhilfe nicht wieder wett zu machen. 
Nur ein Stopp von Waffenlieferungen 
in die Kriegsregion Nahost verhindert 
eine weitere militärische Aufrüstung 
dort und zwingt Parteien an den Ver¬ 


handlungstisch. Wir fordern von der 
Bundesregierung einen Stopp aller 
Waffenexporte!“ 

Wiltrud Rösch-Metzler, ist Bundesvor¬ 
sitzende von Pax Christi 

Anne Rieger in Stuttgart 

„Wir fordern: die von NATO und EU 
schrittweise betriebene Einkreisung 
Russlands 

und die militärischen Drohungen 
müssen beendet werden. 

Die Einkreisung Russlands wurde 
durch NATO-Manöver an den West¬ 
grenzen Russlands 

und durch die Stärkung der 
Schnellen Eingreif truppe (NRF) auf 
höchst gefährliche Weise vorange¬ 
trieben. Wir fordern den Stopp neuer 
Waffenprogramme wie das Raketen¬ 
abwehrsystem gegen Osteuropa und 
statt dessen Verhandlungen über ato¬ 
mare und konventionelle Abrüstung 
mit Russland. 

Auch die Bindung der Ukraine an 
EU und NATO verschärft vorhande¬ 
ne Spannungen und verletzt legitime 
sicherheitspolitische Interessen der 
russischen Bevölkerung. Die Unter¬ 
stützung des Westens für einen Re¬ 
gierungswechsel in der Ukraine hat 
die Gefahr einer Konfrontation mit 
Russland verschärft. Für die Lösung 
des Ukraine-Konfliktes ist es notwen¬ 
dig, alle Seiten - auch die Vertreter 
„der gesonderten Kreise der Gebiete 
Donezk und Lugansk der Ukraine“ - 
in die Lösung mit einzubeziehen. Die 
Einrichtung föderaler Strukturen und 
soziale Gerechtigkeit können zu ei¬ 
ner dauerhaften Lösung führen. Die 
Bundesregierung muss sich für den 
Erhalt des Neutralitätsstatus der Uk¬ 
raine einsetzen.“ 

Anne Rieger ist Mitglied des Bundes¬ 
ausschusses Friedensratschlag 
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Kommunalpolitik 


Freitag, 1. April 2016 - 


Die „Linke“ darf sich 
nicht überflüssig machen! 

In der Stadt Brandenburg stellt sich eine linke Abgeordnete gegen einen Kuschelkurs mit der CDU 


„Linke kuschelt weiter mit der CDU“ titelte die „Märkische Allgemeine“ im ver¬ 
gangenen Sommer In einer Mitgliederversammlung hatte die Mehrheit der anwe¬ 
senden Mitglieder der Partei „Die Linke“ in der Stadt Brandenburg an der Havel 
für eine „kommunalpolitische Vereinbarung“ mit der CDU gestimmt. Die UZ 
sprach mit Heidi Hauffe, Stadtverordnete der Partei „Die Linke“ in der Branden¬ 
burger Stadtverordnetenversammlung. 


UZ: Wer hat in der Stadt Brandenburg 
den Hut auf: Die Stadtverordnetenver¬ 
sammlung oder der Sparkommissar? 

Heidi Hauffe: Den Hut auf hat der 
Kämmerer. Die SW hat in den letz¬ 
ten Jahren dem vom Kämmerer er¬ 
stellten Haushalt und dem Haushalts¬ 
sicherungskonzept mehrheitlich zuge¬ 
stimmt. 

UZ: Was ist die Ursache für diese Fi¬ 
nanzsituation? Und kann die Stadt 
Brandenburg aus eigener Kraft dem 
Haushaltssicherungskonzept entkom¬ 
men? 

Heide Hauffe: Die Ursache ist in ers¬ 
ter Linie die mangelnde Finanzausstat¬ 
tung bzw. die Unterfinanzierung der 
Kommunen durch Bund und Land. Es 
kommt noch hinzu, wie ich meine, dass 
die Stadt in den vergangenen Jahren 
„über ihre Verhältnisse gelebt“ hat. 

UZ: Wen trifft die Sparpolitik am hef¬ 
tigsten? 

Heidi Hauffe: Da gab es in den Haus¬ 
haltssicherungskonzepten der vergan¬ 
genen Jahre stets viele Maßnahmen, 
welche immer die sozial oder besser ja 
wirtschaftlich Schwachen, also die „Fal¬ 
schen“, am heftigsten treffen. Ich nen¬ 
ne da beispielsweise diverse Gebüh¬ 
renerhöhungen; Musikschule, Biblio¬ 
thek, Volkshochschule, Eintritt in das 
Sport- und Freizeitbad, Kitagebühren! 
Und immer haben die „CDU-Koope- 
rationsunterstützer“ in unserer linken 
Fraktion diesen Erhöhungen - „mode¬ 
rate Anpassung“ klingt natürlich weni¬ 
ger schlimm - zugestimmt! 

UZ: Wie kam es zu der Vereinbarung 
mit der CD U? 

Heidi Hauffe: Im Frühjahr 2013 stand 
die Wiederwahl eines nicht unumstrit¬ 
tenen CDU-Beigeordneten an. Mit der 
SPD klemmte es aus Sicht der CDU, 
also kam ihr wohl die Idee eines Deals 
mit der „Linken“ zwecks gegenseitiger 
Beigeordnetenwahl. Im Klartext: Ihr 
wählt unseren, dann bekommt ihr den 
dritten freien Beigeordneten. Das wur¬ 


de mit einem „Positionspapier“ besie¬ 
gelt. Die jetzige neue „Kommunalpoli¬ 
tische Vereinbarung“ gilt für die kom¬ 
plette Wahlperiode und bedeutet auch 
eine verschärfte Aneinanderkettung 
beider Parteien. 

UZ: Du bist gegen diese Vereinbarung 
aufgetreten und hast als Konsequenz 
deine Funktion als Geschäftsführerin 
der Fraktion niedergelegt. Welche Ge¬ 
fahren siehst du? 

Heidi Hauffe: Die nun anstehende 
Gefahr liegt klar auf der Hand! Wozu 
braucht der Wähler in dieser Stadt noch 
die „Linke“? Er kann doch gleich dem 
Original die Stimme geben, denn die 
„Kopie“ macht sich überflüssig. Die 
„Linke“ ist damit zum Mehrheitsbe¬ 


schaffer der Verwaltung, welche CDU¬ 
dominiert ist, verkommen. Beim Pak¬ 
tieren mit der CDU macht sich die 
„Linke“ hier völlig unglaubwürdig, 
wirft ihr soziales Gewissen über Bord 
und schwimmt mit auf der Welle der 
Macht. Man folgt bedingungslos der 
neoliberalen Linie der CDU, hat keine 
eigene kommunalpolitische Durchset¬ 
zungskraft mehr und wird von der loka¬ 
len Presse entsprechend „behandelt“! 

Die sozial benachteiligten Mitbür¬ 
ger wenden sich so zunehmend von der 
„Linken“ ab und fallen eher auf rechte 
Parteien herein, die sich ja gern das so¬ 
ziale Mäntelchen umhängen. Die AfD 
hatte in Brandenburg an der Havel zur 
Kommunalwahl 2014 mit 5,8 Prozent 
etwa weniger an Prozenten erreicht, 
als die „Linke“ verloren hat. Der ur¬ 
eigenen Verantwortung der „Linken“, 
der Bekämpfung des rechten Randes, 
kann die „Linke“ hier in der Stadt mit 
solch einer „Kuschel“-Politik niemals 
gerecht werden. 

Das Gespräch führte Werner Sarbok 



„Die,Linke' kann in der Stadt mit 
solch einer„Kuscher-Politik ihrer 
ureigenen Verantwortung niemals 
gerecht werden“, meint Heidi Hauffe, 
Abgeordnete der Partei „Die Linke“ in 
der Brandenburger Stadtverordneten¬ 
versammlung. 



Bürgerbeteiligung für die Stadt-Umland-Bahn 

Erhaltet die Regnitz-Wiesen in Erlangen - Stoppt den geplanten Kosbacher Damm! 


Mit großer Mehrheit haben sich die 
Erlangerinnen für eine Stadt-Umland- 
Bahn (StUB) beim Bürgerentscheid 
am 6. März entschieden. Das ist gut so. 
Gut ist ebenso, dass die CSU ordent¬ 
lich eins auf die Mütze erhalten hat. 

Nicht entschieden haben die Bür¬ 
gerinnen über die Trassenführung 
der Straßenbahn - auch wenn das die 
große Koalition im Rathaus vielleicht 
denkt. Die Trassenführung stand bei 
den Bürgern bisher nie zu einer Ent¬ 
scheidung an. Das weiß auch der Ober¬ 
bürgermeister, denn wie sonst hätte er 
unmittelbar nach der Auszählung noch 
in der Nacht den „Erlanger Nachrich¬ 
ten“ gesagt: „Jetzt sind die Erlanger 
gefragt, wie die Strecke aussehen soll.“ 
Die „Erlanger Nachrichten“ titelten 
am 7. März: „Janik will mehr Bürger¬ 
beteiligung“. 

In der letzten Stadtratssitzung am 
16. März, als der Beschluss zum Bei¬ 
tritt zum Zweckverband StUB fiel, be¬ 
kräftigte OB Janik seine obigen Wor¬ 
te: „Es wird zu den wichtigen Aufga¬ 
ben des Zweckverbandes gehören, die 
Menschen in Erlangen und der Region 
möglichst rasch in den weiteren Pro¬ 


zess einzubeziehen“, und weiter: Es 
„werden jedoch die Bürgerinnen und 
Bürger der Stadt Erlangen in den Pla¬ 
nungsprozess eingebunden“. 

Von einer Konkretisierung der 
Bürgerbeteiligung ist noch nichts zu 
bemerken. Die Kreisgruppe Erlangen 
des Bund Naturschutz schrieb vor die¬ 
ser Stadtratssitzung alle Stadträtlnnen 
an und forderte ein „offenes Planungs¬ 
verfahren mit umfassender Beteiligung 
der Bürgerschaft“. Zu dieser demokra¬ 
tischen Forderung herrschte im Stadt¬ 
rat bei der Ratsmehrheit aus SPD, 
Grüner Liste und FDP erst mal das Be¬ 
harren auf alten Positionen. Dort heißt 
es Ja zur Beteiligung, aber im von ih¬ 
nen beschlossenen Rahmen. Sollte die 
Stadtratsmehrheit dabei bleiben, wä¬ 
ren die richtigen Erkenntnisse des OB 
nur leere Versprechungen. 

Respekt vor den Bündnispartnern 
im StUB-Wahlkampf wie z. B. den 
Bund Naturschutz, den VCD oder die 
Stadtratsgruppe „erlanger linke“ ist 
hier nicht zu erkennen. Es scheint, als 
ob die Stadtregierenden ihre Meinung 
zur StUB-Trasse als das Nonplusultra 
betrachten, egal was die Bürgerinnen 


zu sagen hätten. Mit dem Blick auf eine 
lediglich betriebswirtschaftlich „stan¬ 
dardisierte Bewertung“ einer Trasse 
werden ökologische und soziale Argu¬ 
mente von Bürgern bisher nicht ernst 
genommen. Wir hatten im letzten „Er¬ 
langer Rot“ darauf hingewiesen, was 
nach dem Bürgerentscheid droht: Eine 
untaugliche L-Trasse mit der massiven 
Zerstörung des Regnitzgrundes durch 
den geplanten Kosbacher Damm. Die 
CSU giert wie eh und je gleich nach ei¬ 
nem angeschlossenen Autodamm. 

Wir brauchen eine StUB für alle. 
Und das heißt, die StUB muss dort fah¬ 
ren, wo die Mehrheit der Bürgerinnen 
wohnt, arbeitet und lernt. Das leistet 
die von der Mehrheit im Stadtrat be¬ 
vorzugte L-Trasse nicht. 

Große Wohngebiete wie z. B. An¬ 
ger, Isarstraße, Gerhart-Hauptmann- 
Straße, Büchenbach-Süd und -Mitte 
blieben außen vor. Tausende von Be¬ 
schäftigten im Gewerbegebiet Frau- 
enauracher Straße (z. B. Siemens Ge¬ 
rätewerk oder Schaeffler auf dem al¬ 
ten Coca-Cola-Gelände) hätten wenig 
von der StUB. Mit der Verlagerung 
von 8 000 Arbeitsplätzen in den neu¬ 


en Siemens-Campus geht für viele Be¬ 
schäftigte der direkte Weg zur Arbeit 
aus dem Westen kommend über den 
Büchenbacher Damm. Dort macht die 
Talquerung Sinn. Eine Linie über die 
Paul-Gossen-Straße, Büchenbacher 
Damm, dann nach Büchenbach und 
Herzogenaurach und eine Linie in das 
Stadtzentrum machen mehr Sinn. Auch 
die Oststadt braucht eine Straßenbahn. 
So geführt gäbe es auch einen wichti¬ 
gen Umsteigehalt zur S-Bahn. 

Mit welcher Trasse erreichen wir 
eine StUB für ALLE? Darüber müs¬ 
sen die Erlangerinnen mitentscheiden. 
Damit die Worte des OB keine leeren 
bleiben, brauchen wir jetzt eine breite 
Diskussion von Stadtrat und Bürgern 
über ein offenes Planungsverfahren. 

Aus Sicht der DKP müssen die 
Regnitzwiesen erhalten bleiben, aus 
sozialen, ökologischen und verkehrs¬ 
politischen Gründen. Deshalb: Kein 
Kosbacher Damm! Keine Kosbacher 
Brücke! 

Hans Hoyer 

(Aus: Erlanger Rot, Zeitung der DKP 
Erlangen, März 2016) 


Wir nehmen 
alles an 

... nur keine Vernunft! 

Mit stolz geschwellter Brust schritten 
das Dortmunder Aufsichtsratsmitglied 
der RWE und der Vorsteher der Dort¬ 
munder Stadtwerke (DSW) als Laut¬ 
sprecher der innigen Verfilzung zwi¬ 
schen dem „Konzern Stadt Dortmund“ 
und dem heruntergekommenen RWE- 
Konzern einher und trompeteten, dass 
der Atomkonzern ein strategisch unent¬ 
behrlicher Partner der Stadt Dortmund 
sei und bleiben müsse. 

Nur: Von RWE gibt‘s jetzt nichts 
mehr. Null Dividende will RWE für das 
vergangene Jahr an seine Anteilseigner 
rausrücken. 

Unter ihnen zahlreiche hochver¬ 
schuldete Kommunen des Ruhrgebietes, 
die Anteilsscheine am arg geschrumpf¬ 
ten Kapital des Essener Konzerns hal¬ 
ten. Das haut natürlich in die leere Kas¬ 
se der Stadt, die bisher mit dem warmen 
RWE-Regen einen Teil der Haushalts¬ 
löcher stopfen oder die Defizite des 
ÖPNV und des Flughafens verringern 
konnte. Jetzt heißt es Abschreibungen 
in enormer Höhe bei den RWE-„Wert“- 
Papieren vorzunehmen, das besondere 
Sparpaket bei den Dortmunder Stadt¬ 
werken noch schmerzhafter zu schnü¬ 
ren und wahrscheinlich die Fahrpreise 
in Dortmund zu erhöhen. 

Von wegen kalt erwischt! Schon seit 
geraumer Zeit war klar, dass RWE we¬ 
gen der verpennten Energiewende ins 
Schlingern geraten war, weshalb der 
Aktienkurs absackte und die Dividen¬ 
den ständig geringer wurden. Aber über 
solche Krisenerscheinungen hat sich das 
Ignorantentum in Dortmund immer 
schon hinweggesetzt. 

Mit den nächsten Wahlen im Hin¬ 
terkopf werden Dortmund und die an¬ 
deren NRW-Kommunen in SPD-Besitz 
der RWE (plus Eon und Steag) die Stan¬ 
ge halten und auch den Kohleausstieg 
verhindern; in den rheinischen Kohle¬ 
kraftwerken und im dortigen Tagebau 
sind 30 000 Menschen beschäftigt. Das 
Kalkül: Erstmal die Wahlen überstehen, 
dann wird man sehen, was mit den Ar¬ 
beitsplätzen wird. Uli Schnabel 

BVV-Wahlen in 
Berlin 

DKP Friedrichshain- 
Kreuzberg tritt an 

Die DKP Friedrichshain-Kreuzberg 
kandidiert zu den Wahlen der Bezirks¬ 
vertreterversammlungen (BVV) im 
Herbst 2016. Diese Wahlen sind ver¬ 
gleichbar mit den Kommunalwahlen 
in anderen Bundesländern. 

Die DKP tritt u.a. mit folgenden For¬ 
derungen an: 

★ Gegen Verdrängung von Mietern 
und Gewerbetreibenden durch hohe 
Mieten, Ferienwohnungen und Luxus¬ 
sanierungen. Für bezahlbaren Wohn- 
raum für alle. Für einen neuen kom¬ 
munalen Wohnungsbau in öffentlicher 
Hand. Gegen den Versuch, Flüchtlin¬ 
ge gegen einheimische Wohnungssu¬ 
chende auszuspielen. Gegen Zwangs¬ 
räumungen. 

★ Wahlrecht für alle hier lebenden 
Menschen. Keine Unterschiede zwi¬ 
schen Nationalität, Herkunftsland oder 
Aufenthaltsstatus. Wir Kommunisten 
vertreten die Interessen der gesamten 
Arbeiterklasse. 

★ Für die Abschaffung der „Gefah¬ 
rengebiete“ mit Sonderbefugnissen für 
Polizei und Einschränkung demokrati¬ 
scher Bürgerrechte. Gegen rassistische 
Polizeikontrollen im Görlitzer Park 
und anderswo. 

★ Für ein selbstverwaltetes soziales 
Zentrum für Anwohner und Initiati¬ 
ven und mit Raum für Notunterkünf¬ 
te für Obdachlose. Für die entschädi¬ 
gungslose Enteignung von Spekulati¬ 
onsobjekten. 

★ Weg mit dem kommerziellen „My- 
fest“, keine Behinderung der politi¬ 
schen l.-Mai-Demo. Für selbstverwal¬ 
tete Straßenfeste. 

★ Für einen bundeswehrfreien Bezirk - 
keine Bundeswehr in Schulen und Job¬ 
centern. Kein Werben fürs Sterben! 
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Mensch, lieber guter alter Hannes Stütz, 

glaubtest Du etwa im Ernst, ganz nebenbei, 
ganz unbemerkt, auf unhörbaren Gänsefüßchen 
in den Kreis der Achtzigjährigen schleichen 
müssen zu dürfen ? Ein Lob Deiner Bescheidenheit, 
aber auch die kann sich irren ! Du ahnst nicht, 
was hier alles auf Dich einprasselt: 

Glückwünsche, Umarmungen, bunte Willkommens¬ 
grüße, jubelnde Musiken in den schönsten Tonarten ... 
Rund heraus: Wir finden es saugut, dass wir Dich haben, 
und bestätigen das ganz ausdrücklich und namentlich 
in alphabetischer Reihenfolge. 

Marina Achenbach, Udo Achten, Joachim Barloschky, 
Lotte Brodde, Christiane Bruhns, Olaf Cless, Hartmut 
Drewes, Hartmut Emig, Vridolin Enxing, Heide Ferber, 
Ekkes Frank, Hansi Frank, Lothar Geisler,Uli Gellermann, 
Margret Gerhards, Willi Gerns, Barbara Heller, Christof 
Herzog, Ulli Hetscher, Elvira Högemann, Klaus Hübotter, 
Marlies und Sönke Hundt, Manfred Idler, Dieter Klemm, 
Patrik Köbele, Theo König, Margot Konetzka, Hermann 
Kopp, Walter Listl, Werner Lutz, Ulrike Maercks-Franzen, 
Michael Maercks, Leo Mayer, Emmi und Helmut Menzel, 
Priscilla und Thomas Metscher, Heide Michels, Herbert 
Mies, Isa Paape, Christel Priemer, Roman Ritter, Erich 
Schaffner, Sonja Schmid, Fred Schmid, Martin Schmidt, 
Erasmus Schöfer, Ingrid Scholz, Jürgen Schuh, Conrad 
Schuhler, Susanne Schunter-Kleemann, Willi Schwett- 
mann. Dick Städtler, Heinz Stehr, Margareta Steinrücke, 
Claudia Stich, Ingrid und Dieter Süverkrüp, Uwe Timm, 
Inge Trambowsky, Funny van Treek, Stephan Uhlig, 
Christa Weber, Ingeborg Weber, Peter Wilke, Michael 
Wilmes, Klaus Winkes, Guido Zingerl. 


DKP / Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68, 51373 Leverkusen 
Tel: 0214/45418, kls@karl-liebknecht-schule.org 
www.karl-liebknecht-schule.org 

Grundlagenschulungen an der Karl-Liebknecht-Schule 

Die Grundlagenschulungen an der Karl-Liebknecht-Schule in Lever¬ 
kusen richten sich an die Leitungsmitglieder und weitere interes¬ 
sierte Genossinnen der Grundorganisationen der DKP. 

• 9 ./IO. April 2016 : Seminar zur Organisationspolitik. 

Neben den Organisationsprinzipien der DKP soll vor allem prakti¬ 
sche Hilfestellung für die Gruppenarbeit vermittelt werden. Behan¬ 
delt werden u. a. Politikentwicklung, Aktionstätigkeit und Bildungs¬ 
arbeit der Gruppen sowie die Arbeit mit der UZ und Fragen der 
Buchhaltung/Kassierung. Es referieren Wera Richter, stellvertreten¬ 
de Vorsitzende der DKP, und Klaus Leger, Bundeskassierer der DKP. 

• 26 . - 29 . Mai und 1 .- 4 . Oktober: Einführungskurse: 

„Die Grundlagen unserer Politik (nicht nur) für Anfänger" 
zu den Themen: 

• Marxistische Philosophie * Politische Ökonomie * 
die Lehre vom Klassenkampf * 

• Und vor allem: Warum wir uns mit dieser Theorie 
beschäftigen und wie wir sie in organisierte Politik 
umsetzen * 

Es referiert Jürgen Lloyd, 

Leiter der Karl-Liebknecht-Schule. 

Weitere Informationen und Anmeldung unter: 
http://www.karl-liebknecht-schule.org, 
kls@karl-liebknecht-schule.org, Tel: 0214/45418 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



r -\ 


Carlis Bienenhonig, 

Früh- oder Sommertracht, 
500 g für 5 €, 250 g für 3 € + 
Porto; ab 12 Gläser (1 Karton) 
portofrei. Wir liefern auch 
handgefertigte Bienenwachs¬ 
kerzen. Anfrage bei: Imkerei 
Trauth 02241/973111 
E-Mail: camatra@web.de 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-N ationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Toskana, nah am Meer 

www.toskana-biohof.de | 0039.0566. 81478 


Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Haus oder Häuschen; 
Kinderparadies. 



S -\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 

www.ferien-im-lotsenhaus.de 
V_/ 


Anzeigen helfen der UZ! 
E-Mail: info@unsere-zeit.de 
Telefon 0201/177889 23 


Herzlichen Glückwunsch zum Geburtstag ! 

Unser Freund und Genosse 

Peter Lommes 

wird 60 

Wir kennen dich als kämpferischen, eigenwilligen, starken 
Kommunisten, der kein Blatt vor den Mund nimmt, der 
uns alle fordert und versucht, durch unsere gemeinsame 
Arbeit dem großen Ziel, dem Sozialismus näher zu kom¬ 
men. 

Wir wünschen dir für die Zukunft weiterhin viel Kraft und 
Stärke, aber auch Muße um gesund zu bleiben. 

Es gratulieren alle Genossinnen und Genossen 
der Kreisorganisation Linker Niederrhein 


Alles Gute nachträglich zum Geburtstag! 

Wir gratulieren ganz herzlich den folgenden 
Genossinnen und Genossen: 

am 31.12. 2015 wurde Hanna Kossmann 93 
am 18.2. 2016 wurde Kristina Hartle 70 
am 22. 2. wurde Rosemarie Dorn 81 
am 3. 3. wurde Heinz Behnsen 86 
am 9. 7. wurde Leonore Schmidt 75 
am 12. 3. wurde Reinhold Weismann-Kieser 73 
und am 28. 3. wurde Helga de Perris Blaumeiser 75 

Wir wünschen euch auch weiterhin alles Gute, 
viel Gesundheit und Kraft! 

DKP Kreisvorstand Hannover 
DKP Gruppe Mitte 
DKP Gruppe Linden 


V 
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90 Jahre! 

Unser Genosse 

Herbert Dege 

hat am 30. 3. Geburtstag! 


Wir gratulieren ganz herzlich 
und wünschen dir alles Gute! 


DKP Kreisvorstand Hannover 
DKP Gruppe Mitte 
DKP Gruppe Linden 


»Die Schwachen kämpfen nicht. 

Die Starken kämpfen vielleicht eine Stunde lang. 

Die noch stärker sind, kämpfen viele Jahre. 

Aber die Stärksten kämpfen ihr Leben lang. 

Sie sind unentbehrlich.« 

- Bertolt Brecht 

Wir gratulieren unserem Genossen, Freund und Kollegen 

Hans Jürgen Rettig 

ganz herzlich zu seinem 80. Geburtstag 

Hans ist heute das Rückgrat unserer Arbeit in Karlsruhe! Er 
steht für die beharrliche und unerschütterliche Engagement 
für die Sache des Sozialismus wie kaum ein Zweiter. Ob in sei¬ 
ner Funktion als Kreissprecher oder ganz einfach als Freund 
und Ansprechpartner. Seine Aktivitäten prägen unsere Kreis¬ 
vereinigung ganz entscheidend. 

Hans gehört zu jenen Standhaften, die selbst im Angesicht der 
Konterrevolution ihrer marxistisch-leninistischen Partei die 
Treue hielten und bis heute die Grundlagen des Programms 
der kommunistischen Partei vertreten. Er steht für besonnene 
Bündnispolitik und diplomatisches Auftreten, das sein konse¬ 
quentes Eintreten für seine Weltanschauung zur Grundlage 
hat. 

Hans ist seit Jahrzehnten ein anerkannter Mitstreiter in den 
lokalen und landesweiten Bündnissen. Frieden und Antifa¬ 
schismus sind seine Schwerpunkte. Ob im Kreisvorstand der 
VVN-BdA, im Karlsruher Friedensbündnis oder in der von ihm 
selbst ins Leben gerufenen Friedensinitiative Bruchsal. Aber 
auch in der Kuba-Solidarität und der Lokalpolitik ist der Hobby¬ 
imker und Amateurfunker tätig, z.B. bei seiner Kandidatur auf 
der offenen Liste der Partei „Die Unke" im Wahlkreis Kraichtal 
bei der Kreistagswahl 2014. 

Hans erstellt seit Einführung der Hartz-IV-Gesetze 2004 wö¬ 
chentlich das Karlsruher „Montags-Info" für Arbeitszeitverkür¬ 
zung und gegen Sozialabbau. Dass er schon 80 Jahre sein soll, 
verwundert viele Genossinnen und Genossen, Kolleginnen und 
Kollegen. Aber selbst mit 80 Jahren lässt er es sich nicht neh¬ 
men, die Flugblätter Woche für Woche bei Wind und Wetter in 
hundertfacher Auflage in der Innenstadt zu verteilen. 

Lieber Hans, wir danken Dir für Deine beispielhafte Arbeit und 
Dein selbstloses Engagement im Kampf für die Interessen der 
Arbeiterklasse, für Frieden und Sozialismus. Wir wünschen Dir 
Gesundheit und Kraft und gemeinsam mit Brigitte noch viele 
schöne Erlebnisse und Reisen. 

DKP Karlsruhe 


Unser Leben ist nicht leicht zu tragen. 

Nur wer fest sein Herz in Händen hält, 
hat die Kraft zum Leben ja zu sagen, 
hat die Kraft, die Kraft zum Kampf für eine neue Welt. 

Jeder Tag ist in mein Herz geschlossen, 
der auch mich zu diesem Dienst beschied. 
Was ich singe, was ich singe, sing ‘ ich Euch Genossen, 
Eure Träume gehen durch mein Lied. 

Louis Fürnberg 

Hannes Stütz 

wird am 4. April 

80 

Lieber Hannes, Du kannst auf ein außergewöhnliches Leben als 
Künstler, Kulturtheoretiker und Kulturpolitiker zurückblicken. 
Nach dem Studium warst Du seit Anfang der 1960er Jahre Ka¬ 
barettist, Texter, Liedermacher, Theater- und Filmdarsteller und 
hast zusammen mit Freunden mehrere Kurzfilme produziert. Ei¬ 
nen herausragenden Beitrag hast Du in der frühen Ostermarsch- 
Bewegung als Texter und Sänger zahlreicher Ostermarschlieder 
geleistet. Das bekannteste war wohl „Unser Marsch ist eine gute 
Sache, weil er für eine gute Sache geht". Als Künstler und Orga¬ 
nisator hast Du die gewerkschaftliche Jugendarbeit unterstützt, 
so z. B. den Jugendmonat der IG Metall 1966 gemeinsam mit The¬ 
rese Angeloff. Du warst in Streikkämpfen dabei, hast an vielen 
Veranstaltungen gegen den US-Krieg in Vietnam, gegen die Not¬ 
standsgesetze und gegen die Neonazis mitgewirkt. Viele Deiner 
in diesen Kämpfen und Bewegungen entstandenen Lieder haben 
zusammen mit denen von Fasia Jansen, Dieter Süverkrüp u. a. 
in den Produktionen des Weltkreisverlages ihren Niederschlag 
gefunden. 

Du bist Autor mehrerer Bücher und eines Theaterstücks: „Kuba, 
Vom Zuckerrohr zur Zukunft", Weltkreis-Verlag 1978; „Nichteinen 
Klang geb ich euch ab" - Lesebuch zu Kunst, Kultur und Politik, 
1985 (Hrsg. PV der DKP); „Nach oben bleibt euch nichts mehr 
nur noch Gott oder die Guillotine". Vom Leben und Sterben des 
Berndt Koberstein (Leider bisher unveröffentlicht).; Jupp Angen¬ 
fort: „Sprung in die Freiheit", 2011, PapyRossa Verlag. Außerdem 
zwei Fotobände: Denk mal am Walldenkmal. Ein Spaziergang mit 
Hannes Stütz und seiner Kamera. Hrsg. Villa Ichon in Bremen e.V. 
2011; Heine. Ein Denkmal mit vier Seiten. Bestandsaufnahmen 
von Hannes Stütz und seiner Kamera, Villa Ichon e.V. 2014. 

Für Dich waren Kunst und Kultur stets mit Politik, den gesell¬ 
schaftlichen Bewegungen und Klassenkämpfen verbunden. 
Zugleich hast Du nachdrücklich ihren eigenen Stellenwert be¬ 
tont und bedeutende Beiträge zur Kulturtheorie geleistet. Dazu 
gehören die Mitwirkung an der Gründung und Herausgabe der 
politisch-literarischen Zeitschrift „kürbiskern" (1965), Deine Ver¬ 
öffentlichungen im „kürbiskern" und den Marxistischen Blättern 
sowie der von Dir verfasste Kulturbrief der DKP 1984. 

1968 warst Du Mitglied des Bundesausschusses zur Neukonsti¬ 
tuierung der DKP und anschließend viele Jahre Referent für Bil- 
dungs- und Kulturpolitik beim Parteivorstand, ln dieser Zeit wur¬ 
den unter Deiner maßgeblichen Mitwirkung die Grundlagen der 
Kulturpolitik unserer Partei gelegt, die sich in diesen Jahren zu 
einem der erfolgreichsten Tätigkeitsfelder der DKP entwickelte. 
Um das künstlerische Niveau, den Umfang und die Vielseitigkeit 
unserer kulturellen Arbeit sowie ihren Einfluss im linken Spek¬ 
trum haben uns andere politische Kräfte beneidet. All das wäre 
ohne Dein eigenes Wirken als Künstler und Deine Verankerung 
unter den linken Kulturschaffenden kaum möglich gewesen. 

Lieber Hannes, wir danken Dir ganz herzlich für Deine jahrzehn¬ 
telange Arbeit und wünschen Dir für die kommenden Jahre vor 
allem eine bessere Gesundheit und weiterhin Schaffenskraft auf 
unserem „Marsch, der für eine gute Sache geht", für eine Welt 
des Friedens und der sozialen Gerechtigkeit, für den Sozialismus. 

DKP Bremen 
DKP Parteivorstand 
UZ - Redaktion und Verlag 


H Kuratorium „Gedenkstätte Emst Thälmann“ e.V. 

Ausstellung, Bibliothek, Archiv im Thälmannhaus 
Emst-Thälmann-Platz / Tarpenbekstraße 66, 

20251 Hamburg, Tel.: 040 / 47 41 84 

130 Jahre Ernst Thälmann 

Für eine Welt ohne Hunger, Ausbeutung und Krieg 

Samstag, 16. April 2016,15 Uhr 

Kranzniederlegung an der Gedenkstätte, dem ehe¬ 
maligen Wohnhaus Thälmanns, Tarpenbekstraße 66, 
und anschließendes Nachdenken über Strategien 
des Antifaschismus heute. 

Sonntag, 17. April 2016,11 Uhr 

Politische Matinee im Theater „Polittbüro", 
Steindamm 45,20099 Hamburg, Eintritt: 7,- € 



jW Spezial 


Ausgabe inkl. Spezial für 1,50 € am Kiosk erhältlich 


Am 6. Aprilam Kiosk: 

Achtseitenextra IVI IgldllOll 

Ein gemeinsame Beilage von 

Arbejderen junge Welt, MorningStarundZeitungvum Letzeburger Vollek 
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Aktionen / Termine / Impressum 


Aufruf zur überregionalen Demonstration 
am 23. April 2016 in Hannover 

Obama und Merkel kommen: TTIP&CETA stoppen! Für einen gerechten Welthandel! 



Die Hannover Messe 2016 wird zusam¬ 
men von Bundeskanzlerin Angela Mer¬ 
kel und US-Präsident Barack Obama 
eröffnet: Ihr Ziel ist es, die TTIP-Ver¬ 
handlungen gemeinsam voranzubrin¬ 
gen. Doch das Handels-und Investiti¬ 
onsabkommen der EU mit den USA 
droht Demokratie und Rechtsstaatlich¬ 
keit zu untergraben. 

Ebenfalls in diesem Jahr will die Eu¬ 
ropäische Kommission das CETA-Ab¬ 
kommen mit Kanada dem Rat und dem 
Europäischen Parlament zur Ratifizie¬ 
rung vorlegen. Es dient als Blaupause 
für TTIP. Schon mit ihm könnten Groß¬ 
unternehmen über kanadische Tochter¬ 
gesellschaften EU-Mitgliedsstaaten auf 
Schadensersatz verklagen, wenn neue 
Gesetze ihre Profite schmälern. 

Dagegen tragen wir unseren Protest 
auf die Straße! Getragen von einem 
breiten Bündnis demonstrieren wir mit 
zehntausenden Menschen am Samstag, 
dem 23. April in Hannover - unmittel¬ 
bar vor dem Besuch Obamas. 

Dabei sind wir Teil einer transnatio¬ 
nalen Protestbewegung: Auf beiden Sei¬ 
ten des Atlantiks streiten wir zusammen 
mit unseren Freund/innen und Partner/ 
innen in Kanada und USA gegen Ab¬ 
kommen, die vor allem mächtigen wirt¬ 
schaftlichen Interessengruppen dienen. 
Hier wie dort treten wir für eine Han¬ 
dels- und Investitionspolitik ein, die auf 
hohen ökologischen und sozialen Stan¬ 
dards beruht und nachhaltige Entwick¬ 
lung in allen Ländern fördert. Sie muss 
insbesondere 

★ Demokratie und Rechtsstaat fördern 
sowie die Gestaltungsmöglichkeiten 
von Staaten, Ländern und Kommunen 
für die Zukunft sichern, 

★ nationale wie internationale Stan¬ 
dards zum Schutz von Mensch und Um¬ 
welt stärken sowie 

★ die Entwicklung einer gerechten 
Weltwirtschaftsordnung fördern. 

Wir brauchen soziale und ökologi¬ 
sche Leitplanken für die Globalisie¬ 
rung. Doch TTIP und CETA gehen in 
die falsche Richtung: Der „Wert“ des 
Freihandels wird über die Werte öko¬ 
logischer und sozialer Regeln gestellt. 
Sonderklagerechte für Investoren ge¬ 
fährden parlamentarische Handlungs¬ 
freiheiten. 

Beide Abkommen setzen öffentli¬ 
che und gemeinnützige Dienstleistun¬ 
gen und Daseinsvorsorge, kulturelle 
Vielfalt und Bildungsangebote unter 
Druck. Sie ziehen die falschen Lehren 
aus der Finanzkrise, stärken transnati¬ 
onale Konzerne und schwächen kleine 
und mittelständische Unternehmen, 
auch in der Landwirtschaft. TTIP und 
CETA grenzen die Länder des globa¬ 
len Südens aus, statt zur Lösung globa¬ 
ler Probleme wie Hunger, Klimawandel 
und Verteilungsungerechtigkeit beizu¬ 
tragen. 


Wir treten daher für internationale 
Abkommen ein, die 

★ Umwelt-, Sozial-, Daten-und Ver¬ 
braucherschutzstandards erhöhen statt 
sie zu senken oder auszuhebeln; 

★ Arbeitsstandards wie die Kernar¬ 
beitsnormen der Internationalen Ar¬ 
beitsorganisation (ILO) festschreiben 
statt sie auszuhöhlen; 

★ öffentliche und gemeinnützige 
Dienstleistungen und Daseinsvorsorge 
stärken statt sie zu schwächen; 

★ kulturelle Vielfalt und öffentliche 
Bildungsangebote fördern statt sie als 
Handelshemmnis zu betrachten; 

★ bäuerliche und nachhaltige Land¬ 
wirtschaft sowie artgerechte Tierhal¬ 


tung voranbringen statt Gentechnik 
und industrielle Landwirtschaft zu för¬ 
dern; 

★ die Macht von Konzernen und Fi¬ 
nanzmarkt-Akteuren begrenzen statt 
sie zu vergrößern; 

★ global ausgerichtet sind statt die 
Mehrheit der Menschen auszugrenzen 
und 

★ transparent und offen verhandelt 
werden statt geheim und in Hinterzim¬ 
mern. 


Hierfür gehen wir am Samstag, dem 
23. April in Hannover auf die Straße - 
Demonstrieren Sie mit! 


Hier gibt's was auf die Presse 

Die „junge Welt“ ist beim Pressefest 2016 wieder dabei 



Traditionell werden auch dieTageszeitung junge Welt (jW) und die ebenfalls vom 
Verlag 8. Mai herausgegebene Kultur- und Musikzeitschrift Melodie & Rhythmus 
(M&R) mit einem eigenen Bereich beim diesjährigen UZ-Pressefest zugegen sein. 
Wie gewohnt präsentieren jW und M&R dort spannende politische Diskussions¬ 
runden, kulturelle Beiträge, Bücher und Magazine. Neben verschiedenen Redak¬ 
tionsmitgliedern der jW wird auch Susann Witt-Stahl, Chefredakteurin der M&R, 
vor Ort sein und Fragen der Leserinnen und Leser beantworten, sowie das von ihr 
verantwortete Magazin vorstellen. 


Termine@unsere-zeit.de 


SA ★ 2. APR 


Nürnberg: Roter Spieletag der DKP. Rotes 
Zentrum, Reichstraße 8,14.00 Uhr. 


SO ★ 3. APR 


Hamburg: „Zwangsarbeit in Hamburg 
1939-1945“, Führung durch die erweiterte 
Dauerausstellung in den letzten erhaltenen 
ehemaligen Zwangsarbeiterbaracken Ham¬ 
burgs, Lager Kowahl+Bruns. Veranstalter: 
Willi-Bredel-Gesellschaft-Geschichtswerk- 
statt e.V. Wilhelm-Raabe-Weg 23, nahe S- 
Bahn Flughafen, 14.00 Uhr bis 17.00 Uhr. 


MO ★ 4. APR 


Hamburg: „Spiel mit dem Feuer-Nato-Ost- 
erweiterung und Ukraine“, Diskussionsver¬ 
anstaltung der DKP-Gruppe Hamburg-Nord. 
Bürgerhaus Langenhorn, Tangstedter Land- 
straße 41,19.00 Uhr. 

Dortmund: Demo zum Gedenken an den 
Mord an Mehmet Kubasik. Mallinckrodtstra¬ 
ße 190 (am ehemaligen Kiosk von Mehmet 
Kubasik), 18.00 Uhr. 


Dl ★ 5. APR 


Recklinghausen: Treffen der DKP u.a. zur 
Vorbereitung des Pressefestes und anderer 
anstehenden Aktivitäten. Ladenlokal Keller¬ 
straße 7,19.30 Uhr. 


Ml ★ 6. APR 


Stuttgart: „60 Jahre KPD-Verbot“, Treffen 
der DKP-Senioren Region Stuttgart. Clara- 
Zetkin-Haus, Sillenbuch, Gorch-Fock-Straße 
26,14.00 Uhr. 


DO ★ 7. APR 


Nürnberg: Gruppenabend der DKP zur Bun¬ 
destagswahl 2017. Rotes Zentrum, Reichs¬ 
traße 8,19.00 Uhr. 


FR ★ 8. APR 


Schweinfurt: Mitgliederversammlungen 
der Gruppe Schweinfurt/Haßberge und des 
Kreises Unterfranken der DKP. DFG-VK-Büro, 
Gabelsbergerstraße 1,19.00 Uhr. 


SO ★IO.APR 


Dortmund: Gedenkveranstaltung der DKP 
für die Kapp-Putsch-Gefallenen. Nordfried¬ 
hof, Eingang Osterfeldstraße, 14.00 Uhr. 


MO ★ 11. APR 


Elmshorn: Mitgliederversammlung der DKP 
zur Vorbereitung des Wasserturmfestes. 
Reinhold-Jürgensen- Zentrum, 19.30 Uhr. 


Ml ★ 13. APR 


Röthenbach/Pegnitz: Mitgliederversamm¬ 
lung der DKP Nürnberger Land zu aktuellen 
politischen Aufgaben. „Floraheim“, Stein¬ 
bergstraße 10,19.00 Uhr. 


DO ★ 14. APR 


Nürnberg: „Antifaschismus heute - was ist 
zu tun?“ Gruppenabend der DKP. Rotes Zen- 
trum, Reichstraße 8,19.00 Uhr._ 

Oberhausen: „Wie umgehen mit der AfD?“ 
Vortrag und Diskussionsveranstaltung des 
Rosa-Luxemburg-Clubs mit dem Journalis¬ 
ten Markus Bernhardt. „Fabrik Kl 4“, Loth¬ 
ringer Straße 64,19.00 Uhr. 


FR ★IS. APR 


Hannover: „Angriff der EU auf die griechi¬ 
sche Demokratie - Widerstand der griechi¬ 
schen Bevölkerung gegen die Troika.“ Vor¬ 
trag von Emmanuel Korakis, Mitglied der 
KKE, mit anschließender Diskussion. Ver¬ 
anstaltung der DKP Hannover und der KKE 
Hannover. DKP-Büro, Göttinger Straße 58, 
18.00 Uhr. 


Dl ★ 19. APR 


Rostock: Roter Stammtisch Rostock - UZ- 
Lesertreff. Cafe Marat, Doberaner Straße 21, 
19.00 Uhr. 


DO ★ 21. APR 


Nürnberg: „Organisationsprinzipien einer 
Kommunistischen Partei - Kritik und Selbst¬ 
kritik“ . Gruppenabend der DKP. Rotes Zen¬ 
trum, Reichstraße 8,19.00 Uhr. 


Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem Er¬ 
scheinungstermin der entsprechenden Aus¬ 
gabe der UZ, möglichst auch mit Angabe des 
Themas der Veranstaltung an termine@un- 
sere-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoffnungs¬ 
traße 18, 45127 Essen. 



Spenden für das 
UZ-Pressefest - 
Volksfest der DKP 

bitte auf folgendes Konto des DKP- 
Parteivorstands bei der GLS-Bank 
überweisen. 

IBAN: 

DE 63 4306 0967 4002 4875 01 
BIC: 

GENODEMlGLS 

www.unsere-zeit.de 

www.uz-pressefest.de 


Jetzt abonnieren und 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 


□ Zeitung / Drei-Monats-Abo (10,- €) 

□ Zeitung/Normal (132,-€/Jahr) 

□ Zeitung/Ermäßigt (66,-€/Jahr) 

□ Zeitung / Förderabo (min. 180,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Normal (96,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Ermäßigt (48,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Förderabo (144,- € / Jahr) 

Alle Preise inkl. MwSt. und Versand. 


Prämie 

3-Monats-Abo 

„Tag der Befreiung 
vom Faschismus - 
der Kampf geht weiter“ 
(Broschüre, 60 Seiten) 



sichern! 



Prämie ^ 
Jahresabo 

„Gespenst des 
Kommunismus“ 
(T-Shirt, schwarz) 
Herren: M - XXL 
Damen: S - XL 
Bitte Größe angeben! 



Ich zahle mein UZ-Abonnement □ monatlich* □vierteljährlich* □ halbjährlich □ jährlich *Nur bei SEPA Einzug möglich 


- CH Einzugsermächtigung / SEPA-Lastschriftmandat 
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Ich komme zum Pressefest... 


weil ich dort tausende Menschen 
treffe , mit denen ich für eine Ge¬ 
sellschaft ohne Klassen und eine 
Welt ohne Krieg und Naturzer¬ 
störung kämpfen kann. 

Susann Witt-Stahl, Journalistin und 
Chefredakteurin der „Melodie & 
Rhythmus“ (M&R), Hamburg 


Kriege töten zweimal 

Ein seltenes Stück Wahrheit im deutschen Fernsehen 


D as erste Opfer des Kriegs, das 
weiß man, ist immer die Wahrheit. 
Diese Aussage bezieht sich vor al¬ 
lem auf den Anlass des Krieges, die Be¬ 
gründung, die fast immer dazu dient, den 
wahren Kriegsgrund zu verschleiern. Im 
Fall des Krieges der USA und ihrer Ver¬ 
bündeten, der damaligen „Koalition der 
Willigen“ wurde seinerzeit erklärt, der 
Irak besitze Nuklearwaffen und mobi¬ 
le Labore für die Herstellung von Che¬ 
miewaffen, dazu auch die notwendigen 
Trägermittel. Außerdem sei der Irak un¬ 
ter Präsident Saddam Hussein ein Herd 
künftiger Kriege und ein Hort des Ter¬ 
rorismus. 

Genau das Gegenteil war der Fall. 
Die angeblichen Massenvernichtungs¬ 
waffen konnten weder gefunden noch 
der Öffentlichkeit präsentiert werden. 
Der Terrorismus, der Jahre später sei¬ 
ne zugespitzte Form in der Entstehung 
des „Islamischen Staates“ fand, erlebte 
seine Höchstform, nachdem die USA 
und ihre Koalitionäre das Land bereits 
in eine Trümmerwüste verwandelt und 
ihren Erzfeind Saddam Hussein gegen 
jedes Völkerrecht in einer Prozess-Farce 
zum Tode verurteilt und ermordet hat¬ 
ten. Der eigentliche Grund für diesen 
Krieg war ein ganz anderer, nämlich - 
kurz gesagt - die Umsetzung des in Wa¬ 
shington entwickelten Konzepts eines 
„Größeren Nahen Ostens“, das die Um¬ 
gestaltung der Region entsprechend den 
politischen, wirtschaftlichen und militä¬ 
rischen Interessen der Machthaber in 
den USA vorsah. 

All das ist mehr oder weniger all¬ 
gemein bekannt. Was jedoch bis heute 
verschwiegen wird, auf keinen Fall all¬ 
gemein bekannt werden soll, ist, dass die 
Trümmerwüste, in die das einst blühende 
Land zerbombt und zerschossen wurde, 
auch heute noch tötet. Den Journalisten 
Karin Leukefeld und Markus Matzel ist 
es zu verdanken, dass dieser Vorhang des 
Schweigens und der Lüge nun ein wenig 
gelüftet werden konnte. 

Zu später Nachtzeit, eine halbe 
Stunde vor Mitternacht, sendete das 
Erste Deutsche Fernsehen vor zwei 
Wochen die Dokumentation „Was von 
Kriegen übrig bleibt“. Aufmerksame 
Zuschauer wissen, dass das deutsche 
Fernsehen solche Beiträge gern um 
diese Zeit ausstrahlt - und auch so gut 
wie keine Werbung dafür macht. Der 
Grund ist einfach: Einerseits kann man 
behaupten, wahrheitsgemäße Sendun¬ 
gen im Programm zu haben, und ande¬ 
rerseits sorgt man dafür, dass möglichst 
wenige Zuschauer dann noch diese 
Sendungen sehen. 

Was Karin Leukefeld und Markus 
Matzel den Zuchauern präsentierten, 
ist auch für hartgesottene Zuschauer 
schwer verdaulich. Zuweilen entstand 
der Wunsch, einfach die Augen zu 
schließen, um das Grauen nicht sehen 
zu müssen. Genau das darf man jedoch 
nicht. Wir dürfen die Augen nicht ver¬ 
schließen vor den Verbrechen, die von 
Militärs begangen wurden und werden, 
vor den Kriegsverbrechen, die von ge¬ 
wissenlosen Politikern vorbereitet und 
die dann im Interesse derjenigen verübt 
werden, die daran verdienen, die damit 
ohne jegliche Skrupel ihre Macht- und 
Profitinteressen durchsetzen. 

Während der massiven Angriffe ei¬ 
ner gnadenlosen militärischen Über¬ 
macht gegen die irakische Armee und 
die Bevölkerung des Zweistromlan¬ 
des - sowohl bei der als „Befreiung“ 


verschleierten Eroberung des Irak, als 
auch beim zermürbenden Krieg gegen 
übrig gebliebene Verteidiger des Lan¬ 
des, wie zum Beispiel bei der Belage¬ 
rung, Zerstörung und Einnahme der 
Stadt Falludscha - wurden Waffen ein¬ 
gesetzt, deren zerstörende Wirkung und 
technische Ausgereiftheit bis dahin nie 
bekannt war. Dazu gehörten auch bis zu 
400 Tonnen DU-Munition - DU steht 
für „Abgereichertes Uran“. Deren Ein¬ 
satz wird bis heute weitgehend geleug¬ 
net, ist aber durch Aussagen von Au¬ 
genzeugen und durch wissenschaftliche 
Untersuchungen längst nachgewiesen. 

Die gesamte Wirkung solcher DU- 
Munition ist wahrscheinlich noch nicht 
bekannt, wird zumindest von den Ver¬ 
antwortlichen nicht zugegeben. Nicht 
zu leugnen ist jedoch ein bis dahin un- 
gekannter Anstieg von Krebserkran¬ 
kungen und genetischen Veränderun¬ 
gen bei Menschen, die den Krieg über¬ 
lebten. Der Krieg, der im Jahr 2003 von 
den USA in den Irak getragen wurde, 
tötet heute noch. In den am stärksten 
umkämpften Gebieten werden Kinder 
mit grauenvollen Missbildungen gebo¬ 
ren, viele von ihnen haben nicht die ge¬ 
ringste Chance, die ersten Stunden oder 
Tage nach der Geburt zu überleben. Die 
Bilder dieser dem Tod geweihten Kin¬ 
der sind so grausam, dass man sie nicht 
sehen möchte, aber eigentlich doch zei¬ 
gen sollte, um das Ausmaß der Schre¬ 
cken des Krieges deutlich zu machen, 
der offiziell seit Jahren beendet ist und 
dennoch auch heute seine Opfer for¬ 
dert. Viele nach dem Krieg geborene 
Kinder haben überlebt, leiden jedoch 
unter Krebserkrankungen, die unter 
den Bedingungen des immer noch weit¬ 
gehend zerstörten Landes kaum behan¬ 
delbar sind. 

Der Irak, der von den USA und ih¬ 
ren Alliierten nach dem Krieg geschaf¬ 
fen wurde, ist ein gescheiterter Staat. 
Seine Regierung und seine Behörden 
sind nur in den seltensten Fällen in der 
Lage, mit den immer noch tödlichen 
Folgen des Krieges umzugehen, Der 
Film zeigt Kinder, die unmittelbar ne¬ 
ben den zerstörten, mit Uran verseuch¬ 
ten Resten irakischer Panzer Fußball 
spielen, nicht ahnend, welcher Gefahr 
sie ausgesetzt sind ... 

Der Film zeigt aber auch, wie die Sie¬ 
ger von damals an der Weiterentwick¬ 
lung der Waffen arbeiten, wie auf der 
Internationalen Waffenmesse IDEX 
im nahen Abu Dhabi mit solchen Waf¬ 
fen gehandelt wird als seien es Nähma¬ 
schinen. Der Waffen- und Abrüstungs¬ 
experte Jan van Aken weist darauf hin, 
dass bei ausgestellten Nähmaschinen im 
Normalfall auch das damit hergestellte 
Produkt präsentiert wird, wie zum Bei¬ 
spiel ein schönes Brautkleid. Die Aus¬ 
steller der Waffen jedoch zeigen nicht 
ihr „Endprodukt“, nämlich die Toten 
und Krüppel. 

Man möchte die Augen verschließen. 
Das geht aber nicht. Denn Karin Leu¬ 
kefeld und Markus Matzel zeigen auch, 
wie die USA an der Entwicklung einer 
modernisierten Atombombe arbeiten. 
Und die ist nicht irgendwo weit entfernt 
von uns. Sie soll auch in dem Luftwaffen¬ 
stützpunkt der deutschen Bundeswehr 
in Büchel stationiert werden. Wir dürfen 
die Augen nicht verschließen. bro 

Die Sendung „Was von Kriegen übrig 
bleibt“ kann unterardmediathek.de auf¬ 
gerufen werden. 
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Einladung zur Märchenstunde 

Liebe Abgeordnete, 
hocherfreut teile ich Ihnen mit, daß 
es mir endlich gelungen ist, Ihnen ei¬ 
nen Einblick in die Vertragsunterlagen 
zum Freihandelsabkommen TTIP zu 
ermöglichen. 

Dazu waren jahrelange Verhand¬ 
lungen zwischen mir und der US-Re- 
gierung notwendig. Für den neu einge¬ 
richteten Leseraum - er befindet sich 
in einem stillgelegten Uranbergwerk in 
642 Metern Tiefe - gibt es zwar eini¬ 
ge kleine Einschränkungen, trotzdem 
wird es Ihnen selbstverständlich er¬ 
möglicht, Ihn zu betreten. Ein Aufzug 
existiert allerdings nicht. 

Voraussetzung ist weiter, dass Sie 
als Abgeordnete des Bundestages Ihre 
Konsumartikel seit zwei Jahren vor¬ 
bildhaft in den USA erwerben, einen 


amerikanischen Straßenkreuzer fah¬ 
ren, und bei öffentlichen Veranstaltun¬ 
gen ebenso wie Politiker in den USA 
für das Tragen von Schusswaffen ein- 
treten. 

Außerdem werden Sie vor dem Be¬ 
treten des Leseraums noch einer klei¬ 
nen Befragung durch CIA-Mitarbeiter 
unterzogen - sinnvoll wäre es deshalb, 
dass Sie in Badekleidung vorsprechen, 
weil der CIA gerne das unterhaltsame 
Waterboarding-Spiel mit Ihnen durch¬ 
führen will. 

Im Leseraum selbst befinden sich 
ein Stuhl und ein Tisch, beide stehen 
zwei Meter links von der Tür entfernt. 
Ich beschreibe dies deshalb genau, weil 
der Raum natürlich US-lesefreundlich 
gestaltet wurde, also komplett ohne Be¬ 
leuchtung. 

Jeder Versuch von Ihnen, eigene 
Lichtquellen zu benutzen, wird mit so¬ 


fortiger Festnahme bestraft. Schließlich 
heißt der Titel des Vertragsdokuments 
nicht umsonst „Freihandelsabkom¬ 
men“ das bedeutet freie Verfügbarkeit 
über Sie durch die USA. 

Trotzdem haben Sie großzügige 
fünf Minuten Zeit, alle Vertragsunter¬ 
lagen anzufassen, zu riechen und sinn¬ 
lich aufzunehmen. 

Nach meiner abschließenden Über¬ 
prüfung vor der Freigabe tragen diese 
inzwischen seltsame Titel, die irgend¬ 
wie an deutsche Märchen erinnern wie 
„Hans im Glück“ „Das tapfere Schnei¬ 
derlein“ oder „Die goldene Gans“. Der 
Vertragssinn ist jedoch korrekt wieder¬ 
gegeben, denn jeder Abschnitt beginnt 
mit dem Satz „Es war einmal...“ 

Viel Spaß beim Lesen 

Ihr Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel 

Werner Lutz, Einheit(z)-Textdienst 


Sieg oder... 

Als die DDR-Hymne zweimal gespielt wurde 
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Das Tor der BRD-Mannschaft blieb leer. 


Dieser Tage j ährte sich zum 55. Mal ein 
Kapitel der Eishockeygeschichte, an das 
man erinnern sollte, zumal es sich seit¬ 
dem nie wiederholte und demzufolge 
blanke Rarität blieb. Die Weltmeister¬ 
schaft 1961 fand in Genf und Lausanne 
statt und die Schweizer Gastgeber hat¬ 
ten zwei „Schlager“ für den letzten 
Tag reserviert: BRD gegen DDR und 
UdSSR gegen Kanada. Niemand ahn¬ 
te, dass die erste Partie nie stattfinden 
würde, und zwar aus rein politischen 
Gründen. Wie seit eh und je gehörte es 
zur WM-Gepflogenheit, dass am Ende 
eines Spiels die Hymne des Siegers ge¬ 
spielt wurde. Also musste man in Bonn 
damit rechnen, dass in Genf die DDR- 
Hymne gespielt werden würde. Ganz 
am Rande: Man schrieb den 12. März 
1961 und die Mauer stand noch nicht. 

Bonn ließ die bundesdeutsche 
Mannschaft wissen, dass sie einen Sieg 
garantieren müsse, was in der Sport¬ 
geschichte noch nie von einer Regie¬ 
rung verlangt worden war. Ich war vor 
Ort und hatte seit langem einen guten 
Kontakt zu einem bundesdeutschen 
Eishockeyfunktionär, der die Kabine 
der Mannschaft verlassen hatte, als der 
damalige Chef des bundesdeutschen 
Sports, Willi Daume, in seinem Sport¬ 
wagen vor die Halle gefahren war und 
der Mannschaft die Order aus Bonn 
übermittelt hatte: Sieg oder Spielver¬ 
zicht. Der Bekannte flüsterte mir die 
unglaubliche Mitteilung zu, ich flüster¬ 
te sie dem DDR-Trainer weiter, der mir 
Schläge androhte, weil er sie für einen 
üblen Trick hielt. Also schwieg der Trai¬ 
ner gegenüber den Spielern. Die DDR- 
Mannschaft zog sich um und stakelte 
zum Eis. Die andere Hälfte des „Fel¬ 
des“ aber blieb leer. Die Schiedsrichter 
walteten ihres Amtes und pfiffen die 
Partie an. Manfred Buder feuerte den 
Puck auf das leere Tor. Die Schiedsrich¬ 
ter pfiffen die Partie ab und trugen auf 
dem Berichtsbogen einen 5:0-Sieg der 
DDR ein. Dann erklang die Hymne der 
DDR! 

Inzwischen zerbrachen sich die 
Gastgeber den Kopf, wie sie das die 
Tribünen füllende Publikum zufrieden¬ 
stellen könnten und fragten den DDR- 
Mannschaftsleiter, ob er bereit sei, ge¬ 
gen eine internationale Mannschaft zu 
spielen. Er willigte ein und die Veran¬ 
stalter rasten in die Quartiere der ver¬ 
schiedenen Mannschaften und fragten 
die Aktiven, ob sie bereit wären, gegen 
die DDR anzutreten. Es kam mehr als 
eine Mannschaft zusammen und das 
Publikum erlebte ein turbulentes Spiel, 
das 5:3 für die DDR endete. Die Veran¬ 
stalter spielten demonstrativ die DDR- 
Hymne zum zweiten Mal! 

Hinter den Kulissen tat sich indes¬ 
sen einiges. Die DDR rangierte in der 
Fairplay-Tabelle zu diesem Zeitpunkt 
auf dem dritten Rang und wurde durch 
Abstimmung der Fairplay-Kommission 
auf Rang eins befördert. Jeder Spieler 
erhielt eine Urkunde und eine kost¬ 
bare - wenn ich mich richtig erinnere, 


kostete sie in den Läden eine vierstel¬ 
lige Summe Schweizer Franken - Arm¬ 
banduhr. 

Daume hatte den Journalisten, die 
nicht begriffen, was eine Mannschaft 
bewegen konnte, die Weltmeisterschaft 
zu boykottieren, erklären wollen, dass 
die DDR ein „Unrechtsstaat“ war und 
man nicht gegen „Unrechtsstaaten“ 
spielen würde, aber als er die Veran¬ 
stalter um einen Saal bat, antwortete 
der Manager der WM ihm: „Sie haben 
in dieser Halle einen Raum, den sie je¬ 
derzeit benutzen können, nämlich ihre 
Umkleidekabine! “ 

Daume musste sich also zwischen 
Schlägern und Trikots auf einer der 
Bänke einen Platz suchen und versuch¬ 
te es mit der Ausrede, dass der bundes¬ 


deutsche Sport wegen der Politisierung 
des DDR-Sports jeden Kontakt abge¬ 
brochen habe. Die Frage eines Schwei¬ 
zer Journalisten, wie er denn die Spiel- 
Verweigerung politisch einordnen wür¬ 
de, ignorierte er. Auch weitere Fragen 
beantwortete er nicht und eilte auf den 
Parkplatz, um nach Hause zu fahren. 

Ursprünglich hatte man sogar ver¬ 
sucht, der DDR-Mannschaft die Visa 
zu verweigern, aber dazu gab sich die 
Schweizer Regierung nicht her. Ein 
Jahr später war das einfacher: Die Welt¬ 
meisterschaft fand in Denver (USA) 
statt. Als der DDR die Visa verweigert 
wurden, entschlossen sich die UdSSR 
und die CSSR, auf die Teilnahme zu 
verzichten. Die Weltmeisterschaft wur¬ 
de zum Vorort-Turnier ... Klaus Huhn 


Der rote Kanal 


Der große Diktator ; USA 1940 

Das Ansehen des Spielfilms lohnt 
immer noch. Die Faschisten werden 
lächerlich gemacht, ohne verharm¬ 
lost zu werden. 

Danach zeigt arte eine Dokumenta¬ 
tion über Charlie Chaplin. 

So., 3.4., 20.15-22.14 Uhr, arte 

NSU - Die Opfer, D 2016 

Das Politdrama zeigt die Leiden 
der Angehörigen der Ermorde¬ 
ten. Verursacht auch durch Ermitt¬ 
lungsbehörden, die den rechtsradi¬ 
kalen Hintergrund leugneten und 
die Familien und ihr Umfeld zu den 
Hauptverdächtigen machte. 

Mo., 4.4., 20.15-21.50 Uhr, ard 

Broken Land, CH 2015 

Die Dokumentation zeigt das Leben 
von sieben US-Amerikanern, die in 
der Nähe der amerikanisch-mexi¬ 
kanischen Grenze im Schatten des 
Grenzzauns wohnen. Sie alle finden 
Spuren der Einwanderer im Sand 
der endlos scheinenden Wüste. Was 
sind die Perspektiven dieser Grenz¬ 


bewohner, wie gehen sie mit der Si¬ 
tuation um?. 

Mo., 4.4., 23.25-0.40 Uhr, arte 

Die Legende von Paul 
und Paula, DDR 1973 

Paul ist unglücklich verheiratet. Ge¬ 
genüber seiner Wohnung lebt die al¬ 
leinstehende Paula mit ihren beiden 
Kindern. Ihre Begegnung in einer 
Kellerbar wird zu Leidenschaft. Wäh¬ 
rend Paula sich fortan im siebten Him¬ 
mel wähnt, bleibt Paul distanziert, will 
den Schein seiner Ehe wahren und so 
seine Karriere schützen. Bahnbre¬ 
chender Defa-Spielfilm. 

Mo., 4.4., 23.55-1.40 Uhr, mdr 

Themenabend: Rechtsruck in Europa 

Sieben Beiträge und über sieben Stun¬ 
de widmet arte dem drängenden Pro¬ 
blem unserer Zeit. 

Di., 5.4., 20-15-3.30 Uhr, arte 

NSU - Die Ermittler, D 2016 

Dritter Teil der Miniserie. Im An¬ 
schluss zeigt der Sender eine Doku¬ 
mentation. 

Mi., 6.4., 20.15-21.45 Uhr, ard 
















































